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9       Der Ordoliberalismus der Freiburger Schule als Reaktion 
auf die totalitären Herrschaftssysteme des Kommunismus  
und des Nationalsozialismus/Faschismus 

 
Während der 1930er und 1940er Jahre begann ein Kreis von Ökonomen, Soziolo-
gen und Juristen um Walter Eucken (1891-1950), Franz Böhm (1895-1977), Alex-
ander Rüstow (1885-1963) und Wilhelm Röpke (1899-1966) erneut damit, nach 
einer freiheitlichen Alternative zur Skylla des Laissez-faire-Kapitalismus und zur 
Charybdis der totalitären Herrschaftssysteme des Kommunismus und des Natio-
nalsozialismus zu suchen. Dabei griffen sie aber nicht auf die frühe Monopolkritik 
des französischen Aufklärers Sièyes und auf die gedanklichen Vorarbeiten der 
Frühsozialisten, von Mill und Proudhon sowie von den Bodenrechts- und Geldre-
formern zurück; allein Franz Oppenheimer konnte eine Nachwirkung auf sie erzie-
len, die allerdings eng begrenzt blieb.1 So hat sich Böhm, Eucken, Rüstow und 
Röpke der Gegensatz zwischen Marktwirtschaft und Kapitalismus noch nicht in 
seiner ganzen Tragweite erschlossen. Zwar traten sie jeglicher Rechtfertigung von 
Wettbewerbsbeschränkungen durch private und staatliche Machtballungen entge-
gen und nach mehr als einem halben Jahrhundert, in dem die Kapitalkonzentration 
von der Historischen Schule und der Neoklassik sowie vom Marxismus für ein 
notwendiges Vehikel des technischen Fortschritts gehalten worden war, waren die 
frühen Ordoliberalen die ersten, die wieder in die Richtung einer Dezentralisierung 
des Kapitals und an die Schaffung kleinerer und mittlerer Unternehmen dachten. 
Aber im unbedingten Bestreben, liberale Grundpositionen beizubehalten, scheuten 
sie davor zurück, zugleich antikapitalistisch zu argumentieren, weil ihnen antikapi-
talistische Haltungen per se als antiliberal erschienen. 
 
Ursachen der Weltwirtschaftskrise 
 
Die mit dem Crash an der New Yorker Börse im Oktober 1929 einsetzende große 
Weltwirtschaftskrise war auch für Böhm, Eucken, Rüstow und Röpke jene beson-
dere historische Zäsur, die sie veranlasste, den Glauben an die unsichtbare Hand 
des Marktes aufzugeben und Funktionsmängel des Laissez-faire-Kapitalismus zu 
analysieren. Röpkes ausdrücklicher Hinweis, „dass wir nichts zu schaffen haben ... 
wollen ... mit der Behauptung vom Ende des Kapitalismus und der Weltwirtschaft“, 
zeigt jedoch, dass ihnen vorerst noch der tiefere Einblick in den Gegensatz zwi-
schen der monopolkapitalistisch vermachteten Marktwirtschaft und einer von Mo-
nopolen befreiten nachkapitalistischen Marktwirtschaft fehlte. Immerhin ließ es 

                                                
1     Haarmann ging von einem größeren Einfluss Oppenheimers auf die Ordoliberalen aus und hielt es 
für „wahrscheinlich, dass Oppenheimers Schule mittelbar auch ihre Wirkung auf den berühmter Frei-
burger hatte“, womit Walter Eucken gemeint war. Vgl. hierzu Moritz Peter Haarmann (2015), S. 75 und 
217. – Zum Nachlass von Franz Oppenheimer in den „Central Zionist Archives“ (CZA) in Jerusalem vgl. 
Claudia Willms (2015). 
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die „unheimliche Hartnäckigkeit“ der Krise nicht mehr zu, am neoklassischen Ver-
trauen in die Selbstheilungskräfte des Marktes festzuhalten. Eine „primäre Krise“, 
die die Wirtschaft vielleicht noch aus eigener Kraft hätte überwinden können, habe 
sich zu einer „sekundären Krise“ gesteigert und einen „Prozess kumulativen Nie-
dergangs in Bewegung gesetzt“, der sich nicht mehr durch einen selbsttätigen 
Anpassungsprozess aufhalten ließ. Ähnlich wie Gesell und Keynes machte Röpke 
hierfür eine „Nachfragekontraktion“ verantwortlich, die „man auf die kurze Formel 
bringen (kann), dass Einkommensbildung und Einkommensverwendung weit aus-
einanderklaffen und damit eine Grundvoraussetzung immer wieder vereitelt wird“2 
- nämlich eine Grundvoraussetzung für eine selbsttätige Rückkehr der Wirtschaft 
in ihr Gleichgewicht. 
   Röpke griff allerdings nicht den Gedanken eines „klug geleiteten Kapitalismus“ 
auf, den Keynes 1926 in seiner Schrift über „Das Ende des Laissez-faire“ dargelegt 
hatte. Ebenso wenig folgte er Gesells Vorform von Keynes späterer Analyse der 
„Vorliebe für Liquidität“ und dem Vorschlag, den Liquiditätsvorteil des Geldes 
durch die Einführung von „künstlichen Durchhaltekosten des Geldes“ zu neutrali-
sieren, um damit Angebot und Nachfrage, Sparen und Investieren in ein stabiles 
Gleichgewicht zu bringen. Gesell und andere ‚monetary cranks‘ verortete Röpke in 
einer „sumpfigen Grenzzone des frei schweifenden Abenteurertums“ und behaup-
tete - ohne dies näher zu begründen - , dass „alle diese monetären Erlösungsleh-
ren - unter denen die sogenannte ‚Freigeldlehre’ Silvio Gesells am bekanntesten 
ist -  ... mit eintöniger Regelmäßigkeit auf Inflation hinaus(laufen).“3 
   Statt tiefer in die Problematik der zeitweisen Nachfrageunwirksamkeit von Teilen 
der Geldmenge einzudringen, führte auch Eucken die Ursachen der Weltwirt-
schaftskrise auf einen „ganz anderen Tatsachenkomplex“ zurück. Der von Lassalle 
als „Nachtwächterstaat“ verhöhnte Minimalstaat der Klassiker sei nämlich im 
Zuge des Übergangs vom frühen Konkurrenzkapitalismus zum staatlich organi-
sierten Monopolkapitalismus immer mehr zu einem Recht und Macht vermischen-
den „Wirtschaftsstaat“ geworden, in dem mächtige Interessengruppen den Wett-
bewerb beschränken und ihre Verbände die Gesetzgebung zu ihren Gunsten beein-
flussen. Ohne die Schlüsselrolle des dysfunktionalen kapitalistischen Geldes und 
der sozialen Spaltung der Gesellschaft in Reiche und Arme bei der Verursachung 
wirtschaftlicher Krisen zu erkennen, blieb die Weltwirtschaftskrise für Eucken 
lediglich ein „Phänomen, das nur aus der seelischen Lage des Menschen“ zu er-
klären sei. „Nicht unmittelbar aus dem Kapitalismus selbst heraus sind also die 
Schwierigkeiten entstanden. Letzten Endes sind es die Massen, unter deren wach-
sendem Druck ... der Wirtschaftsstaat geschaffen wurde.“4 Zu jener Zeit hatte  

                                                
2     Wilhelm Röpke (1933a), S. 556 - 557 und 560 - 561. 
3     Wilhelm Röpke (1933b), S. 11 (Einspruch gegen Irving Fishers Verständnis für eine Geldreform), 
sowie ders. (1937/1954), S. 160. 
4     Walter Eucken (1932/1997), S. 5 - 24, hier: S. 8 (Seelenverfassung der Menschen) - 10 (Wirtschafts-
staat). 
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Eucken bereits Kenntnis von Gesells Geldreform, aber in seinem Denken spielte 
sie keine Rolle.5 
   Eucken wie auch Röpke, der ebenfalls nicht in den Institutionen des Geldwesens, 
sondern in „antikapitalistischen Massenbewegungen“ die eigentliche Gefahr für 
die abendländische Kultur sah, und Rüstow begannen fortan, dem von Interessen-
verbänden beherrschten „interventionistischen Wirtschaftsstaat“ ihre Hoffnung auf 
einen „starken Staat“ entgegenzustellen.6 Vorläufig blieb sie allerdings noch un-
klar und unter dem Eindruck der Endphase der Weimarer Republik enthielt sie 
ambivalente Elemente wie ein ausgeprägtes Misstrauen gegen das Gewicht von 
Wählermassen in einer parlamentarischen Demokratie. Im Hinblick auf den Vor-
marsch des Nationalsozialismus in die Richtung eines ‚totalen Staates‘ war es 
nicht unbegründet. Rüstow betrachtete diesen totalen Staat übrigens 1932 noch 
als direktes Gegenteil einer Staatsallmacht, nämlich als eine Form der „Staats-
ohnmacht“, die sich aus der Tatsache ergebe, dass der Staat nur noch eine „Beute 
(von) gierigen Interessenten“ sei.7  
   Das Misstrauen gegen Wählermassen barg freilich auch die Gefahr, in elitäre 
Denkmuster und Sympathien für eine autoritäre Regierungsform umzuschlagen. 
Eucken fürchtete 1932, dass in einer Demokratie die „chaotischen Kräfte der Mas-
se“ die Überhand gewinnen könnten. Bei seinen Überlegungen zur Vermassung 
des modernen Menschen bezog sich Eucken mehr auf Ortega y Gassets „Aufstand 
der Massen“ (1929) als auf Gustav Le Bons „Psychologie der Massen“ (1895), des-
sen psychologisch-anthropologische Studie über die „Massenseele“ und „Kol-
lektivhalluzinationen“ von „Wählermassen“ im „Zeitalter der Massen“ noch an 
rassentheoretische Studien anknüpfte. Von solchen Bezügen war Ortega y Gassets 
Analyse des „Zeitalters der Massen“ mitsamt der „Einteilung der Gesellschaft in 
Masse und Elite“ und mit den in großen Städten konzentrierten „Durchschnitts-
menschen“ frei. Zur Zeit der großen Weltwirtschaftskrise trat Ortega y Gasset so-
wohl dem Kommunismus als auch dem Faschismus entgegen. „Bolschewismus 
und Faschismus sind einer wie der andere falsche Morgenröten.“ In Ortega y Gas-
sets Kritik an der Vermassung der Gesellschaft kam Eucken entgegen, dass sie in 
die Forderung nach einer „Verkehrsordnung“ für das freiheitliche Zusammenleben 
der Menschen einmündete. Ortega y Gasset verteidigte die liberale Demokratie 
nicht als den „besten denkbaren Lebenstypus“, aber doch als die „höchste der bis 
jetzt bekannten Formen des öffentlichen Lebens. ... Kein Zweifel, dass der Libera-
                                                
5     Nach Auskunft von Dr. Uwe Dathe, der in der Bibliothek der Friedrich-Schiller-Universität in Jena 
den Nachlass von Walter Eucken verwaltet, hatte Eucken im Laufe der 1920er Jahre Gesells Denk-
schrift an die deutschen Gewerkschaften (1922/1992a) in seiner persönlichen Bibliothek und auch einen 
Aufsatz „Nationale Währungspolitik“ von Gesells Mitarbeiter Theophil Christen, der 1917 in der 
„Schweizerischen Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik“ erschienen war (S. 305 – 319); vgl. 
eine Email von Uwe Dathe an den Verfasser vom 29.11.2019 im „Archiv für Geld- und Bodenreform“ in 
der Bibliothek der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg – Korrespondenzakte D. 
6     Walter Eucken (1932/1997), S. 14 (interventionistischer Wirtschaftsstaat). - Wilhelm Röpke 
(1933/1962), S. 110 (Bedrohung abendländischer Kultur durch Massenbewegungen). 
7     Walter Eucken (1932/1997), S. 12. - Alexander Rüstow (1932), S. 171. 
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lismus des 19. Jahrhunderts überwunden werden muss“ - aber gerade nicht durch 
antiliberale Kräfte, denn „Europa muss das Wesentliche an seinem Liberalismus 
bewahren“.  Den „gemeinsamen europäischen Fundus“ stellte Ortega y Gasset 
über „alle Nationalismen“, die ihm als „Sackgassen“ erschienen.8 Allerdings 
brachten weder Ortega y Gasset noch Eucken das Phänomen der Vermassung der 
Menschen in der modernen Industriegesellschaft und die Herausbildung des 
„Wirtschaftsstaates“ mit der Konzentration von Geld- und Realkapital und mit der 
Trennung der Arbeitenden von den Produktionsmitteln in Verbindung. 
   Unter dem Eindruck der politischen Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise 
spielte Rüstow tatsächlich, über Eucken hinausgehend, mit dem Gedanken einer 
„Diktatur innerhalb der Grenzen der Demokratie“ bzw. einer „befristeten Diktatur 
... mit Bewährungsfrist“. Eine Art von Präsidialdemokratie mit vorübergehend be-
schränkten Rechten des Parlaments sollte den herkömmlichen „Wirtschaftsstaat“ 
in einen neuen, über den Gruppeninteressen stehenden, das Recht wahrenden und 
die Wirtschaft gerecht ordnenden Staat überführen. „Der neue Liberalismus for-
dert einen starken Staat, einen Staat oberhalb der Wirtschaft, oberhalb der Inte-
ressenten.“9  
   Die von Ptak geäußerte Kritik an einer solchen ‚demokratischen Übergangsdikta-
tur‘ und seine Frage nach deren Legitimation sind zweifellos berechtigt. Auch der 
Politologe Philip Manow beobachtete Inkonsistenzen in der „frühen formativen 
Phase des Ordoliberalismus“ und sprach ausdrücklich von einem „ordoliberalen 
Antiliberalismus“.10 Aber das damit angesprochene politische Defizit von Röpke, 
Rüstow und Eucken war nicht allein deren Schwäche, denn bis dahin hatte noch 
keine einzige ökonomische Denkrichtung oder soziale Bewegung den qualitativen 
Sprung aus dem (Monopol-)Kapitalismus in eine gerechte Wirtschaftsordnung 
vorgedacht, in der ein das Allgemeinwohl verkörpernder Rechtstaat die Privatinte-
ressen zum Ausgleich bringt.11 Immerhin begannen sich Eucken, Böhm, Röpke und 
Rüstow zunehmend deutlicher vom Paläoliberalismus (grch. paläo = alt) der klas-
sischen und neoklassischen Ökonomie zu distanzieren. Dem frühkapitalistischen 

                                                
8     Gustave Le Bon (1895/1951), S. 2 (Massen), 27 (Wählermassen), 62 – 64 (Rassen) und 150 – 151 
(Wählermassen). – Ortega y Gasset (1929/1949), S. 12 und 17 (Massen und Eliten), 22 (Durchschnitts-
menschen), 54, 81, 100 (Bolschewismus und Faschismus), 76 (Verkehrsordnung), 102 (das Wesentliche 
des Liberalismus bewahren) sowie 198 und 201 (Nationalismus und andere Sackgassen). 
9     Alexander Rüstow (1929/1959), S. 85 - 111, hier: S. 99, und ders. (1932), S. 171 - 172. - Wilhelm 
Röpke (1933/1962), S. 106 -110. - Auch Gesell äußerte übrigens während der Großen Inflation 1922 die 
Idee einer sog. „Befreiungsdiktatur“, bei der  eine besondere von Verbänden und Gewerkschaften kon-
trollierte Instanz wie der Reichswirtschaftsrat neben die fortbestehenden parlamentarischen Regie-
rungs- und Oppositionsgeschäfte treten sollte, welche die Verantwortung für die Durchführung einer 
Geld- und Bodenrechtsreform übernimmt; vgl. hierzu Werner Onken (1999), S. 85. - Zu Zwiespältigkei-
ten in der Einstellung der Ordoliberalen zum Staat und zur Demokratie vgl. Moritz Peter Haarmann 
(2015), S. 231, 236 und 239 - 245.  
10    Philip Manow (2001), S. 179 - 198, hier: S. 179 - 181. 
11    Ralf Ptak (2004), S. 38 und 43. 
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Laissez-faire stellten sie einen „Neoliberalismus“ (Rüstow) mit der Vorstellung 
eines starken, freie Märkte gerecht ordnenden Rechtsstaates gegenüber. 
 
Kommunismus & Nationalsozialismus 
 
Von Beginn an stand für die Ökonomen, Soziologen und Juristen der „neoliberalen 
Freiburger Schule“ fest, dass sie weder die kommunistische noch die nationalsozi-
alistische Variante der staatlichen Zentralverwaltung der Wirtschaft als „starken 
Staat“ anstreben wollten. Ihre Kritik am Kommunismus fiel allerdings deutlicher 
aus als ihre Kritik am Nationalsozialismus12, was sich kaum damit erklären lässt, 
dass die Theorien von Marx & Engels und ihrer Nachfolger sowie die revolutionäre 
Entwicklung in Russland schon mit etwas mehr zeitlichem Abstand beurteilt wer-
den konnten als die Wirtschaftspolitik des NS-Staates. Auch die Grundmuster des 
Faschismus konnten schon seit den frühen 1920er Jahren, also etwa zeitgleich mit 
der „Neuen Ökonomischen Politik“ in Russland, in Italien beobachtet werden.  
   Erst mit der Aufrichtung der NS-Diktatur in Deutschland trat die Unvereinbarkeit 
von Neoliberalismus und Nationalsozialismus deutlicher hervor. Während Alexan-
der Rüstow im Sommer 1933 ins türkische Exil ging und während des Krieges eine 
Verbindung zwischen Widerstandskämpfern des Kreisauer Kreises und dem US-
amerikanischen Geheimdienst herstellte, folgte ihm Wilhelm Röpke zunächst in 
die Türkei, wo er wie Rüstow an der Universität Istanbul lehrte.13 1937 zog Röpke 
weiter in die Schweiz, um an der Universität Genf zu lehren. Der in Deutschland 
gebliebene Walter Eucken hatte eine Professur an der Universität Freiburg inne 
und stand unter ständiger Observation der Gestapo, weil er mit einer Jüdin verhei-
ratet war und weil er der unter dem Universitätsrektor Martin Heidegger einge-
führten nationalsozialistischen Universitätsverfassung offen widersprochen hatte. 
Auch für Franz Böhm, der sich seit den frühen 1930er Jahren gegen Antisemitis-
mus und Judenverfolgung gewandt hatte, wurde der Verbleib in Deutschland zu 
einer Gratwanderung zwischen Anpassung und Widerstand. Obgleich ihm 1940 die 
Lehrbefugnis entzogen wurde, schloss sich Böhm dem Freiburger Bonhoeffer-
Kreis an. Er gehörte außerdem zum Kreis der Berater von Carl Friedrich Goer-
deler, der nach dem Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 Wirtschaftsminister hätte 
werden sollen. Nur einer Namensverwechslung verdankte es Böhm, dass er nach 
dem Scheitern des Attentats nicht verhaftet und ermordet wurde. 
   Gleichwohl blieben neoliberale Publikationen auch in Deutschland möglich, wes-
halb gegen eine Zuordnung des frühen Neoliberalismus zum bürgerlichen Wider-
stand gegen die NS-Tyrannei der Einwand erhoben wurde, dass „eine selbstkri-
tische Aufarbeitung des Verhältnisses zwischen dem Neoliberalismus und Natio-

                                                
12    1932 kritisierte Eucken nur erst die von Marx vorgedachte Variante einer staatlichen Zentralverwal-
tungswirtschaft; vgl. Walter Eucken (1932), S. 12. 
13    Helge Peukert (1993), S. 66 - 67. 
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nalsozialismus ... nicht einmal in Ansätzen existiert.“14 Obwohl Röpke sich vor 1933 
kritisch zu Publikationen der Konservativen Revolution geäußert hatte, gab es da-
nach von neoliberaler Seite tatsächlich keine detaillierte Auseinandersetzung mit 
den wirtschaftspolitischen Ansichten der Konservativen Revolution und der NS-
Ideologie, die mit den Kritiken an Marx vergleichbar gewesen wäre. 
   Bei aller „Sensibilität dieses Themenkomplexes“ (Ptak15) besteht kein Zweifel, 
dass der Neoliberalismus nicht mit der NS-Ideologie vereinbar war. Der Neolibe-
ralismus lehnte nicht nur den Nationalsozialismus und den Kommunismus als 
extreme Formen der staatlichen Lenkung der Wirtschaft ab, sondern er wandte 
sich bereits gegen gemäßigtere Formen des Intervenierens demokratischer Staa-
ten in das Geschehen auf monopolistischen Märkten und auch gegen eine staat-
liche Globalsteuerung der Wirtschaft. Schumpeters zwiespältige Bewunderung für 
den „Kolossalkapitalismus American Style“ und dessen Glaube, eine rationale 
sozialistische Planung könne auf einer (vermeintlich) objektiven Quantifizierung 
von Arbeitswerten gegründet werden, erschien Röpke und den Neoliberalen eben-
so abwegig wie Keynes‘ antizyklische Fiskalpolitik mit kreditfinanzierten Beschäf-
tigungsprogrammen. Dabei hielten sie nicht nur das staatliche Deficitspending, 
sondern auch Keynes‘ Hinweis auf die „Vorliebe für Liquidität“ und die potenzielle 
Nachfrageunwirksamkeit von Teilen der Geldmenge für grundsätzlich verfehlt.16  
 
Vom Verdrängungs- zum Leistungswettbewerb 
 
Anstelle einer mehr oder weniger weit gehenden Einflussnahme eines Interven-
tions- und Wohlfahrtsstaates auf wirtschaftliche Vorgänge wollte die „Freiburger 
Schule“ die Freiheit der Märkte in eine rechtsstaatliche Rahmenordnung einbet-
ten und innerhalb einer solchen Ordnung sollte dann der monopolkapitalistische 
Wildwuchs mit seinem rücksichtslosen Verdrängungswettbewerb in eine gerechte 
Ordnung frei bleibender Märkte mit einem echten Leistungswettbewerb zwischen 
vielen kleineren und mittleren Unternehmen übergehen. Nachdem grundlegende 
Beiträge zum Neoliberalismus nicht mehr nur in Büchern, sondern auch in dem 
1948 von Böhm und Eucken gegründeten „Ordo - Jahrbuch zur Ordnung von Wirt-
schaft und Gesellschaft“ erschienen waren, wurde der 1938 von Rüstow geprägte 
Begriff Neoliberalismus in den frühen 1950er Jahren durch den Begriff „Ordolibe-

                                                
14    Ralf Ptak (2004), S. 62 - 72, hier: S. 73. Vgl. hierzu auch die andere, von Ptak nicht hinzugezogene 
Bewertung von Daniela Rüther (2002). 
15    Ralf Ptak (2004), S. 73. 
16    Zu Schumpeter vgl. Wilhelm Röpke (1948a), S. 277 - 280 (kritische Rezension zu Schumpeters Buch 
„Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie“, das Röpke trotz seiner Achtung vor Schumpeter als 
„Meister der ökonomischen Theorie“ als ein „seltsames Buch“ empfand). - Zu Keynes vgl. Albert Hahn 
(1949), S. 180 - 181 („Es bedarf keiner großen Phantasie, um zu prophezeien, dass es zu Deflationen aus 
Geldhortungsgründen in unserem Zeitalter der reinen Papierwährungen und des mit Staatsanleihen 
vollgepfropften Banksystems nie mehr kommen wird. Es wird in Zukunft kein Geld mehr in ‚Todesfal-
len‘ verschwinden.“ - Vgl. außerdem Walter Eucken (1952), S. 286 und 350 - 351. 
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ralismus“ ersetzt. Dennoch ergaben die vielfältigen Beiträge zum Ordoliberalis-
mus noch kein in sich homogenes Gesamtbild. Den Verschiedenheiten seiner Vor-
denker entsprechend blieb der Ordoliberalismus ein in sich heterogenes Gebilde. 
Außerdem entwickelte er noch keine tragfähige Ordnung des Geldwesens und des 
Bodenrechts und blieb darum anfällig für seine Aushöhlung durch neu erstarkende 
paläoliberale Einflüsse, die von Ludwig von Mises (1881-1973) und Friedrich Au-
gust von Hayek (1899-1992) ausgingen. Nach der Währungsreform 1948 in West-
deutschland kamen besonders durch den Ökonomen und Religionssoziologen Alf-
red Müller-Armack (1901-1978) sowie den Ökonomen und Wirtschaftspolitiker 
Ludwig Erhard (1897-1977) auch noch realpolitisch-pragmatische Tendenzen hin-
zu, die kapitalistisch vermachtete Marktwirtschaft zu restaurieren und sie als „So-
ziale Marktwirtschaft“ (Müller-Armack) zu verbrämen - mit der Folge, dass sich 
der Mythos eines sozial gebändigten Kapitalismus ausbreiten konnte.  
 
9.1      Die theoretischen Grundlagen des Ordoliberalismus 
 
Die gedanklichen Fundamente des Neo- bzw. späteren Ordoliberalismus wurden 
während der NS-Diktatur in Deutschland hauptsächlich durch Franz Böhm und 
Walter Eucken und im türkischen bzw. schweizerischen Exil durch Alexander 
Rüstow und Wilhelm Röpke gelegt. Gemeinsam mit dem Wirtschaftsjuristen Hans 
Großmann-Doerth (1894-1944) gründeten Böhm und Eucken 1937 die „Freiburger 
Schule“ der Ökonomie und gaben als deren Diskussionsforum die Schriftenreihe 
„Ordnung der Wirtschaft“ heraus.  
   Im Editorial „Unsere Aufgabe“ grenzten sich die drei Herausgeber von der be-
sonders von Gustav Schmoller geprägten, in Deutschland vorherrschenden Histo-
rischen Schule der Ökonomie ab. Sie beklagten, dass die Historische Schule eben-
so wie vor ihr die Romantiker der Ökonomie und nach ihr der sog. „jungkonservati-
ve Tat-Kreis“ den Wirtschafts- und Rechtswissenschaften keine Orientierung für 
die Erfüllung ihrer Hauptaufgabe gegeben hatten, anstelle des „selbst geschaffe-
nen Rechts der Wirtschaft“ eine über den privatwirtschaftlichen Interessen ste-
hende und nicht von „wirtschaftlichen Machtgruppen“ verbogene Gesamtordnung 
von Wirtschaft und Recht zu gestalten. „Die grundsätzliche und gleichzeitig prak-
tisch entscheidende Frage, ob durch die Monopolbildungen nicht die Gesamtord-
nung der Wirtschaft zerstört wird, wurde nur gestreift, nicht ernsthaft gestellt. ... 
Die Historische Schule beugte sich in echt relativistischem Opportunismus vor der 
Tatsache der Monopole, vermied es, das Kernproblem aufzuwerfen und blieb an 
der Oberfläche haften.“17 
   Die Neoklassik kritisierten Böhm, Eucken und Großmann-Doerth allerdings nicht 
in gleicher Weise wie die Historische Schule. Sie vermieden es auch offen darauf 

                                                
17    Franz Böhm, Walter Eucken und Hans Großmann-Doerth (1937), S. IX - XII (Historismus, Romantik 
und Tat-Kreis; von der Wirtschaft selbst geschaffenes Recht) und XV (Opportunismus der Historischen 
Schule). 
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hinzuweisen, dass ihre Vorstellungen von einer interessenneutralen „Wirtschafts-
verfassung“, die alle „auf’s Engste miteinander verknüpften Teilerscheinungen“ 
der Wirtschaft in die innere Ordnung einer „höheren Einheit“ bringt, im Wider-
spruch zur Ideologie und Wirtschaftspolitik des Nationalsozialismus standen. Im-
merhin ließen sie eine unspezifische Abneigung gegen „den Nebel frei schweben-
der Ideologien“ durchblicken und wandten sich auch gegen „Nietzsches Lehre vom 
Herrenmenschen“.18 Und bei aller Distanz zum „Erbe des bürgerlichen Zeitalters“ 
stimmten Böhm, Eucken und Großmann-Doerth nicht in antiliberale Ressenti-
ments der NS-Ideologie und deren Motto „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ mit ein. 
Und die anderthalb Jahrhunderte des Laissez-faire-Kapitalismus betrachteten sie 
schon gar nicht als eine Epoche des völkischen Zerfalls. Ihr offen erklärtes Ziel 
war es vielmehr, die persönliche Freiheit der einzelnen Individuen in eine herr-
schaftsfreie Rechtsordnung einzufügen - und zwar auf freiheitliche Weise. „Die 
Bewegungsfreiheit der Persönlichkeit ... verträgt sich nicht ... mit dem Prinzip der 
befehlsmäßigen, unmittelbar lenkenden Reglementierung“ durch einen autoritä-
ren Staat. Eine „Bändigung der Freiheit“ könne nur mit einer „mittelbaren Len-
kung“ durch eine interessenneutrale Rechtsordnung gelingen, also durch eine 
Rechtsordnung, die den „Primat der Politik“ vor die Interessen der Wirtschaft 
stellt.19 
   Von der Schriftreihe „Ordnung der Wirtschaft“ konnten insgesamt vier Ausgaben 
erscheinen. Nachdem Großmann-Doerth im Krieg als Oberstleutnant ums Leben 
gekommen war, gründeten Böhm und Eucken die Schriftenreihe 1948 neu als 
„Ordo - Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft“. 
    
9.1.1      Franz Böhm - Wettbewerb oder Kampf der Monopole 
 
Die früheste neoliberale Kritik an der Vermachtung der Märkte im Laissez-faire-
Kapitalismus und erste Überlegungen zur Befreiung der Märkte von Monopolen 
hatte Franz Böhm bereits kurz vor dem Beginn der Weltwirtschaftskrise geäußert. 
In einem Aufsatz „Der Problem der privaten Macht“ (1928) war er der verbreiteten 
Ansicht entgegengetreten, wonach Monopole im Interesse des technischen Fort-
schritts unerlässlich seien. Eine ein Jahr zuvor im Parlament verabschiedete „Kar-
tellverordnung gegen den Missbrauch wirtschaftlicher Macht“ hielt Böhm für völlig 
unzureichend, um den „Monopolismus“ der Kartelle und Trusts wirksam bekämp-
fen zu können. Er beklagte eine „erstaunliche Vernachlässigung des ganzen Ge-
biets durch die Rechtswissenschaft“. Sie habe zusammen mit der Rechtsprechung 

                                                
18    Franz Böhm, Walter Eucken und Hans Großmann-Doerth (1937), S. XVII - XVIII (Nietzsche und Ideo-
logien). 
19    Franz Böhm, Walter Eucken und Hans Großmann-Doerth (1937), S. 3 - 6 (befehlsmäßige Reglemen-
tierung), 9 (mittelbare Lenkung) und 11 (Primat der Politik). - Vgl. auch Moritz Peter Haarmann (2015). 
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„der Monopolbewegung erst das Heimatrecht in unserer Wirtschafts- und Privat-
rechtsverfassung gesichert.“20 
   In seinen beiden 1933 erschienenen Schriften „Wettbewerb und Monopolkampf“ 
und „Kartelle und Koalitionsfreiheit“ untersuchte Böhm als Jurist die aktien- und 
kartellrechtlichen Entwicklungen, die der fortschreitenden Monopolisierung der 
Wirtschaft Tür und Tor öffneten. Dies war zweifellos notwendig; allerdings hatte er 
nicht zugleich auch die Kapitalakkumulation und -konzentration im Blick, in der die 
ökonomischen Antriebskräfte der Monopolisierung der Wirtschaft wurzelten. Auch 
in seiner Schrift „Die Ordnung der Wirtschaft als geschichtliche Aufgabe und 
rechtsschöpferische Leistung“, die 1937 im Heft 1 der Schriftenreihe „Ordnung der 
Wirtschaft“ erschien, brachte Böhm die innere Widersprüchlichkeit der Marktwirt-
schaft - er und andere Neoliberale verwendeten dafür fortan auch häufig den Aus-
druck „Verkehrswirtschaft“ - nicht mit der Kapitalakkumulation und der sozialen 
Ungleichheit in Verbindung. Für ihn bestand das Problem allein darin, dass die 
Gewerbefreiheit noch nicht im erforderlichen Maße zugleich auch eine Gewerbe-
ordnung war. So konnten Böhm zufolge einzelne Wirtschaftsakteure entweder auf 
ganz legale Weise „im Rahmen der sich ... vollziehenden Größenentwicklung in den 
Markteinfluss hineinwachsen“ oder sie konnten Marktmacht auch auf andere Wei-
se erlangen, indem sie sich „in der Absicht zusammenschließen, den Wettbewerb 
untereinander ganz oder in gewissen Richtungen ( ... ) auszuschalten und einen 
kollektiven Einfluss auf die Gestaltung der Märkte zu gewinnen. Hier wächst also 
der Markteinfluss nicht im Zuge der normalen Wirtschaftsentwicklung zu, sondern 
hier ist er vielmehr das Ergebnis eines auf Erzielung von Marktmacht gerichteten 
Willens und einer planmäßigen Organisation.“21 Was Böhm als einen „wohlüber-
legten Angriff auf die öffentliche Ordnung der Wettbewerbswirtschaft“ empfand, 
erinnert übrigens sehr an den warnenden Hinweis von Adam Smith, dass „Ge-
schäftsleute des gleichen Gewerbes selten  … zusammen kommen …, ohne dass 
das Gespräch in einer Verschwörung gegen die Öffentlichkeit endet oder irgendein 
Plan ausgeheckt wird, wie man die Preise erhöhen kann.“22 
    Davon abgesehen betrachtete Böhm auch die real existierenden Formen der 
menschlichen Arbeit und der Arbeitsteilung sowie des technisches Fortschritts als 
Ausdrucksformen der „normalen Wirtschaftsentwicklung“ und nicht zugleich auch 
als Auswirkungen von Kapitalakkumulation und sozialer Ungleichheit.23 Dement-
sprechend bestand für ihn die Aufgabe der Wirtschaftspolitik auch ‚nur‘ darin, die 
Gewerbefreiheit in eine den Wettbewerb sichernde und Monopole ausschließende 
Gewerbeordnung einzubinden, damit sie ausschließlich zur Anhebung eines allge-
meinen Wohlstands führt und nicht mehr die „doppelte Wirkung“ haben kann, dass 
einzelne Akteure ihre Sonderinteressen auf Kosten der Allgemeinheit durchsetzen 
                                                
20    Franz Böhm (1928/2007), S. 14 - 17. 
21    Franz Böhm (1937), S. 16 - 18 und 141 - 142. 
22    Franz Böhm (1937), S. 142, und Adam Smith (1976/1978), S. 112. 
23    Franz Böhm (1937), S. 16 (menschliche Arbeitskraft), 18 (technischer Fortschritt), 142 (normale 
Wirtschaftsentwicklung). 
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können. Von einer Befreiung der Märkte von monopolistischen Machtpositionen 
einzelner Geschäftsleute erhoffte sich Böhm eine Überwindung der negativen Be-
gleiterscheinungen, mit denen die moderne Verkehrswirtschaft in ihrer laissez-
faire-kapitalistischen Form einher gegangen war: „Anarchie, Ausbeutungspolitik, 
Kampf aller gegen alle, Ellbogenbrutalität, Glorifizierung des wirtschaftlichen Ego-
ismus, Zerfall aller echten Gemeinschaftskultur, Massenballung statt Gemein-
schaft.“24  
   Diesen Fehlentwicklungen begegnete Böhm nicht nur mit „Schlagworten (wie) 
Materialismus, Rationalismus und Individualismus“. Statt auf menschliche Schwä-
chen führte er sie auf das Fehlen einer die menschliche Gesellschaft gerecht 
strukturierenden Rechtsordnung der persönlichen Freiheit zurück. Im Gegensatz 
zur nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik betonte Böhm, dass eine solche 
Rechtsordnung nicht jene „kombinierte Verfassung“ sein könne, welche „Wettbe-
werb und autoritären Befehl“ miteinander verbinde, und er äußerte auch Vorbehal-
te gegen die Kartellgesetze des NS-Staates.25 Aufgrund der Erfahrungen mit der 
Hyperinflation der frühen 1920er Jahre und mit der Deflationskrise der Weltwirt-
schaft ab 1929 plädierte Böhm übrigens auch schon dafür, dass eine den Wettbe-
werb und die machtfreie Bildung von Marktpreisen sichernde Geld-, Kredit- und 
Währungspolitik Bestandteil einer echten „Gesamtwirtschaftsverfassung“ werden 
sollte. Die Kaufkraft der Währungen sollte stabil gehalten werden und Böhm hielt 
die Gesamtheit der Marktpreise sogar für eine „Einrichtung öffentlich-rechtlichen 
Charakters“.26 Jedoch lagen Keynes‘ Überlegungen über die Liquiditätspräferenz 
des Geldes und die Notwendigkeit, die Nachfragewirksamkeit des Geldes zu ge-
währleisten, für ihn noch in weiter Ferne. Trotz solcher Unvollkommenheiten blieb 
Böhms „Ergebnis“ richtungweisend für den weiteren Neo- bzw. Ordoliberalismus, 
dass nämlich „die Wirtschaftsordnung partikularen privaten Markteinfluss nicht 
dulden darf.“27 
   Nach dem Zusammenbruch der NS-Herrschaft erhielt Böhm einen Lehrstuhl  
an der Universität Frankfurt und war während der frühen Nachkriegsjahre auch 
zeitweise deren Rektor. Zu jener Zeit forderte sogar die CDU in der britischen  
Besatzungszone in ihrem „Ahlener Programm“ vom Februar 1947 einen Übergang 
zu einer „gemeinwirtschaftlichen Ordnung“ mit vergesellschafteten Großbanken, 
Bergwerken und Schlüsselindustrien. „Konzerne und ähnliche wirtschaftliche Ge-
bilde, die nicht technisch, sozial oder wirtschaftlich absolut notwendig sind, sind zu 
entflechten und in selbständige Einzelunternehmungen zu überführen.“28  

                                                
24    Franz Böhm (1937), S. 20 (doppelte Wirkung der Gewerbefreiheit) und 47 (Begleiterscheinungen des 
Laissez-faire-Kapitalismus). 
25    Franz Böhm (1937), S. 19 (Materialismus, Rationalismus und Individualismus) und 75 - 76 (keine 
kombinierte Verfassung aus Wettbewerb und autoritärem Befehl); vgl. auch S. 95 - 102. 
26    Franz Böhm (1937), S. 88 (Gesamtwirtschaftsverfassung), 137 (Geld-, Kredit- und Währungspolitik) 
und 141 (Preisbildung als öffentlich-rechtliche Angelegenheit). 
27    Franz Böhm (1937), S. 145. 
28    Ahlener Programm der CDU in der britischen Besatzungszone vom 3.2.1947, auf der Website 
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   Noch entschiedener als die CDU in ihrem „Ahlener Programm“ setzte sich Böhm 
für eine „Kartellauflösung und Konzernentflechtung“ - so der Titel eines 1947 er-
schienenen Aufsatzes von ihm - ein. Darin wandte er sich gegen Kartelle, Konzer-
ne und Trusts als „wildwachsende Machtgebilde“, wobei es ihm mehr um deren 
ökonomische Macht auf Märkten ging als um deren innerbetriebliche Macht über 
ihre Arbeiter und Angestellten oder um ihre politischen Einflussmöglichkeiten. Die 
Vermachtung der Märkte durch Kartelle und Konzerne war für Böhm grundsätzlich 
von Übel und nicht zuletzt war es auch sie gewesen, die in der Zwischenkriegszeit 
„es Hitler und dem Nationalsozialismus ganz außerordentlich erleichtert haben, 
die gesamte deutsche Wirtschaft, insbesondere die Schwerindustrie, in die Gewalt 
zu bekommen, die bisher preisgesteuerte Wirtschaft in eine politisch gesteuerte 
Kommandowirtschaft umzuwandeln und mit Hilfe dieses durchorganisierten und 
durchdisziplinierten Apparates eine mindestens in ihren Anfängen erfolgreich  
geheim gehaltene Aufrüstungs- und Kriegsvorbereitungspolitik durchzuführen. ... 
Die privaten Kartelle und Konzerne von 1932 bis 1936 waren die Kader für die öf-
fentlich-hoheitsrechtlichen Lenkungsstellen der Göringschen Vierjahresplanwirt-
schaft.“29  
   Die historische Erfahrung, dass sich die von privaten Machtgebilden durchsetzte 
Wirtschaft der Zwischenkriegszeit als „Schrittmacher für die Überführung eines 
freien in ein autoritäres Wirtschaftssystem erwiesen“ hatte und sich zum Funda-
ment von Hitlers Herrschaft und Kriegführung hatte ausbauen lassen, war für 
Böhm auch ein Beweis, dass der „Organisierte Kapitalismus“ mit monopolisti-
schen Großunternehmen und Unternehmenszusammenschlüssen kein Zwischen-
schritt zu einer sozialistischen Zukunftsgesellschaft sein konnte. „Denn mag nun 
das Kommandosystem ein nationalsozialistisches oder sozialistisches oder kom-
munistisches sein, entscheidend ist, dass jedes Kommandosystem einen überaus 
starken Machtapparat besitzt ..., dass der Kampf um die Besetzung der entschei-
denden Machtstellen notwendig immer ein oligarchischer, von der Öffentlichkeit 
weder zu kontrollierender noch zu verhindernder Vorgang ist.“30 Anders als die 
Sozialdemokratie und die Gewerkschaftsbewegung erhob Böhm deshalb auch 
nicht die Forderung, die unternehmerischen Entscheidungen in fortbestehenden 
Großunternehmen und Unternehmenszusammenschlüssen zu demokratisieren, 
indem sie „mit parlamentsähnlichen Beschlusskörpern, zusammengesetzt aus 
Vertretern der Unternehmer, der Arbeiter und der Verbraucher“ ausgestattet wer-
den. Anstelle des Bestrebens, in Unternehmen und Unternehmenszusammen-
schlüssen mit hochgradig konzentriertem Kapital die Macht des Kapitals und die 
Gegenmacht der Arbeit in eine Balance zu bringen, wollte Böhm den gesamten 
Trend zur Konzentration privater Marktmacht umkehren, Konzerne entflechten 

                                                                                                                        
http://www.kas.de/wf/de/33.813/  (Zugriff: 23.12.2014). 
29    Franz Böhm (1947/2007), S. 60 (Marktmacht), 64 (wildwachsende Machtgebilde) und 86 - 87 (Kartel-
le und Konzerne als Wegbereiter der nationalsozialistischen Kommandowirtschaft). 
30    Franz Böhm (1947/2007), S. 87 - 88. 
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und, so weit möglich, eine Vielfalt kleiner und mittlerer Unternehmen schaffen, die 
allesamt gleichermaßen ohnmächtig auf den Märkten agieren. „Es genügt nicht 
etwa, dass beide“ - gemeint waren Kapital und Arbeit - „gleich mächtig sind. Sie 
müssen vielmehr beide im Zustand der Machtlosigkeit sein. ... Dieser Zustand ... 
wird als die Marktform der allseitigen vollständigen Konkurrenz bezeichnet. ... 
Kein Marktteilnehmer ist Hammer, keiner Amboss.“31  
   Zwar sind die Marktakteure in einer arbeitsteiligen Marktwirtschaft mit vollstän-
diger Konkurrenz alle sachlich aufeinander angewiesen, um sich gegenseitig mit 
den Produkten ihrer spezialisierten Arbeiten zu versorgen, aber dennoch sind sie 
persönlich voneinander unabhängig. Niemand kann bei vollständiger Konkurrenz 
einem anderen Akteur auf den Märkten seinen Willen aufzwingen. Der Marktein- 
und -austritt ist völlig frei und die Koordination allen individuell selbstständigen 
wirtschaftlichen Handelns wird statt durch eine hierarchisch übergeordnete Pla-
nungsbürokratie durch den dezentralen Preiskosmos koordiniert, der unendlich 
viele Marktinformationen selbsttätig bündelt, verarbeitet und den Marktakteuren 
herrschaftsfreie Orientierungen für ihr selbstverantwortliches Handeln gibt. Böhm 
charakterisierte das Netzwerk von sich selbst ordnenden Marktpreisen als einen 
„gleichsam unpersönlichen, anonymen Gesamtwillen“, der an Freiheitlichkeit und 
Präzision „weit über das hinausgeht, was bewusst planendem menschlichem Geist 
und Willen erreichbar ist.“ Dieser sich durch eine freie Marktpreisbildung vollzie-
hende „riesenhafte Ausgleichsprozess zwischen zahllosen individuell verschieden 
gelagerten Interessen zahlloser ohnmächtiger Marktbeteiligter“ erschien ihm als 
die „vollkommenste Demokratie“ in der Wirtschaft.32 Sie könne freilich nur unter 
der Voraussetzung funktionieren, „dass die Bedingungen der doppelseitigen voll-
ständigen Konkurrenz gegeben sind.“ Sobald irgendein Unternehmen eine private 
Markmacht erlangt, wird die Gerechtigkeit des gegenseitigen „wertgleichen“ Leis-
tungsaustausches verletzt und das System der Marktpreise kann dann auch seine 
gesamtwirtschaftliche Koordinations- und Lenkungsfunktion nicht mehr erfüllen. 
„Die Marktpreise sind keine reinen Wettbewerbspreise mehr, sondern enthalten 
eine Beimischung von Diktat. ... In dem Grade, in dem sich Machtbildungen häufen, 
büßt das Preissystem an wirtschaftssteuernder Kraft ein.“33 
   Was Böhm allerdings noch nicht erkannte, war der Umstand, dass den Preis-
bildungsprozessen in einer mono- und oligopolistisch vermachteten kapitalisti-
schen Marktwirtschaft nicht nur von den Inhabern von Machtpositionen ein Ele-
ment autokratischen Diktierens von Preisen beigemischt wird. Vielmehr sind dem 

                                                
31    Franz Böhm (1947/2007), S. 64 (Vorbehalte gegen eine „Demokratisierung“ der Macht von Unter-
nehmen), 68 - 69 (allseitige Machtlosigkeit und vollständige Konkurrenz). 
32    Franz Böhm (1947/2007), S. 69 (Marktpreisbildung als unpersönlicher Gesamtwillen) - 70, 74 
(Marktpreise als vollkommenste Demokratie) und 78 (Koordination der Einzelpläne ohne Gesamtplan). 
33    Franz Böhm (1947/2007), S. 67 (gerechte Preise, wertgleicher Tausch von Leistung und Gegenleis-
tung  und sinnvolle Koordination der Einzelpläne), 70 (Abwesenheit von Willkür und Zwang als Voraus-
setzung für die Vollständigkeit der Konkurrenz), 76 und 78 (Preise enthalten eine Beimischung von 
Diktat). 
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gesamten Preiskosmos mit der privat vereinnahmten Bodenrente sowie dem  
Geld- und Realkapitalzins leistungsfremde Kostenfaktoren beigemischt, die ei- 
nen noch tiefer liegenden, nicht sichtbaren strukturellen Nährboden für die Ent-
stehung von privatwirtschaftlicher Macht und ihre Zusammenballung in Kartellen, 
Trusts und Konzernen bilden, welche sodann - äußerlich sichtbar - die Märkte 
mono- und oligopolistisch vermachten und je nach dem Ausmaß von deren Schief-
lage imstande sind, Preise so zu diktieren, dass sie keinen leistungsrechten Aus-
tausch von Gütern mehr bewirken und auch die Produktion nicht mehr bedarfs-
gerecht steuern können. 
   Auch ohne das ganze Ausmaß der Gefahr einer Vermachtung der Märkte zu 
überblicken, erschien Böhm bereits der äußerlich erkennbare Teil dieser Gefahr 
als so groß, dass er die unbedingte Notwendigkeit hervorhob, nicht nur einen 
Missbrauch von privatwirtschaftlicher Macht verhindern zu wollen, sondern ihre 
Entstehung von vornherein zu unterbinden. „Die Gefahr für die Wettbewerbsord-
nung und der Erfolg der Systemzerrüttung und Systemverfälschung treten viel-
mehr schon dann ein, wenn wirtschaftliche Macht überhaupt entsteht.“ Mit allen 
Mitteln des Rechts (des Gesellschafts-, Patent-, Konkurs-, Steuer-, Währungs- 
und Verkehrsrechts), der Politik und der Verwaltung gelte es, die Entstehung von 
privatwirtschaftlicher Macht zu verhindern und bereits entstandene Machtgebilde 
wieder zurückzubilden oder wenigstens „auf ein Mindestmaß ... zurückzudrücken“ 
und das restliche „Machtminimum ... der straffsten Staatsaufsicht zu unterstel-
len“, damit die Inhaber dieser Macht sich so verhalten, als „wenn sie in einem 
wirksamen Leistungswettbewerb wären (Politik des ‚als ob‘).“ Oberstes Gebot sei 
eine „Entprivatisierung der dann noch verbleibenden Marktmacht“.34  
   Als Mitglied der CDU nahm Franz Böhm an den Debatten im Wissenschaftlichen 
Beirat des späteren Bundeswirtschaftsministeriums teil, die der westdeutschen 
Währungsreform vom Juni 1948 und dem Übergang zur sog. Sozialen Marktwirt-
schaft vorausgingen. In den darauf folgenden Jahren gehörte er dem Deutschen 
Bundestag an und setzte sich - auch im Sinne der von den Alliierten geforderten 
Entflechtung von Konzernen - für eine wirtschaftliche Macht zerstreuende Wett-
bewerbspolitik ein, als der Wirtschaftsminister Ludwig Erhard trotz aller Wett-
bewerbsrhetorik de facto vom ordoliberalen Ziel einer vollständigen Konkurrenz 
abrückte und unter dem Druck von Industrieverbänden nur noch den ‚Missbrauch‘ 
von wirtschaftlicher Macht bekämpfen, aber nicht mehr deren Entstehung verhin-
dern wollte. Dem trat Böhm mit seinem Buch „Wirtschaftsordnung und Staatsver-
fassung“ (1950) und später nochmals mit seinen Studien „Das Janusgesicht der 
Konzentration“ und „Die Kapitalgesellschaft als Instrument der Unternehmens-
zusammenfassung“ entgegen.35  
                                                
34    Franz Böhm (1947/2007), S. 79 - 82. 
35   Böhm wirkte an der Formulierung eines „Entwurfs eines Gesetzes zur Sicherung des Leistungs-
wettbewerbs“ mit, der als „sog. Josten-Entwurf vom 5.7.1949“ im Bundestag debattiert wurde. Dieser 
Entwurf kam nicht mehr zum Tragen, als jenem Roland Risse die Verantwortung für das westdeutsche 
Kartellrecht übertragen wurde, der bereits während der NS-Diktatur als Lobbyist der Industrie Kartell-
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   Außerdem mahnte Franz Böhm frühzeitig, dass die Maßnahmen zur Entnazifi-
zierung der Bevölkerung in Deutschland nicht ausgereicht hätten, den Antisemi-
tismus zu überwinden. Er befürchtete, dass die „alte Garde von Aktivisten ... nach 
Ablauf der Schrecksekunde“ wieder hervortreten würde. „Wir mussten damit 
rechnen, dass ein beträchtlicher Bodensatz von Antisemitismus übriggeblieben 
war und dass wir uns mit dem wiederauflebenden Antisemitismus würden aus-
einandersetzen müssen.“ In den frühen Nachkriegsjahren gehörte Böhm zu den 
Mitgründern der „Frankfurter Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammen-
arbeit“. Um Verantwortung für „so beispiellose Verbrechen“ des NS-Regimes mit 
zu übernehmen und um die Auseinandersetzung mit „antisemitischen Rohheits-
akten“ zu fördern, übernahm er 1952 die Leitung der deutschen Delegation bei den 
Verhandlungen zwischen Israel, den jüdischen Weltverbänden und der Bundes-
republik Deutschland über Wiedergutmachungsleistungen.36 
 
9.1.2      Walter Eucken und das „Modell der vollständigen  

Konkurrenz“                           
  
Nachdem sich Walter Eucken während seines Studiums intensiv mit dem Metho-
denstreit zwischen der Historischen Schule und der Neoklassik auseinanderge-
setzt hatte, ging es ihm in seiner eigenen wissenschaftlichen Laufbahn37 darum, 
weder bloß wirtschafts- und sozialgeschichtliche Details zu beschreiben noch  
formal elegante, aber realitätsferne mathematische Gleichgewichtsmodelle zu 

                                                                                                                        
politik betrieben hatte. Zur Durchsetzung einer kartellfreundlichen Politik trug auch Rudolf Isay bei, der 
schon vor 1933 Leiter der Kartellstelle im Reichsverband der Deutschen Industrie (RDI) gewesen war 
und der in der frühen 1950er Jahren für den Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) tätig war. 
Vgl. hierzu Traugott Roser & Walter Oswalt (2007), S. 227 - 234. - Zu weiteren Publikationen von Franz 
Böhm vgl. die Website  http://www.eucken.de/freiburger-tradition/franz-boehm/bibliographie-von-
franz-boehm.html (Zugriff: 11.1.2015). 
36    Franz Böhm (1950/2007), S. 126 - 127. - Vgl. auch Franz Böhm (1960), S. 241 - 257. - Vgl. außerdem 
Traugott Roser & Walter Oswalt Hrsg. (2007), S. 243 - 261, hier: S. 244. - Etwa zur selben Zeit fand in 
London eine Konferenz statt, bei der die Siegermächte des Zweiten Weltkriegs und Deutschland über 
Reparationsleistungen verhandelten. Mit einem weitgehenden Schuldenerlass wurde Deutschland der 
wirtschaftliche Neubeginn sehr erleichtert. Verhandlungsführer auf deutscher Seite war übrigens der 
Großbankier Hermann Josef Abs, der bis 1945 dem Vorstand der Deutschen Bank und dem Aufsichtsrat 
der IG Farben Höchst angehört hatte und der die Deutsche Bank ab 1952 als Vorstandsvorsitzender 
leitete. Abs lehnte Wiedergutmachungen an Israel und die jüdischen Weltverbände ab. Später wurde 
bekannt, dass die Deutsche Bank maßgeblich bei der Finanzierung des Konzentrationslagers Auschwitz 
mitwirkte. Vgl. Traugott Roser & Walter Oswalt Hrsg. (2007), S. 250 - 251. 
37    Sowohl promoviert als auch habilitiert wurde Walter Eucken von dem Berliner Ökonomen Prof. Dr. 
Hermann Schumacher, dem Vater von Ernst Friedrich Schumacher, der später das Leopold Kohrsche 
Leitbild „Small is beautiful“ popularisierte. Als Vertreter der Historischen Schule dürfte Hermann 
Schumacher jedoch weder Anregungen zu ordoliberalem Denken noch Anregungen zu „small is beauti-
ful“-Vorstellungen gegeben haben. Zu Hermann Schumacher vgl. Erich Welter (1952), S. 6; Nils Gold-
schmidt (2001), S. 163 - 186 sowie 80 - 91 (Philosophie von Rudolf Eucken) und ders. (2005), S. 53 - 93. - 
Zum Einfluss der Philosophie seines Vaters Rudolf Eucken auf Walter Eucken vgl. Philip Manow (2001), 
S. 187, und Michael Schäfer (2014), S. 303 - 318. 
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entwickeln. Stattdessen machte es sich Eucken in zwei den Ordoliberalismus  
ökonomisch konstituierenden Werken zur Aufgabe, die „große Antinomie“ zwi-
schen der Geschichte und der ökonomischen Theorie zu überwinden, die Konzen-
tration von wirtschaftlicher Macht anhand einer neuen historisch fundierten Theo-
rie kritisch zu durchleuchten und ein Denken in möglichst machtfreien Ordnungen 
der Märkte in die Ökonomie einzuführen.  
 
„Grundlagen der Nationalökonomie“ (1940) 
 
Im ersten seiner beiden wichtigsten Werke, das gleichsam in innerer Emigration 
entstand und während des Zweiten Weltkriegs im NS-Staat erscheinen konnte, 
obwohl es keine Zugeständnisse an die nationalsozialistische Ideologie enthielt, 
wollte Eucken wirtschaftsgeschichtliche Details und eine wirklichkeitsorientierte 
Theorie zu einer „Wirtschaftsmorphologie“ verbinden, die es ermöglicht, die wirt-
schaftlichen Tätigkeiten der Menschen „aus der Vogelperspektive“ zu betrachten 
und dabei durch die äußerlich sichtbaren Phänomene hindurch bis in ihre tiefere 
und darum nicht sichtbare strukturelle, innere Ordnung bzw. Unordnung zu bli-
cken. „Würden wir von oben die Erde betrachten und das erstaunliche Gewimmel 
von Menschen, die Verschiedenheit der Beschäftigungen, das Ineinandergreifen 
der Tätigkeiten und den Strom der Güter sehen, so wäre die erste Frage, die wir 
stellen würden: im Rahmen welcher Ordnung vollzieht sich alles dieses?“38  
   Eucken unterschied zwei elementare Grundmuster wirtschaftlicher Ordnungen 
voneinander:  
●   zum einen eine zentralverwaltungswirtschaftliche Ordnung, in der eine wie 
auch immer legitimierte, hierarchisch übergeordnete zentralstaatliche Instanz alle 
einzelwirtschaftlichen Vorgänge plant („zentral geleitete Wirtschaft“), und 
●   zum anderen eine egalitäre marktwirtschaftliche Ordnung („Verkehrswirt-
schaft“), für die ein Rechtsstaat ein einheitliches Geldwesen einrichtet. Zwar ist 
dieses einheitliche zugleich ein zentrales Geldwesen, aber zugleich ermöglicht es 
eine dezentrale Selbstorganisation der Märkte, weil sich Marktpreise selbsttätig 
bilden und die einzelwirtschaftlichen Vorgänge ohne obrigkeitliche Reglementie-
rung koordinieren können. So könne sich das gesamte „Ordnungsgefüge“ ein-
schließlich seiner Teilordnungen selbsttätig in einem Gleichgewicht stabilisieren.39 
   Für beide theoretischen Grundmuster der wirtschaftlichen Ordnung führte Eu-
cken historische Beispiele an. Formen der „zentral geleiteten Wirtschaft“ waren 
für ihn  

                                                
38    Walter Eucken (1940/1944), S. 18, 26, 28 und 40 - 41 (Antinomie von Theorie und Geschichte), 62 
Vogelperspektive) und 198 - 207 (Wirtschaftsmorphologie). - Im Kap. 3 seiner Dissertation mit dem 
Untertitel „Walter Eucken im NS-Regime: sapere aude!“ hat Moritz Peter Haarmann unzählige Beispie-
le für kleine, aber alles in allem sehr deutliche Distanzierungen Euckens vom NS-Regime zusammen-
getragen; vgl. Haarmann (2015), S. 247 - 403. 
39    Walter Eucken (1940/1944), S. 95 - 135 (zentral geleitete Wirtschaft und freie Verkehrswirtschaft) 
und 207 (Ordnungsgefüge). 
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-  die Tempelwirtschaft im alten Ägypten, 
-  die Latifundienwirtschaft im alten Rom, 
-  die mittelalterliche Fronwirtschaft in Mitteleuropa, 
-  die Wirtschaft der Inkas in Peru, 
-  die Wirtschaft der Jesuitenreduktionen in Paraguay 
-  die deutsche Kriegswirtschaft während des Ersten Weltkriegs, 
-  die Wirtschaft im kommunistischen Russland und 
-  die Wirtschaft im nationalsozialistischen Deutschland. 
Alle diese Formen zentral geleiteten Wirtschaftens, zu denen sich auch die alten 
Reiche der Babylonier und Sumerer, das Aztekenreich in Mexiko oder alte Dynas-
tien in China hätten hinzuzählen lassen, unterschieden sich graduell durch den 
Umfang der Freiheit, den die zentralen Leitungen hinsichtlich der Berufswahl und 
des Konsums zuließen, und durch den Umfang, in dem wie im antiken Athen oder 
gegen Ende des Mittelalters in Oberitalien städtische Inseln mit einem aufstreben-
den Bürgertum im Meer der ländlichen Agrarwirtschaft entstanden.40 
   Von diesen unterschiedlichen Formen zentral geleiteter Wirtschaften unter-
schied Eucken grundsätzlich insgesamt 25 verschiedene Formen der modernen 
Verkehrswirtschaft. 24 von ihnen hatten sich im Gefolge von Humanismus und 
Aufklärung sowie des wirtschaftlichen Liberalismus zunächst in Westeuropa ent-
wickelt. Nur eine von ihnen, nämlich die Marktform der vollständigen monopol-
freien Konkurrenz, die Eucken in Übereinstimmung mit Franz Böhm für die wich-
tigste erstrebenswerte Marktform hielt, war nach seiner Ansicht „noch nie ganz 
verwirklicht“ worden. In der Realität des 19. und 20. Jahrhunderts hatten sich auf 
Seiten sowohl des Angebots als auch der Nachfrage nur erst vielfältige Marktfor-
men mit (Teil-)Monopolen und (Teil-)Oligopolen herausgebildet, welche den freien 
Wettbewerb beschränkten, Märkte beherrschten und das „wirtschaftliche Gesche-
hen von brutalen Machtkämpfen erfüllten“.41  
 

                                                
40    Walter Eucken (1940/1944), S. 105 und 239 (Ägypten), 58 (römische Latifundien), 59 - 60 und 89 - 95 
(mittelalterliche Fronwirtschaft), 98 und 239 (Inkas in Peru), 203 (Jesuiten in Paraguay), 204 (Kommu-
nismus in Russland) sowie 201 und 211 (Nationalsozialismus in Deutschland); 91, 97, 101 und 105 (un-
terschiedlich ausgeprägte Freiheit der Berufswahl und des Konsums in zentral geleiteten Wirtschaf-
ten). - Die ablehnende Haltung Euckens zum Nationalsozialismus und dessen Vorläufern geht auch aus 
einem Brief an Friedrich August von Hayek vom 12.3.1946 hervor. Darin beklagte Eucken, dass die 
Erben der Romantik „massiv und brutal“ geworden sein. Es sei zu „beachten, dass z.B. Moeller van den 
Bruck (mit dem ich übrigens persönlich viele Diskussionen gehabt habe) oder Spengler mit einem 
ausgesprochenen Hass von den Liberalen sprachen. ... In den letzten Jahrzehnten und vor allem durch 
den Nationalsozialismus ... ist ... die klassische Gegenströmung ... in die Katakomben verdrängt wor-
den.“ (Walter Eucken 1946, Blatt 7) 
41    Walter Eucken (1940/1944), S. 31; zur vollständigen Konkurrenz vgl. auch S. 123 und 128; S. 237 
(brutale Machtkämpfe auf mono- und oligopolistischen Märkten). - Einige Jahre vorher hatte Heinrich 
von Stackelberg bereits neun verschiedene Marktformen analysiert; vgl. hierzu Heinrich von Stackel-
berg (1934/1992), S. 195. 
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Abb.: Die Marktform der vollständigen Konkurrenz 

und 24 Formen vermachteter Märkte 
aus: Walter Eucken (1940/1944), S. 135, 

und ders. (1952/1960), S. 22. 

 
   Wie Böhm lehnte Eucken jede Form der Bildung von Marktmacht ab und unter-
schied deshalb nicht nur zwischen Verkehrs- und zentral geleiteten Wirtschaften, 
sondern mindestens ebenso deutlich auch zwischen monopolfreiem und mono-
polistisch vermachtetem Wettbewerb. „In der wirtschaftlichen Wirklichkeit ist das 
Monopol etwas ganz anderes als die Konkurrenz. ... Den Unterschied zwischen 
Konkurrenz und Monopol zu verwischen, liegt im Interesse wirtschaftlicher Macht-
gruppen.“42 Aus diesem Grund hielt Eucken eine Verengung des Blicks von Öko-

                                                
42    Walter Eucken (1940/1944), S. 123. 



20 
 

nomen auf das einzelwirtschaftliche Geschehen in Betrieben für grundsätzlich 
verfehlt. „Nicht richtig ist es, wenn die Wissenschaft diesen Horizont der Einzel-
unternehmer sich zu eigen macht.“ Im Hinblick auf die Bedeutung des gesamten 
„Preiskosmos“ und „Ordnungsgefüges“ betrachtete er es als die Schlüsselaufgabe 
der Ökonomie, allen Monopole rechtfertigenden Lehren, die im Laufe der Zeit von 
Ökonomen, Juristen, Theologen, Philosophen und Historikern aufgestellt wurden, 
entschieden entgegenzutreten. „Eine Geschichte der Monopolideologien würde 
finden, dass sich diese Ideologien der jeweiligen geistig-kulturellen und politi-
schen Gesamtsituation anpassen, dass sie sich in Zeiten des Naturrechts auf das 
Naturrecht berufen, in Zeiten der Gewerbefreiheit auf die Freiheit des Einzelnen, 
Kartellabreden untereinander abzuschließen, und in Zeiten der Sozialisierung da-
rauf, dass Kartelle und andere Monopolbildungen Wegbereiter des Sozialismus 
seien. ... Die gesamte Geistesgeschichte der Menschheit ist von Versuchen erfüllt, 
Machtansprüche ideologisch zu sichern oder im Angriff zu unterstützen.“ Die 
Macht von Arbeitgebern war Eucken genauso suspekt wie die Gegenmacht von 
Gewerkschaften, die beide nicht in seine Vorstellung einer vollständigen Konkur-
renz passten. „Auch wir Nationalökonomen müssen den Vorhang lüften, welchen 
die Interessenten-Ideologien vor die wirtschaftlichen Machtballungen und Macht-
kämpfe ziehen. ... Nur in einer einzigen Marktform tritt das Phänomen der wirt-
schaftlichen Macht ganz zurück: nämlich bei Verwirklichung der vollständigen 
Konkurrenz.“43  
   Dementsprechend teilte Eucken auch nicht den lediglich individualistisch-
utilitaristischen Freiheitsbegriff des Laissez-faire- und des Organisierten Kapita-
lismus. Aus einem handschriftlichen Fragment aus dem Jahr 1943 geht eindeutig 
hervor, dass die Freiheit des einzelnen Menschen nach seiner Auffassung ihrer 
Einbettung in eine freiheitliche und zugleich soziale Ordnung der gesamten Gesell-
schaft bedurfte. „Die Freiheitsidee - richtig verstanden - schließt den 'sozialen' 
Gedanken in sich. Er liegt in ihr nicht zur Erfassung der eigenen Würde, sondern 
auch in der Würde der Freiheitssphäre des Anderen. Dies zentral: gegen die üb-
liche Ansicht.“44 
   Allerdings hatte Eucken offenbar keine Kenntnis von Franz Oppenheimers Unter-
scheidung zwischen der real existierenden monopolkapitalistisch vermachteten 
Marktwirtschaft und dem liberalsozialistischen Idealtyp einer von jeglicher Mono- 
und Oligopolmacht freien vollständigen Konkurrenz. Sonst hätte er vielleicht eine 
Einsicht in die Notwendigkeit entwickelt, die Vollständigkeit der Konkurrenz auch 
dadurch zu sichern, dass der von Natur aus begrenzte Boden und die Ressourcen 
in einer Verkehrswirtschaft nicht in gleicher Weise als privates Eigentum behan-

                                                
43    Walter Eucken (1940/1944), S. 15 (Ideologiekritik). Vgl. auch S. 236- 238 und 243. - Ders. 
(1940/1944), S. 173 (Ökonomie nicht auf Betriebswirtschaft verengen), 78 und 172 (Ordnungsgefüge und 
gesamter Preiskosmos) sowie 237 (Interessenten-Ideologien) und 242 - 243, (Macht von Arbeitgebern 
und Gewerkschaften) und 269 (Ordnungsgefüge). 
44    Walter Eucken (1943). - Zu philosophischen Anregungen, die Walter Eucken möglicherweise von 
seinem Vater Rudolf Eucken bekommen hat, vgl. Michael Schäfer (2014), S. 303 - 318. 
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delt werden dürfen wie andere von Menschenhand geschaffene, durch Arbeit ver-
mehrbare Güter. In Erinnerung an die wirtschaftlichen Verhältnisse in der Antike 
und im Mittelalter war der „uralte Grundsatz, dass der Boden dem Staate gehört 
und dass die Bauern Staatspächter sind“, für Eucken gleichbedeutend mit feudalen 
Herrschaftsverhältnissen und deshalb nicht akzeptabel.45 Vielleicht hat ihn auch 
die Zwangskollektivierung des Bodens in Russland davon abgehalten, sich näher 
mit den Überlegungen der Bodenreformer zu befassen, den Zugang zum Boden 
und zu den Ressourcen als gemeinschaftlichen Gütern durch die Vergabe von ent-
geltlichen privaten Nutzungsrechten und deren Rückverteilung in gleichen Pro-
Kopf-Beträgen oder durch eine Single Tax à la Henry George gerecht zu ordnen 
und damit die Vollständigkeit der Konkurrenz zu sichern. Ganz unbekannt dürften 
ihm die Gedanken über eine Reform des Bodenrechts aber nicht gewesen sein, 
denn in seinem Geburts- und zeitweiligem Studienort Jena gab es einen von dem 
Industriellen Ernst Abbe mit gegründeten Kreisverband des „Bundes Deutscher 
Bodenreformer“ (BDB).46 In einem Brief vom 6.1.1931 des BDB-Vorsitzenden Adolf 
Damaschke an Euckens Mutter Irene erinnerte Damaschke an „manche Stunden 
vor vielen Jahren, die ich in Ihrem gastlichen Hause verleben durfte und in denen 
Ihr unvergessener Gatte so verständnisvoll und freundlich auf die dazumal noch 
junge und viel umkämpfte Bewegung sah.“47 Demnach dürften die Bodenreform-
bestrebungen in Euckens Elternhaus zu einem breiten Spektrum von Gesprächs-
themen gehört haben. - 
   Euckens Bemerkung, dass „der gesamte verkehrswirtschaftliche Prozess ... in 
seiner Beeinflussung vom Geld her gesehen werden (muss)“, und sein Hinweis auf 
eine „gewaltige Mannigfaltigkeit der geschichtlichen Gelderscheinungen“ lassen 
erkennen, dass er dem Geld eine größere Bedeutung zumaß als die Neoklassik 
oder auch Oppenheimer. Eucken zufolge gab es „drei reine Geldsysteme“: erstens 
das aus Muscheln, Teeziegeln, Edelmetallen oder anderen Materialien bestehende 
Tauschgeld; zweitens das Geld als Schuldgeld, das zum Beispiel bei der Lieferung 
einer Ware entstehe; drittens das mit dem Schuldgeld verwandte Geld als Kredit-
geld, das vom Kreditgeber bei der Kreditvergabe geschaffen werde. Zwischen all 
den verschiedenen Markt- und Geldformen gebe es enge Zusammenhänge.48 Je-
doch ließ Eucken den von Gesell und Keynes problematisierten Liquiditätsvorteil 

                                                
45    Walter Eucken (1940/1944), S. 57 - 58. 
46    Hinweis von Uwe Dathe während unserer Begegnung am 30.11.2015 im Archiv der Universitäts-
bibliothek Jena, wo Dathe den Nachlass von Eucken geordnet und auch eine Ausstellung über Eucken 
zusammengestellt hat: https://www.uni-jena.de/Mitteilungen/170116_Euckenausstellung.html   
(Zugriff: 27.2.2017). 
47    Adolf Damaschke (1931). - In ihrer Antwort an Damaschke erinnerte Irene Eucken daran, dass sie 
und Frau Damaschke sich „früher freundschaftlich sehr nahestanden. Und diese Gesinnung habe ich 
ihr treu bewahrt. Und ich glaube in Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich diese Bücher (gemeint waren 
damit Bücher über eine Bodenreform) in die Bibliothek des Rudolf-Eucken-Hauses und nicht in meine 
persönliche Bibliothek aufgenommen habe.“ Irene Eucken (1931). 
48    Walter Eucken (1940/1944), S. 141 - 147 (Tausch-, Schuld- und Kreditgeld), 148 (Vielfalt der Geld-
formen) und 151 (Einfluss des Geldes auf die Realwirtschaft). 
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des Geldes noch völlig außer Acht; er beschränkte sein Augenmerk ganz auf die 
Art der Geldemission und der Steuerung seiner Menge und übersah damit die dem 
Geld strukturell innewohnende Kraft, Geld- und Realvermögen als Kapital zu ak-
kumulieren und in wenigen Händen zu konzentrieren. Dementsprechend konven-
tionell neoklassisch blieben auch seine Vorstellungen von Kapital und Zins49 sowie 
von Betrieben und Haushalten.  
   Ähnlich wie schon Adam Smith nahm Eucken die hierarchische Überordnung 
weniger, die Produktionsmittel privat besitzender Unternehmer - er bezeichnete 
sie als „Führer der Einzelwirtschaften“ bzw. „Betriebsleiter“ - und die Unterord-
nung eigentumsloser, lohn- und gehaltsabhängiger Arbeiter und Angestellten so-
wie die Existenz eines Marktes für abhängige Beschäftigungen als Selbstverständ-
lichkeiten hin. Sein Unternehmerbild orientierte sich freilich mehr an sozialver-
antwortlich handelnden Unternehmern wie Carl Zeiss und Ernst Abbe oder Otto 
Schott, den er in Jena auch persönlich kennengelernt hatte, als an Managern von 
Großunternehmen. Anstelle des Verdrängungswettbewerbs zwischen anonymen 
Kapitalgesellschaften auf monopolisierten Märkten stellte sich Eucken ‚nur‘ erst 
einen vollständigen Leistungswettbewerb zwischen inhabergeführten Familien-
unternehmen vor und im Gegensatz zu Oppenheimer noch keine vollständige Kon-
kurrenz zwischen Familienunternehmen und Genossenschaften, die bei ihm nur 
eine Rolle in der Landwirtschaft spielten.50 Ebenso ‚normal‘ wie die innerbrieb-
lichen Hierarchien war für Eucken auch noch, dass „Arbeiterhaushalte“ vom Ein-
kommen erwerbstätiger Männer lebten - sie waren für ihn die „Leiter der Haus-
halte“ - und dass Frauen darin unentgeltliche Haus- und Familienarbeit leisteten.51 
Dabei hätte sich deutlich machen lassen, dass gerade eine monopolfreie Markt-
wirtschaft mit einer vollständigen Konkurrenz zwischen vielen kleinen und mittle-
ren Betrieben Entwicklungschancen für Genossenschaften und andere partizipa-
tive Betriebsformen in sich barg - und für Haushalte, in denen Frauen und Männer 
frei über die Aufteilung ihrer Familien- und Erwerbsarbeiten entscheiden können. 
   Im Zusammenhang mit seiner Unterscheidung zwischen zentral geleiteter Wirt-
schaft und Verkehrswirtschaft sowie zwischen vollständiger Konkurrenz und Mo-
                                                
49    Walter Eucken (1940/1944), S. 174. - Hinsichtlich des Kapitals und des Zinses war Eucken durch die 
Neoklassik vorgeprägt und ging auch nicht über sie hinaus; vgl. hierzu Walter Eucken (1934), S. 106 und 
126 (Unter Kapital verstehen wir die in Geld ausgedrückte Verfügungsmacht über Konsumgüter, die von 
den Unternehmern in einem Zeitpunkt aufgewandt werden, um zukünftige Produktionsmittel und Kon-
sumgüter herzustellen.“) 
50    Walter Eucken (1940/1944), S. 95 (Betriebsleiter), 108 (Führer der Einzelwirtschaften), 143 (Ar-
beitsmarkt) und 258 - 259 (Betriebsleiter). - Zu Euckens Unternehmerbild vgl. seine Ausführungen zur 
Haftung bzw. zu Haftungsbeschränkungen (vgl. dazu die Anm. 74 zu diesem Kapitel) und Uwe Dathe 
(2014), S. 88. - In den Denkschriften des „Freiburger Kreises“ von NS-kritischen Ökonomen, Juristen 
und Historikern, besonders in der zweiten Denkschrift aus dem Jahr 1943, war die Rede von einer 
„Stärkung der Familienbetriebe“ und von einer „weitgehend durch genossenschaftliche und berufs-
ständische Vereinigungen ergänzten Gesamtwirtschaftsordnung“; vgl. dazu Klaus Schwabe & Rolf 
Reichardt (1984), S. 762 und  767. 
51    Walter Eucken (1940/1944), S. 106, 176 (Arbeiterhaushalt) und 260 (Männer als Leiter der Haushal-
te). In Materialien zu Euckens „Grundlagen“ fand Uwe Dathe Randnotizen „Gesell lesen“. (Mail 03.2020) 
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no-/Oligopol scheute Eucken auch davor zurück, die Begriffe Kapitalismus und 
Kommunismus zu verwenden, weil sie ihm zu undifferenziert erschienen. „Bei 
vielen Marx-Schülern und bei anderen Schriftstellern wird der Kapitalismus sogar 
zur personifizierten Substanz oder Person.“ Personifizierende und pauschalisie-
rende Kampfbegriffe wie „Kapitalismus“ würden nur den Blick für die „Vielförmig-
keit der modernen Wirtschaft“ trüben.52 Euckens Ablehnung von Angriffen auf ‚die 
Unternehmer‘ oder ‚die Bankiers‘ war zweifellos richtig; es lässt sich jedoch auch 
nicht abstreiten, dass die vielfältigen (teil-)mono- und oligopolistischen Marktfor-
men in der modernen Verkehrswirtschaft allesamt mehr oder weniger dem Drang 
zur Verwertung von Geld- und Realkapital unterliegen, der ihnen aufgrund der 
kapitalistischen Struktur des Geldes innewohnt. Eine Ausnahme könnte freilich der 
historisch noch nicht verwirklichte Idealtypus einer monopolfreien vollständigen 
Konkurrenz bilden, wenn sie auf das Fundament einer nachkapitalistischen Geld- 
und Bodenrechtsordnung gestellt würde. Eucken wollte „den Kern des Phänomens 
wirtschaftlicher Macht sichtbar machen“, aber er war sich überhaupt noch nicht 
der Rolle bewusst, die der ungleiche Zugang zu den natürlichen und sozialen Le-
bensgrundlagen des Bodens, der Ressourcen und des Geldes bei der Entstehung 
von wirtschaftlicher Macht spielt. „Geld ist ja nur ein Mittel zum Zweck, ist 
Tauschmittel“, schrieb Eucken im Einklang mit der Neoklassik und es machte ihn 
auch nicht stutzig, dass das Phänomen der wirtschaftlichen Macht besonders in 
den ressourcenintensiven Schwerindustrien auftrat.53 
   Diese Lücke in Euckens ordnungspolitischen Gedanken machte sich auch bei 
seiner Kritik an Sombarts Bild vom modernen „Wirtschaftsmenschen“ und seinen 
eigenen Überlegungen zum Bedarfsdeckungs- und Erwerbsprinzip bemerkbar. 
Sehr zu Recht wies er die einseitige Verknüpfung des Erwerbsprinzips mit dem 
Kapitalismus und die Erwartung zurück, dass „die nachkapitalistischen sozialis-
tischen Wirtschaftssysteme ... erneut das Bedarfsdeckungsprinzip zum Siege  
führen“ würden. Weder habe vor dem Aufstieg der modernen Verkehrswirtschaft 
ausschließlich das Bedarfsdeckungsprinzip gegolten noch gelte seitdem allein  
das Erwerbsprinzip; und sowohl in vormodernen wie auch in der zentral geleite-
ten Wirtschaft des Kommunismus sei das Bedarfsdeckungsprinzip von eigennützi-
gem Erwerbsstreben von Verwaltern durchsetzt gewesen. Die Bedarfsdeckungs- 
und Erwerbsprinzipen würden sich nicht in Reinkulturen gegenüberstehen, son-
dern sie hätten sich zu allen Zeiten in vielfältigen, von Machteinflüssen geprägten 
Formen miteinander vermischt.54 Eucken erkannte allerdings noch nicht die Mög-
lichkeit, innerhalb einer monopolfreien Wirtschaft mit einer gerechten Geld- und 
Bodenrechtsordnung und einem vollständigen Wettbewerb sowohl das Bedarfs-
deckungs- als auch das Erwerbsprinzip von Machteinflüssen zu befreien, d.h. die 

                                                
52    Walter Eucken (1940/1944), S. 74 - 83, hier: S. 76 und 81 (Kapitalismus) und 204 (Kommunismus). 
53    Walter Eucken (1940/1944), S. 244 Kohlensyndikat) - 245, 252 (Geld als bloßes Tauschmittel). 
54    Walter Eucken (1940/1944), S. 248 - 249, 250 (Wirtschaftsgeist) und 265 (Wirtschaftsmenschen). 
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„schiefe Antithese“ zu überwinden55 und beide Prinzipien unverfälscht so mitein-
ander zu verbinden, dass das Bedarfsdeckungs- und das Erwerbsprinzip zu zwei 
Seiten derselben Medaille werden und deren gemeinsame Wirtschaftlichkeit nicht 
mehr durch ein Streben nach Renditemaximierung pervertiert wird. 
 
„Grundlagen der Wirtschaftspolitik“ (posthum 1952) 
 
Erst nach Euckens allzu frühem Tod - er starb 1950 im Alter von 59 Jahren wäh-
rend einer Vortragsreise in London - konnte sein zweites Hauptwerk erscheinen. 
Es kam insofern zu spät, als die Instrumentalisierung des Ordoliberalismus für die 
Restauration der monopolkapitalistisch vermachteten Marktwirtschaft in West-
deutschland zu jener Zeit bereits in vollem Gang war.  
   Auch in diesem Werk stellte Eucken keine Verbindung zwischen seiner Zukunfts-
vision einer vollständigen Konkurrenz und den dazu passenden Vorstellungen von 
einer monopolfreien Marktwirtschaft her, welche die Frühsozialisten, Mill, Proud-
hon sowie die Bodenrechts- und Geldreformer während der Zeit des Frühkapita-
lismus bis zu den 1920er Jahren entwickelt hatten. „Die Liberalen der Jahrhun-
dertmitte oder Sismondi oder die St. Simonisten oder Marx oder Proudhon - kurz 
alle Denker der damaligen Zeit - lebten in einer anderen wirtschaftlichen, politi-
schen und sozialen Welt als wir“ und sie hätten „nur die Wirtschaft der vorindust-
riellen Zeit und den Beginn der großen Umwälzung“ gekannt. „Konzerne, Kartelle, 
Kreditbanken, Gewerkschaften gab es damals noch nicht oder sie begannen erst, 
sich zu entwickeln. Erfahrungen mit zentraler Lenkung des Wirtschaftsprozesses, 
die heute reichlich vorliegen, fehlten damals. Aber in dieser vergangenen Zeit sind 
die Doktrinen entwickelt worden, welche die heutigen Menschen beherrschen.“ 
Während Marx‘ „Kapital“ Band 1 tatsächlich dieser „vergangenen Zeit“ angehörte, 
galt dies nur noch sehr bedingt für Marx‘ und Engels‘ „Kapital“ Band 3. Und noch 
weniger galt es für Henry George, Franz Oppenheimer oder Silvio Gesell, zu denen 
Eucken sich in seinen „Grundsätzen der Wirtschaftspolitik“ nicht äußerte. 
   Dabei hatte Eucken schon nach dem Erscheinen seiner „Grundlagen der Natio-
nalökonomie“ durch seinen früheren Studenten Bernhard Pfister die Anregung 
erhalten, sich näher mit dem Gedanken der Geldreform zu befassen.56 Und wäh-
rend er in den ersten Nachkriegsjahren an seinen „Grundsätzen der Wirtschafts-
politik“ arbeitete, sandte ihm der sog. „Freiwirtschaftsbund“ (FWB), ein Zusam-
menschluss von Anhängern Gesells, eine Denkschrift „Die Neue Soziale Ordnung - 
Zur wirtschaftlichen Neuordnung“ mit der Bitte um eine Stellungnahme und mit 

                                                
55    Walter Eucken (1940/1944), S. 253 (schiefe Antithese von Bedarfsdeckungs- und Erwerbsprinzip). 
56    Bernhard Pfister (1943). - Bernhard Pfister hatte während seines forstwirtschaftlichen Studiums 
volkswirtschaftliche Vorlesungen bei Walter Eucken gehört. Er lebte als Forstassessor im Schwarzwald 
und blieb auch nach seinem Studium in Verbindung mit Walter Eucken. Pfister empfahl Eucken die 
mathematische Formulierung der Geldreform durch Theophil Christen, die während des ersten Welt-
kriegs in den „Annalen des Deutschen Reiches“ erschienen war, und das 1936 erschienene Buch „Akti-
ve Konjunkturpolitik“ von Karl Walker. 
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einer Einladung zu einer Tagung. Unter Hinweis auf seine „sehr belastete Zeit“ bat 
Eucken um Verständnis dafür, dass er die Einladung nicht annehmen konnte, ob-
wohl ihm das „ordnungspolitische Hauptziel“ des FWB im Großen und Ganzen 
sympathisch war. „Ich sitze an einem größeren wissenschaftlichen Buch.“57 Aller-
dings war ihm auch „die von Ihnen vorgeschlagene Geldverfassung ... in einigen 
Punkten noch unklar.“ Insbesondere sah Eucken nicht, warum „Disproportionali-
täten zwischen Sparen und Investieren“ nicht allein durch eine Steuerung der 
Geldmenge verhindert werden könnten und warum dafür auch noch eine beson-
dere Liquiditätsgebühr auf Geld erforderlich sein sollte. „Der theoretische Beweis 
für diese Behauptung würde mich sehr interessieren.“58 Zudem fragte Eucken 
ähnlich wie Keynes: „In welcher Weise soll dabei ein Ausweichen des Zahlungs-
verkehrs in Giral- und Scheckverkehr und damit ein Horten in Form von Buchgeld 
verhindert werden?“59 
   Generell hatte Eucken den Eindruck, dass der FWB im Anschluss an Gesell 
„wichtige Fragen, mit denen wir es zu tun haben werden, übersehe. Ich denke an 
das Problem der Vermachtung durch Marktverbände aller Art, durch Verschach-
telung der Unternehmen, durch das Patentwesen usw. Sie scheinen zu glauben, 
dass durch Einführung eines bestimmten Geldsystems und durch die Bodenre-
form alle Ordnungsprobleme der Verkehrswirtschaft vermittels des automatisch 
einsetzenden Wettbewerbs von selber gelöst werden.“60 In der Tat hatten Gesell 
und der FWB diese von Eucken und Böhm aufgeworfenen Fragen noch zu wenig  
im Blick. Aber der FWB suchte den Dialog mit Eucken im Interesse einer gegen-
seitigen Erweiterung der gedanklichen Horizonte. Leider kam dieser Dialog zwi-
schen der Geld- und Bodenrechtsreform und dem Ordoliberalismus vorerst nicht 
zustande, denn Eucken verwies nochmals auf sein „Übermaß an Arbeit“, weshalb 
er sich nicht eingehender mit der Geld- und Bodenrechtsreform auseinander-
setzen könne, „so sehr mich Ihre Bewegung interessiert.“61 
   Die Gedanken der Frühsozialisten, von Mill und Proudhon sowie der Boden-
rechts- und Geldreformer standen aus Euckens Sicht offenbar nicht auf der Höhe 
der Zeit, weshalb sie für ihn nicht als Beiträge zu einer Lösung der Probleme  
moderner Industriegesellschaften in Frage kommen konnten. In gewisser Hinsicht 
widersprach sich Eucken aber selbst mit dem Hinweis, dass „die fundamentalen 
Fragen der Welt und des Menschen ... an keine Zeit gebunden (sind)“.62 Und den-
noch - besonders mit seinem „Denken in Ordnungen“, mit seiner an Oppenheimer 
erinnernden Übersicht über die zahlreichen verschiedenen Marktformen und mit 
den konstituierenden Prinzipien einer vollständigen Konkurrenz trug Eucken wert-

                                                
57    Walter Eucken (1947a). 
58    Walter Eucken (1947b). 
59    Walter Eucken (1948). 
60    Walter Eucken (1947b). 
61    Walter Eucken (1948). 
62    Walter Eucken (1952/1960), S. 14 - 15. 
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volle, freilich noch ergänzungsbedürftige Bausteine zur Entwicklung einer Markt-
wirtschaft ohne Kapitalismus bei.   
      Wegweisend war sein Bestreben, dem von neoklassischen Gleichgewichtsmo-
dellen überdeckten Machtkampf zwischen wirtschaftlichen Interessengruppen und 
ihren jeweiligen Ideologien und den sich bekämpfenden Massenbewegungen ein 
„Denken in Ordnungen“ gegenüberzustellen. „Wie soll in diesem Getümmel der 
Machtkämpfe und Ideologien das ordnungspolitische Problem bewältigt werden? 
... Ist es wirklich möglich, Grundsätze der Wirtschaftspolitik zu entwickeln, die 
etwas anderes sind als interessengebundene Ideologien?“63 
   In seinem „Denken in Ordnungen“ stellte Eucken nochmals wie schon in seinem 
ersten Hauptwerk die Ordnungen der zentralstaatlich geleiteten Wirtschaft und 
der freien Verkehrswirtschaft gegenüber. Den Grad der inneren Komplexität einer 
modernen arbeitsteiligen Industriegesellschaft hielt er für viel zu hoch, um es 
nach den Erfahrungen mit den totalitären Regimen in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts noch für möglich zu halten, dass sie sich wie frühere bäuerliche 
Familienwirtschaften von hierarchisch übergeordneten Zentralstellen leiten las-
sen. Von daher schied die staatliche Zentralverwaltungswirtschaft für ihn als wirt-
schaftliche Ordnungsform von vornherein aus. „Niemand kann hier den Gesamt-
prozess, wie er täglich verläuft, überblicken“ und auch nicht den sich selbst ord-
nenden Preiskosmos durch leistungsfähigere Techniken der Informationsverar-
beitung und Koordination von Einzelplänen ersetzen. Dazu sind die „vielen inein-
andergreifenden Teilordnungen der Warenmärkte, der Arbeitsmärkte, des Geldes 
usw.“ viel zu kompliziert. Außerdem bilden sie „nicht nur eine ökonomische Inter-
dependenz, sondern auch eine Interdependenz der Wirtschaftsordnung mit allen 
übrigen Lebensordnungen. ... Niemand kann also unmittelbar die notwendigen An-
passungen und Veränderungen vollziehen.“64 
   Noch bedeutender als der Gegensatz zwischen westlichem Kapitalismus und 
östlichem Sozialismus/Kommunismus, der sich nach dem Zweiten Weltkrieg im 
Kalten Krieg zu einem „Glaubenskampf“ zwischen „säkularisierten Heilslehren“ 
steigerte, war für Eucken jedoch der innerwestliche Gegensatz zwischen den Wirt-
schaftspolitiken des klassisch-neoklassischen Laissez-faire und der interventio-
nistischen „Mittelwege“ einerseits und der von ihm angestrebten Marktform der 
vollständigen Konkurrenz andererseits.65 Mit Nachdruck widersprach er der weit 
verbreiteten, weil durch die historische Realität scheinbar bestätigten Ansicht, 
dass Machtkämpfe zwischen Mono- und Oligopolen untrennbar zum marktwirt-

                                                
63    Walter Eucken (1952/1960), S. 18. 
64    Walter Eucken (1952/1960), S. 7 (Überlegenheit des Preiskosmos über zentrale Leitungen) sowie 14, 
16,18 und 31 (Interdependenz der Wirtschafts- und Lebensordnungen). Zu den Interdependenzen vgl. 
auch Walter Eucken (1940/1944), S. 288. 
65    Walter Eucken (1952/1960), S. 18 (Glaubenskampf zwischen den säkularisierten Heilslehren des 
Westens und des Ostens), 58 - 139 (Zentralverwaltung) und 200 - 212 (Mythos von der Zwangsläufigkeit 
der Entwicklung vom Kapitalismus zum Sozialismus); S. 26 - 57 (Laissez-faire) und 140 - 149 (Mittel-
wege). 
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schaftlichen Wettbewerb gehören. „Man glaubte, dass solche Kämpfe Symptome 
vollständiger Konkurrenz seien. Das Gegenteil ist richtig.“ Monopolkämpfe würden 
die Preisbildung verzerren, damit die Allokation von Arbeit, Kapital und Boden/ 
Ressourcen in falsche Bahnen lenken und bewirken, dass die „bestmögliche Ver-
sorgung des Marktes“ und das Gleichgewicht der Märkte gerade nicht erreicht 
werden. „Nicht die Konsumenten sind hier die maßgebenden Dirigenten des Wirt-
schaftsprozesses. ... Wenn Monopole bestehen, kann die Lenkungsmechanik nicht 
zureichend arbeiten“, weil sich Monopolisten nicht anzupassen brauchen. „Im Ver-
lauf der Monopolkämpfe wird das Kostenprinzip nicht beachtet. Noch mehr: es 
wird bewusst dagegen verstoßen, um den Gegner zu schädigen und ihm so den 
Willen aufzuzwingen.“ Unter solchen Umständen könne die viel beschworene „un-
sichtbare Hand“ die freien Märkte nicht so effektiv und gerecht ordnen, wie Adam 
Smith dies ursprünglich erwartet hatte.66 
   Ebenso deutlich hielt Eucken der „liberalen Wirtschaftspolitik des 19. und begin-
nenden 20. Jahrhunderts“ entgegen, dass sie sich in Widersprüche verstrickt habe, 
indem sie „die Freiheit zu Machtkämpfen gewährte. Und so trug sie selbst dazu 
bei, den Leistungswettbewerb, den sie wollte, zurückzudrängen.“ Monopolkämpfe 
verhinderten geradezu den Leistungs- und Qualitätswettbewerb und verfälschten 
ihn zu einem Behinderungs-, einem Verdrängungs- oder gar zu einem regelrech-
ten „Schädigungswettbewerb. ... Es gilt der Grundsatz: Wer Monopolkämpfe ge-
währen lässt, behindert die Entwicklung des Leistungswettbewerbs. Und wer den 
Leistungswettbewerb will, kann nicht Monopolkämpfe bejahen und gewähren las-
sen.“ Weil die liberale Wirtschaftspolitik von Wettbewerb geredet, aber gemäß den 
Monopolinteressen anders gehandelt habe, sei es im Übrigen „nicht verwunder-
lich, dass ... die Idee der freien Ordnung, die faktisch keine Freiheit brachte, bei 
den Arbeitern auf Widerstand stieß.“ Das Bestreben der Arbeiterbewegung, den 
Arbeitgebern eine möglichst starke gewerkschaftliche Gegenmacht entgegen zu 
stellen, hielt Eucken noch nicht für eine Lösung des Machtproblems. „Die einsei-
tige Vermachtung wurde durch zweiseitige Vermachtung abgelöst. Die Aufspaltung 
der Gesellschaft in Klassen dauerte an“67, wodurch auch die politische Entwicklung 
vom Machtstaat zu einem herrschaftsfreien Rechtsstaat aufgehalten worden sei. 
„Der Rechtsstaat konnte in diesem Zeitalter“ - damit meinte Eucken die scheinbar 
liberale, aber de facto konkurrenz- und monopolkapitalistische Zeit seit dem frü-
hen 19. Jahrhundert - „nicht voll verwirklicht werden ..., weil Monopole und Mono-
polkämpfe seine Realisierung durchkreuzten. ... Monopole und Teilmonopole sind 
dem Rechtsstaat nicht adäquat“, d.h. im Interesse einer Durchsetzung des Rechts 
müssen sie überwunden werden - und zwar nicht nur nicht durch eine zentrale 

                                                
66    Walter Eucken (1952/1960), S. 33, 35, 38 - 41 (verzerrte Preisbildung, Fehlallokationen und Un-
gleichgewichte) und 52 (unsichtbare Hand). 
67    Walter Eucken (1952/1960), S. 42 - 46 (Verdrängungs- statt Leistungswettbewerb, Klassenspaltung) 
und 175 - 177 („Macht einzelner Firmen, Macht von Konzernen, Kartellen, zentralen Planstellen oder 
auch Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften“ und „Machtblöcke“) und 247 (Schädigungswettbe-
werb). 
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Leitung der Wirtschaft, für die Eucken im Gegensatz zu Marx keine historisch-
gesetzmäßige Notwendigkeit sah, und auch nicht durch „Mittelwege“, bei denen 
wie in Rathenaus Kriegswirtschaft bis 1918, in Ständestaaten oder im New Deal 
des US-Präsidenten Roosevelt von 1933 bis 1938 in sich widersprüchliche Macht- 
und Rechtsstaaten vermachtete Märkte durch Interventionen global steuern. „Die-
se neue Ära brachte zwar eine Abkehr von der Wirtschaftspolitik des Laissez-faire. 
Aber sie bestand nicht darin, dass die kritisierten gleichgewichtslosen Marktfor-
men und Geldsysteme verschwanden oder zurücktraten. Das Gegenteil geschah. 
Die Wirtschaftspolitik betätigte sich in vielen Ländern mit der Förderung und Auf-
richtung von Monopolen. Und die Geldversorgung wurde unter Beseitigung der 
Goldwährung universal mit der Kreditgewährung verbunden.“ Zu einer jegliche 
wirtschaftliche Macht zerstreuenden rechtsstaatlichen Ordnung passte nach der 
Auffassung von Eucken, die er mit Böhm teilte, allein die Marktform der vollständi-
gen Konkurrenz, weil nur sie in der Lage sei, die „richtigen Proportionen der öko-
nomischen Quantitäten zu finden“ und sich in einem allgemeinen Gleichgewicht  
zu stabilisieren. Seine Vorstellung von gleichgewichtigen Proportionen fußte nicht 
nur auf den Naturwissenschaften, sondern auch auf den „Ideen des Kosmos, des 
Maßes, des Kräfteausgleichs, der Harmonie“, welche schon die Philosophen der 
griechischen Antike entfaltet hatten.68  
    Damit trug Eucken bedeutende ökonomische Einsichten zum qualitativen Sprung 
vom Laissez-faire-Kapitalismus bzw. Paläoliberalismus zum Ordoliberalismus bei. 
Unabhängig von den Frühsozialisten, Mill, Proudhon sowie den Bodenrechts- und 
Geldreformern und Jahrzehnte nach ihnen suchte er einen Ausweg aus der kapi-
talistisch vermachteten Marktwirtschaft erstmals nicht mehr in einer zentralen 
Leitung der Wirtschaft und auch nicht in Mixturen von privatmonopolistischem 
Markt und staatlichem Plan, sondern wieder in der Verwirklichung einer vollstän-
digen, d.h. monopolfreien Konkurrenz innerhalb einer staatlichen Ordnung, die 
allein das gleiche Recht für alle durchsetzt und nicht mehr den Machtinteressen 
von wenigen dient. 
   Allerdings ließ Eucken die Frage offen, wie sich denn der bisherige Rechts- und 
Machtstaat aus der seine Autorität untergrabenden Umklammerung durch mäch-
tige Großunternehmen befreien könnte. Wie könnte er gleichsam die Quadratur 
des Kreises bewerkstelligen und vom „Spielball in den Händen von Interessen-
gruppen“ zu einem reinen Rechtsstaat werden, der die Kraft hat, als „Hüter der 
Wettbewerbsordnung“ für eine „Auflösung oder Schwächung von Machtgruppen“ 
zu sorgen und die Marktform der vollständigen Konkurrenz durchzusetzen? „Der 
moderne Staat ist zwar keine zureichende ordnende Potenz, aber er könnte es 

                                                
68    Walter Eucken (1952/1960), S. 49 und 52 (Monopole als Hindernisse auf dem Weg zum Rechtsstaat) 
sowie 55 - 58 und 140 - 154 (Experimente mit Mischformen); S. 164 (antike Vorstellungen von Maß und 
Mitte) und S. 200 - 217, hier: S. 212 - 213 (Mythos vom Geschichtsmechanismus). 
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werden.“69 Nur wie? Eucken setzte seine Hoffnungen in die Wissenschaft, insbe-
sondere die Ökonomie, dass sie „ohne Sentiments und Ressentiments die Realität 
untersucht“ und zu einer interessenneutralen „ordnenden Potenz“ wird, die jen-
seits aller Spezialisierungen die Notwendigkeit einer Gesamtordnung erkennt und 
ihr zum Durchbruch verhilft. Und obwohl die Kirchen keine die Politik unmittelbar 
mitgestaltende Aufgabe haben, könnten auch sie dazu mit dem ihnen seit Thomas 
von Aquin vertrauten „Denken in Ordnungen“ und ihrem Verständnis für den Sinn 
des Subsidiaritätsprinzips beitragen.70 
   Neben der ungelösten politischen Machtfrage war auch Euckens Erklärung für 
die ökonomischen Ursachen der Entstehung von mono- und oligopolistischen 
Marktformen noch nicht vollständig. Ohne dabei die strukturelle Macht des kapi-
talistischen Geldes mit zu bedenken, Geld- und Realkapital zu akkumulieren und  
in den Händen von Minderheiten zu konzentrieren, machte er dafür allein einen 
„universal bestehenden Hang zur Monopolbildung“ verantwortlich, also einen au-
ßerökonomisch-anthropologischen Faktor. „Ein tiefer Trieb zur Beseitigung von 
Konkurrenz und zur Erwerbung von Monopolstellungen ist überall und zu allen 
Zeiten lebendig.“ Ein solcher Trieb kann sich - wenn es ihn tatsächlich gibt - jedoch 
nur dann ausleben, wenn eine fehlerhafte Geldordnung ihm das dafür erforder-
liche strukturelle Betätigungsfeld verschafft. Und nur halb zutreffend war auch 
Euckens Ansicht, wonach „nicht die Tatsache ... entscheidend (war), dass die Ma-
schine dem Arbeiter nicht gehörte, sondern dass die Nachfrager nach Arbeit, de-
nen die Maschinen gehörten, in monopolistischen Marktformen nachfragten.“ Zu 
mono- und oligopolistischen Positionen von Unternehmern auf den Märkten gehört 
untrennbar als ihre dunkle Kehrseite auch deren Verfügungsmacht über kon-
zentriertes Privateigentum an Produktionsmitteln. So gesehen ist also die soziale 
Frage im Gegensatz zu Euckens Ansicht auch eine Eigentumsfrage - nur anders 
als Marx sie verstand, denn problematisch ist ‚nur‘ das in wenigen privaten Hän-
den konzentrierte Eigentum an den Produktionsmitteln, aber nicht das private 
Produktionsmitteleigentum als solches. Insofern hatte Eucken durchaus Recht, als 
er den von Marx aufgestellten Gegensatz zwischen privatem und verstaatlichtem 
Produktionsmitteleigentum als eine „veraltete Antithese“ bezeichnete.71 
   Dem technokratischen Glauben, sämtliche Wirtschaftsprozesse von einer zentra-
len Stelle aus planen zu können, und dem Glauben, dass der Staat eine ungeord-
nete kapitalistische Marktwirtschaft mit „punktuellem Denken“ und wirtschafts-

                                                
69    Walter Eucken (1952/1960), S. 325 - 338, hier: S. 326 (Staat als Spielball der Interessengruppen), 327 
Staat als Hüter der Wettbewerbsordnung), 337 - 338 (Rechtsstaat als ordnende Potenz, Auflösung oder 
Schwächung von Machtgruppen). 
70    Walter Eucken (1952/1960), S. 340 - 346 (Wissenschaft als ordnende Potenz) und 347 - 350 (Kir-
chen). - Vgl. auch Walter Eucken (1947/1961), S. 43 - 67, und Michael Schäfer (2014), S. 303 - 318 (Aus-
einandersetzung mit dem philosophischen Werk seines Vaters Rudolf Eucken). 
71    Walter Eucken (1952/1960), S. 31 (triebhafter Hang zur Monopolbildung), 45 (konzentriertes Privat-
eigentum an Produktionsmitteln) und 185 - 187 und 190 (soziale Frage auch als Eigentumsfrage; „veral-
tete Antithese“).  
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politischen Interventionen in einzelne Vorgänge steuern könne, den er beim jünge-
ren Keynes ebenso wie bei Schumpeter beobachtete, stellte Eucken angesichts  
der unendlich komplizierten Verflochtenheit aller einzelnen wirtschaftlichen Vor-
gänge die Notwendigkeit gegenüber, eine rechtsstaatliche Rahmenordnung für  
die herrschaftsfreie Marktform der vollständigen Konkurrenz zu schaffen, in der 
sich alle einzelwirtschaftlichen Vorgänge durch eine freie Bildung von Marktprei-
sen selbsttätig ordnen können. Aufgrund des Missbrauchs des Modells der voll-
ständigen Konkurrenz als Mittel zur Verschleierung von monopolistischer Markt-
macht sei der Wettbewerb in Misskredit geraten und von der Kapitalismuskritik 
vorschnell verurteilt worden. Aber „veraltet ist nicht die Konkurrenz, sondern der 
Glaube, sie wäre veraltet. Tatsachen zerstören die alte Geschichtsdoktrin, nach 
welcher die vollständige Konkurrenz zum Untergang verurteilt ist“ und als ver-
meintlich „anarchische Produktionsweise“ (Marx & Engels) beseitigt werden müs-
se.72 
   In „Anwendung des morphologischen Denkens in Ordnungen“ und als Ausdruck 
eines „wirtschaftsverfassungsrechtlichen Grundprinzips“, die Freiheit auf mono- 
und oligopolfreien Märkten gerecht zu ordnen73, formulierte Eucken als Antwort 
auf das Laissez-faire-Prinzip eine Reihe von konstituierenden und regulierenden 
Prinzipien, die bei der „Herstellung eines funktionsfähigen Preissystems vollstän-
diger Konkurrenz“ maßgebend werden sollten: 
●   Primat der Währungspolitik                
Eine entscheidende Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit des Preiskosmos 
war für Eucken die Schaffung einer dauerhaft stabilen, d.h. nicht durch Inflation 
und Deflation verfälschten Kaufkraft von Währungen. Sie sollte dadurch erfüllt 
werden, dass es den Geschäftsbanken gemäß dem von den beiden neoklassischen 
Ökonomen Henry Simons und Irving Fisher als Reaktion auf die große Weltwirt-
schaftskrise entwickelten „100-Prozent-Plan oder Chicago-Plan“ unmöglich ge-
macht wird, selber im Wege der Kreditschöpfung Geld zu schaffen. Außerdem trat 
Eucken für eine klare Trennung von Geschäfts- und Investmentbanken nach dem 
Beispiel des US-amerikanischen Glass-Steagall-Acts von 1932/33 ein: „Jede pri-
vate Bank würde in zwei Abteilungen zerlegt: in eine Giralgeldabteilung und eine 
Bankabteilung. Die Giralgelder sollen zu 100 % in Zentralbankgeld, also in Noten 
oder Guthaben, bei der Zentralbank gedeckt werden. ... Kreditgeschäfte und Geld-
schaffung wären also ... getrennt. ... Die Geldmenge aber würde durch die Zentral-
bank reguliert, welche sich der Offenmarktpolitik bedient, also Wertpapiere kauft 
und verkauft.“74  

                                                
72    Walter Eucken (1952/1960), S. 239 (Schumpeter und der Glaube, dass die vollständige Konkurrenz 
veraltet sei), 241 (anarchische Produktionsweise), 242 (universale Verflochtenheit der Wirtschaftsord-
nung) und 242 (Keynes 1926). 
73    Walter Eucken (1952/1960), S. 221 und 223 (morphologisches Denken in Ordnungen), 254 (wirt-
schaftsverfassungsrechtliches Grundprinzip). 
74    Walter Eucken (1952/1960), S. 255 - 264, hier: S. 260. - Euckens Schüler Rolf Gocht vertrat später 
gegen Ende seiner Tätigkeit als Direktoriumsmitglied der Deutschen Bundesbank ähnliche Ansichten, 
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   Zusätzlich zum 100%-Money und zum Trennbankensystem plädierte Eucken 
auch für eine Dezentralisierung der Geschäftsbanken in kleineren und mittleren 
Größenordnungen, um ihre Systemrelevanz zu vermindern. Und für Großbanken 
zog er sogar eine Verstaatlichung in Erwägung.75 Darüber hinaus erhob Eucken 
aber keine weitergehende geldreformerische, den „Primat der Währungspolitik“ 
vervollständigende Forderung mehr. Jedenfalls enthalten seine letzten, im März 
1950 in London gehaltenen Vorträge über die Währungs- und Antimonopolpolitik 
keine Anhaltspunkte dafür, dass er sich nochmals an die Hinweise auf Gesells 
erweiterte Geldreform erinnert haben könnte.76 
●   Offene Märkte 
Die Konkurrenz wird erst dann wirklich vollständig, wenn kein einziger Anbieter 
oder Nachfrager vom Leistungswettbewerb ausgeschlossen wird. Ausnahmslos 
jeder Mensch muss die gleiche Chance haben, sich auf den Märkten als Anbieter 
und Nachfrager am gesamtwirtschaftlichen Prozess zu beteiligen. Weder darf der 
Staat Eucken zufolge die Offenheit der Märkte durch diskriminierende Regelungen 
wie Einschränkungen der freien Berufswahl, Zuzugs- und Wanderungssperren 
oder durch Einfuhrverbote, Exportprämien und Außenhandelsmonopole beschrän-
ken noch darf er zulassen, dass sich private Unternehmen mit Hilfe von Patenten 
und Marken Machtpositionen schaffen. „Patente haben die Kartell- oder Konzern-
bildung ausgelöst. ... Im Ganzen ist durch Patente, durch Markenschutz, durch die 
damit verbundene Preisbindung der zweiten Hand und durch Suggestionsreklame 
die Durchsetzung der modernen Wirtschaft mit Monopolen oder Oligopolen ent-
scheidend bestimmt worden. Man denke etwa an die Konzernbildung in der chemi-
schen Industrie, in der Waschmittel- und Zigarettenindustrie.“77 
●   Privates Produktionsmitteleigentum 
Privates Eigentum an Produktionsmitteln gehört unabdingbar zu einer freien Ver-
kehrswirtschaft. Aber es hat sich gezeigt, „dass Privateigentum in monopolisti-
schen Marktformen zu schweren Schäden führt ... und in der Tat unsozial wirkt“. 
Deshalb ist privates Eigentum nur innerhalb einer Ordnung der vollständigen Kon-
kurrenz unbedenklich und innerhalb dieser Ordnung können sich sehr wohl auch 
„einzelne Betriebe in der Hand des Staates befinden, so zum Beispiel staatliche 
Forstbetriebe neben privaten oder staatliche Kohlenzechen oder staatliche Banken 
neben privaten.“78 Unter den Bedingungen einer vollständigen Konkurrenz, in der 
die Verfügung über Produktionsmittel keine mono- oder oligopolistische Macht 

                                                                                                                        
vgl. dazu sein Buch „Kritische Betrachtungen zur nationalen und internationalen Geldordnung“, Berlin 
1975. 
75    Walter Eucken (1946/1999), S. 38 - 58. - Vgl. auch Moritz Peter Haarmann (2015), S. 417 - 420. 
76    Walter Eucken (1950/2001), S. 51 - 63 (Währungspolitik) und 79 - 86 (Antimonopolpolitik). - Nach der 
Verwässerung des Ordoliberalismus zur monopolkapitalistischen Marktwirtschaft warnte Euckens 
Neffe Walter Oswalt vor „falschen Freunden der Offenen Gesellschaft“, die Euckens Werke zu Unrecht 
für sich in Anspruch nahmen. (S. 92) 
77    Walter Eucken (1952/1960), S. 264 - 270, hier: S. 268 - 269. 
78    Walter Eucken (1952/1960), S. 271 - 275.  
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über Menschen und Märkte mehr begründet, kann dezentralisiertes Produktions-
mitteleigentum in verschiedenen privaten, genossenschaftlichen, gemeinwirt-
schaftlichen, kirchlichen, gewerkschaftlichen oder staatlichen Rechtsformen dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen. 
●   Vertragsfreiheit 
Auch die Vertragsfreiheit kann - wenn sie nicht, wie von Marx & Engels mit Recht 
kritisiert, Abhängigkeitsverhältnissen den Schein einer beiderseitigen Freiwillig-
keit verleihen soll - erst unter den Bedingungen einer vollständigen Konkurrenz 
ihre volle Wirkung entfalten und den Abschluss von Verträgen ermöglichen, die 
keinerlei strukturellen Zwang mehr enthalten. „Im Zeitalter des Laissez-faire ist 
die Gesetzgebung ... in keiner Weise dazu fähig gewesen, mit diesem großen Prob-
lem fertig zu werden. ... Kartelle berufen sich zu Unrecht auf Vertragsfreiheit.“79 
●   Haftung 
Zur persönlichen Freiheit des wirtschaftlichen Handelns und des Abschließens von 
Verträgen gehörte Eucken zufolge unabdingbar auch die persönliche Verantwor-
tung für die Folgen des eigenen Handelns. „Wer den Nutzen hat, muss auch den 
Schaden tragen“, und wer Schäden verursacht, müsse dafür auch haftbar gemacht 
werden. Eine Pflicht, für die Folgen von Fehlentscheidungen aufzukommen, würde 
das Verantwortungsbewusstsein bei Investitionsentscheidungen erhöhen. In den 
Zeiten des Laissez-faire und der gemischten Wirtschaften sei jedoch die Haftung 
immer weiter beschränkt worden, was eine Entpersönlichung und Anonymisierung 
wirtschaftlicher Entscheidungen zur Folge hatte. „Haftungsbeschränkende Gesell-
schaftsformen haben in hohem Maße dazu beigetragen, dass sich Konzerne bilde-
ten. ... So geriet die Lenkung des Wirtschaftsprozesses immer mehr in die Hand 
einer Schicht von Direktoren und Funktionären, die weder Eigentümer sind noch 
von zentralen Verwaltungsstellen kontrolliert werden.“ Dieser Fehlentwicklung 
wollte Eucken mit einer „möglichst universalen Geltung der Haftung“ entgegen-
wirken. Nicht nur für große Aktiengesellschaften, sondern auch für die Rechtsform 
der GmbH und andere Rechtsformen sollten Haftungsbeschränkungen aufgehoben 
werden. „Bei voller Haftung schließt die Angliederung von Unternehmen oder Be-
trieben ein weit größeres Risiko in sich als bisher, und der Anreiz zur Verschachte-
lung und Konzernbildung wird wesentlich vermindert.“80 
●   Konstanz der Wirtschaftspolitik 
Schließlich hielt es Eucken für unbedingt erforderlich, dass die Wirtschaftspolitik 
den wirtschaftlichen Akteuren und Märkten eine auf die Dauer beständige und 
verlässliche Rahmenordnung für ihre kurz-, mittel- und langfristigen einzelwirt-
schaftlichen Planungen verschafft. „Eine gewisse Konstanz der Daten ist notwen-
dig, damit größere Investitionen in die Pläne aufgenommen werden können.“ In der 
Überzeugung, dass die vollständige Konkurrenz bei Einhaltung der sie konstituie-

                                                
79    Walter Eucken (1952/1960), S. 277 und 279. 
80    Walter Eucken (1952/1960), S. 279 - 285. - Mit dem Problem der Haftung hatte sich Eucken bereits 
in seinem ersten Hauptwerk beschäftigt; vgl. dazu ders. (1940/1944), S. 285. 
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renden Prinzipien aus sich heraus zu einer dauerhaft stabilen Konjunktur führen 
werde, wandte sich Eucken ausdrücklich gegen die von Keynes als Reaktion auf die 
Weltwirtschaftskrise empfohlene Politik des Deficitspendings, mit der der Staat 
kurzfristig antizyklisch in den Konjunkturverlauf eingreifen sollte. Seine Zweifel, ob 
der Staat „die Investitionen richtig proportionieren“ könne, waren durchaus be-
rechtigt. Aber wie schon in seinem ersten Hauptwerk blieb ihm auch in seinen 
„Grundsätzen der Wirtschaftspolitik“ der von Gesell und Keynes entwickelte Ge-
danke fremd, dass das Geld aufgrund des ihm bislang innewohnenden Liquiditäts-
vorteils Schwankungen der privaten Investitionstätigkeit auslösen kann, welche die 
geforderte „Konstanz der Wirtschaftspolitik“ gleichsam ‚von innen‘ konterkarieren 
und keine Kongruenz von Einzelinteressen und Gemeinwohl zulassen. Zu einer 
„Konstanz der Wirtschaftspolitik“ hätte es deshalb auch gehört, die innere Kon-
stanz des Wirtschaftsprozesses mit Hilfe „künstlicher Durchhaltekosten des Gel-
des“ sicherzustellen, damit das von den Zentralbanken in den Verkehr gegebene 
Geld auch tatsächlich konstant zirkuliert und nicht zeitweise als Nachfrage un-
wirksam werden und eine exakte Mengensteuerung unmöglich machen kann. Eu-
cken ignorierte jedoch den Liquiditätsvorteil des Geldes und blieb bei der Ansicht, 
dass die Marktform der vollständigen Konkurrenz auch ohne eine solche Struktur-
reform des Geldes „imstande (ist), die Investitionen auf die Dauer richtig aufeinan-
der abzustimmen. ... Sie beseitigt auch die mangelnde Investitionsneigung Priva-
ter, soweit sie auf ... Verschiebung der Preis-Kosten-Relationen zurückzuführen 
war.“ Außerdem widersprach er auch Keynes‘ Erwartung, dass mittel- und lang-
fristig eine Sättigung der Märkte eintreten und die Geld- und Realkapitalrenditen 
dann gegen Null sinken könnten. „Von diesem Punkt trennt uns eine unermesslich 
lange Strecke.“81 
   Entsprechend seiner mangelnden Beachtung des Liquiditätsvorteils von Geld sah 
Eucken auch im Zins keine fragwürdige Form eines leistungslosen Einkommens. 
Gegen die Mahnung des christlichen Sozialethikers Emil Brunner, „dass nur ein 
niedriger Zins gerechtfertigt sei“, wendete er ein, dass die Sozialethiker „nicht 
sehen, dass der Zins eine Funktion in dem wirtschaftlichen Gesamtprozess hat“. 
Das war nur die halbe Wahrheit und hätte sich als solche erkennen lassen, wenn 
Eucken die Unterscheidung mit vollzogen hätte zwischen jenem Teil der Zinsen, 
der als Instrument der dezentralen Investitionslenkung notwendig ist und in gerin-
ger Bandbreite verteilungsneutral um Null pendelt, und jenem den Zins erhöhen-
den Teil, der als „Liquiditätsverzichtsprämie“ (Keynes) ein leistungsloses, also ein 
der Verteilungsgerechtigkeit entgegen stehendes Einkommen darstellt. Gemäß 
der unbesehen von der Klassik und Neoklassik übernommenen Lehre von den drei 
Produktionsfaktoren und ihren drei Faktorentgelten blieb Eucken bei der nicht zur 
vollständigen Konkurrenz passenden Auffassung, wonach sich „Löhne, Zinsen, 
Renten und Unternehmergewinne ... im Rahmen der vollständigen Konkurrenz 

                                                
81    Walter Eucken (1952/1960), S. 286 - 288 (Konstanz der Wirtschaftspolitik), 308 - 312 (Konjunkturpo-
litik) und 351 (Zweifel an einer Vorliebe für Liquidität). 
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zwangsläufig (bilden). Und so wird die Verteilung nicht nach ethischen Gesichts-
punkten vollzogen, sondern sie ist einem ethisch-gleichgültigen Automatismus 
überlassen.“82 Gewiss wäre es verfehlt, einzelne Einkommen und Vermögen ge-
mäß ethisch definierter Kriterien einer austeilenden Gerechtigkeit verteilen zu 
wollen; aber die Wirtschaftsordnung insgesamt sollte gemäß einer Strukturethik 
so gestaltet sein, dass sich Einkommen nur durch leitende und ausführende Arbei-
ten erzielen lassen und nicht durch leistungsfremde Geld- und Realkapitalzinsen, 
Bodenrenten, Patenteinnahmen oder sonstige Einkünfte aus Privilegien. Solange 
solche leistungsfremden Kostenfaktoren wie selbstverständlich in sämtliche Kos-
tenrechnungen und in den gesamtwirtschaftlichen Preiskosmos einfließen - also 
nicht nur dort, wo private Monopole Preise diktieren oder wo der Staat mit Subven-
tionen in Märkte eingreift - , können die Kostenrechnungen, deren entscheidende 
Bedeutung als „allgemeines Prinzip der Wirtschaftslenkung“ Eucken besonders 
hervorhob, und das Preissystem ihre marktwirtschaftliche Lenkungsfunktion nur 
sehr unzureichend erfüllen.83 Möglicherweise liegt im Fehlen eines tieferen Ver-
ständnisses der Wurzeln des „Hangs zur Monopolbildung“ auch ein Grund dafür, 
dass für Eucken trotz seiner Betonung des Charakters des Preiskosmos als In-
strument der wirtschaftlichen Selbststeuerung die staatliche Erziehung der Men-
schen zu sittlichem Handeln einen überraschend hohen Stellenwert hatte.84 - 
   In einer vollständigen Konkurrenz sollte einerseits Eucken zufolge kein Unter-
nehmen mehr Macht nach außen über die Märkte ausüben und die Arbeiter sollten 
auf dem Arbeitsmarkt auch kein „bloßes Objekt und keine Ware“ mehr sein. Ande-
rerseits konnte er sich noch nicht von der herkömmlichen Vorstellung lösen, dass 
innerhalb der Unternehmen „klare Führungsverhältnisse herrschen“ müssen. Er 
beließ es dabei, dass die Gewerkschaften den Arbeitern zwecks Durchsetzung von 
„Arbeiterschutzmaßnahmen“ zur Seite stehen sollten. Im Rahmen der wirtschaft-
lichen Gesamtordnung erschien es ihm „sogar notwendig, dass die Interessen der 
Arbeiter zureichend geltend gemacht werden können. ... In einer Wettbewerbs-
wirtschaft ist Mitwirkung der Arbeiter prinzipiell durchaus möglich.“ Aber darüber 
hinaus hielt Eucken am Leitbild der Familienunternehmen fest und dachte noch 
nicht daran, dass gerade die vollständige Konkurrenz Chancen für Genossenschaf-
ten - nicht nur in der Landwirtschaft! - und partnerschaftliche Unternehmen mit 
einer gleichen Beteiligung der gesamten Belegschaft an Gewinnen und Verlusten 
eröffnen könnte. In der vollständigen Konkurrenz kann die bislang für Familienun-
ternehmen und anonyme Großkonzerne gleichermaßen charakteristische innerbe-

                                                
82    Walter Eucken (1952/1960), S. 300 (ethisch-gleichgültiger Automatismus der Verteilung) und 349 
(Zins und Sozialethik). 
83    Walter Eucken (1952/1960), S. 158 - 159.  
84    Philip Manow wies auf eine „stark religiöse Färbung des ordoliberalen Ordnungsentwurfs“ hin und 
führte sie u.a. auf den Einfluss der Bonhoeffer-Denkschrift von 1943 auf die Freiburger Schule zurück. 
Vgl. Philip Manow (2001), S. 188 - 193. 
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triebliche Hierarchie in egalitäre Beteiligungsverhältnisse übergehen und Lohn-
arbeit gibt es dann allenfalls noch in geringerem Umfang auf freiwilliger Basis.85  
   Weder problematisierte Eucken den Geld- und Realkapitalzins und die innerbe-
triebliche Hierarchie von leitenden und ausführenden Arbeiten noch den ebenfalls 
nicht zu einer vollständigen Konkurrenz passenden Monopolcharakter des privaten 
Bodeneigentums und die private Aneignung der Bodenrente. Diese leistungslosen 
Einkommensarten ließen die Entstehung einer vollständigen Konkurrenz gar nicht 
erst zu und bewirkten, dass auch nach Kartell- und Konzernentflechtungsver-
suchen wieder neue privatwirtschaftliche Machtgebilde entstanden, die 1. die Of-
fenheit der Märkte nach und nach beschränkten, die 2. das private Produktions-
mitteleigentum in den Händen von Minderheiten konzentrierten und die Hilfsmittel 
der Produktion gleichzeitig zu Instrumenten der Marktbeherrschung machten, die 
dadurch 3. Elemente der Macht und des Zwangs in die Vertragsfreiheit einschleus-
ten und die 4. zur Entstehung von überdimensionierten Unternehmen und Unter-
nehmenszusammenschlüssen führten, deren Größe jegliches Maß an persönlicher 
Verantwortbarkeit und Haftbarkeit übersteigt. Neben einem vervollständigten 
„Primat der Währungspolitik“ hätte die Verwirklichung der vollständigen Konkur-
renz also auch einen „Primat der Boden- und Ressourcenpolitik“ zur Vorausset-
zung gehabt, um wirtschaftliche Macht wirklich zerstreuen zu können. 
●   Monopolaufsichtsamt    
Ganz frei war Eucken wohl auch selbst nicht von der Befürchtung, dass auch bei 
einer Verwirklichung der konstituierenden Grundprinzipien einer vollständigen 
Konkurrenz doch wieder Mono- und Oligopole entstehen könnten, denn sonst hätte 
er nicht zusätzliche „regulierende Prinzipien“ aufgestellt, um „gewisse Machtposi-
tionen ..., (die) auch bei vollständiger Anwendung der Prinzipien entstehen“, zu 
kontrollieren. Dabei dachte er in erster Linie an Anbieter von öffentlichen Gütern 
wie Verkehr, Post und Energie wie zum Beispiel städtische Gaswerke mit einem 
lokalen Angebotsmonopol, aber nicht an privatwirtschaftliche Machtpositionen, die 
sich aus der strukturellen Macht des Geldes und aus dem Monopolcharakter des 
privaten Eigentums am Boden und an den Ressourcen ergeben. Sie durchzogen 
das Marktgeschehen weiterhin wie ein unsichtbares Pilzgeflecht und brachten es 
auf eine schiefe Ebene. Ohne diese zur Bildung von Mono- und Oligopolen führen-
den Privilegien des Geldes bzw. des Geldkapitals und des privaten Bodeneigen-
tums als Gefahren zu erkennen, glaubte Eucken, dem von ihm den Menschen un-
terstellten „Hang zur Monopolbildung“ mit einem „unabhängigen ... staatlichen 
Monopolaufsichtsamt“ beikommen zu können. „Ziel der Monopolgesetzgebung und 
der Monopolaufsicht ist es, die Träger wirtschaftlicher Macht“ wie zum Beispiel 
kommunaler Energieversorger „zu einem Verhalten zu veranlassen, als ob voll-
                                                
85    Walter Eucken (1952/1960), S. 320 - 322 (klare Führungsverhältnisse, menschliche Arbeit kein 
Objekt und keine Ware mehr, Rolle der Gewerkschaften). - In seinen „Grundsätzen“ erwähnte Eucken 
die Genossenschaften nur drei Male und auch nur im Hinblick auf ihre Rolle in der Landwirtschaft; vgl. 
Walter Eucken (1952/1960), S. 181, 188 und 221. – Zu Familienunternehmen vgl. Markus Plate & Torsten 
Groth & Volker Ackermann & Arist von Schlippe (2011), und Stiftung Familienunternehmen (2019). 
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ständige Konkurrenz bestünde.“ Und das allgemeine „Streben der Menschen, zu 
monopolistischen Positionen zu gelangen ..., wird wesentlich geschwächt oder hört 
auf, wenn eine so entschiedene Monopolaufsicht wirksam wird.“86    
   Ob eine Monopolaufsichtsbehörde auch nach der Einführung einer Bodenrechts- 
und Geldreform auf immer und ewig notwendig bleiben wird, lässt sich im Vor-
hinein nicht sagen. Auf jeden Fall bleibt sie noch für eine längere Übergangszeit 
unverzichtbar, bis der Prozess der Konzernentflechtung abgeschlossen und das 
gesamte Geld- und Realvermögen dezentralisiert ist.  
●   Sozialpolitik 
Eucken betrachtete es zudem als Aufgabe der „allgemeine Ordnungspolitik ... , die 
Entstehung sozialer Fragen zu verhindern“, d.h. die von Mono- und Oligopolen 
befreiten Märkte so zu ordnen, dass alle Menschen bei einer leistungsgerechten 
Primärverteilung von Einkommen und Vermögen die Chance bekommen, ihre Exis-
tenz aus eigener Kraft zu sichern. Aber „wenn Selbsthilfe und Versicherung nicht 
ausreichen, sind staatliche Wohlfahrtseinrichtungen notwendig. ... Deshalb sind 
über die Wettbewerbspolitik hinaus Vorkehrungen notwendig, um Lücken auszu-
füllen und Härten zu mildern.“87  
   In welchem Umfang eine staatliche Sozialpolitik auch dann noch notwendig blei-
ben wird, wenn innerhalb der Marktform der vollständigen Konkurrenz die Vertei-
lungsgerechtigkeit noch durch gerechte Ordnungen des Geldwesens und der Zu-
gänge zu Boden und Ressourcen gesichert wird, lässt sich ebenfalls nicht im Vor-
hinein sagen. Ebenso wie die Monopolaufsicht wird sie zumindest noch während 
einer längeren Übergangszeit fortgesetzt werden müssen, bis die allgemeine Ord-
nungspolitik jede „unwürdige Lage“ überwunden hat, in der leistungsfähige Men-
schen ihre Existenz bislang aufgrund von unfreiwilliger Arbeitslosigkeit oder ande-
rer Benachteiligungen nicht aus eigener Kraft sichern können.  Unabhängig davon, 
ob und in welchem Umfang solche „sozialpolitische Hilfe“ sich nach und nach er-
übrigt, bleibt eine Sozialpolitik im Sinne einer Daseinsfürsorge für noch nicht er-
werbsfähige Kinder und Jugendliche sowie nicht mehr erwerbsfähige kranke, be-
hinderte und alte Menschen ohnehin dauerhaft unverzichtbar.88 
 
9.1.3 Alexander Rüstow - gegen die „Elephantiasis der  

Wirtschaft“ 
 
Was Franz Böhm als Jurist und Walter Eucken als Ökonom zur Grundlegung des 
Ordoliberalismus beitrugen, ergänzte Alexander Rüstow im türkischen Exil als 
Soziologe. Zunächst interessierten ihn die religionsgeschichtlichen Wurzeln des 

                                                
86    Walter Eucken (1952/1960), S. 291 - 295 (Monopolaufsicht), 298 und 359 (Hang zur Monopolbildung). 
87    Walter Eucken (1952/1960), S. 313 und 318 - 319 (staatliche Wohlfahrt). - Zur Spreizung der Ein-
kommen vgl. Euckens Hinweis, dass sie auf monopolistischen Märkten deutlich stärker auseinanderge-
hen als in einer vollständigen Konkurrenz; vgl. S. 316 - 317. 
88    Walter Eucken (1952/1960), S. 313 (unwürdige Lebenslagen) und 319. 
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blinden Vertrauens der klassischen Ökonomen in die Fähigkeit der „unsichtbaren 
Hand“ (Adam Smith), freie und sich selbst überlassene Märkte selbsttätig in ihrem 
Gleichgewicht zu ordnen, nachdem die Wirtschaft jahrhundertelang in Feudalge-
sellschaften - zuletzt im feudalabsolutistischen Merkantilismus - von Mächtigen 
zentral gelenkt worden war. Und warum führte die Befreiung der Märkte nicht zu 
einer egalitären Bürgergesellschaft mit einer „Harmonie économique“ (Frederic 
Bastiat)? Warum führte das von Philosophen des Humanismus und der Aufklärung 
ebenso wie von klassisch-liberalen Ökonomen angebahnte „Experiment des Libe-
ralismus“ zu einem „katastrophalen Fehlschlag“?89 
 
„Das Versagen des Wirtschaftsliberalismus“ (1945) 
 
Die tiefsten Wurzeln des Vertrauens in die innere Harmonie einer nicht mehr von 
Feudalherrschern obrigkeitlich gelenkten Wirtschaft reichten Rüstow zufolge bis 
in die griechisch-römische Antike zurück. In einer religions- und philosophiege-
schichtlichen Studie verortete er sie in kosmologisch-astronomischen Ansichten 
von Pythagoras und Heraklit. Während das Ganze des irdischen Lebens und des 
Universums Pythagoras zufolge (570-510 v. Chr.) auf harmonischen Proportionen 
zwischen allen sich gegenseitig im Gleichgewicht haltenden Teilen beruht, habe 
Heraklit um 500 v. Chr. schon erstmals die Vorstellung gehabt, dass auch das Geld 
in einem gleichgewichtigen Kreislauf durch die Wirtschaft fließe und sich gleich-
wertig mit den Waren austausche. Von der römischen Philosophie der Stoa sei 
dieses Bild einer von menschlichen Eingriffen freien, quasi göttlich-natürlichen 
Ordnung über Leibnizens „prästabilierte Harmonie“ auf Adam Smith übergegan-
gen, der schon Astronom und Moralphilosoph gewesen war, bevor er sein ökono-
misches Hauptwerk verfasste. Und parallel zu Smith habe auch der französische 
Arzt Francois Quesnay mit seiner „physiokratischen Konzeption des ordre naturel“ 
ein „wirtschaftstheologisches“ Denken in quasi natürlichen wirtschaftlichen Kreis-
läufen begründet.90 
   Nachdem schon Thomas Malthus Zweifel angemeldet hatte, ob diese Harmonie-
vorstellungen von der Natur auf die Wirtschaft übertragen werden dürfen, ver-
stärkte Karl Marx diese Zweifel nach Ansicht von Rüstow mit „unbestreitbarer 
Genialität und prophetischer Intuition“. Aber Marx und seine Epigonen hätten 
ebenso wie der „Vulgärliberalismus“ einen tragischen Fehler begangen, indem sie 
die Freiheit der Märkte als Urquell einer vermeintlich mit historischer Gesetz-
mäßigkeit immer weitergehenden Kapitalkonzentration missverstanden und das 
„Auf-die-Spitze-Treiben aller dieser Krankheitserscheinungen“, also die Fortset-
zung der privatkapitalistischen Konzentration in der Hand eines proletarischen 
Staates, „für etwas Erstrebenswertes, ja für das Ideal schlechthin“ gehalten hät-

                                                
89    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 25. 
90    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 28 - 33 (Pythagoras, Heraklit, Stoa und Leibniz), 37 - 44 (natürli-
che Ordnung der Physiokraten) und 51 (Hinweis auf Smith’s „History of Astronomy“). 
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ten. Nicht den Markt als solchen, sondern monopolistische Beschränkungen des 
Marktes machte Rüstow in Übereinstimmung mit Oppenheimer sowie Böhm und 
Eucken für das katastrophale „Versagen des Wirtschaftsliberalismus“ verantwort-
lich. „Nur die scharfe Unterscheidung zwischen der wirklich freien Marktwirtschaft 
der vollständigen Konkurrenz, wie sie der liberalen Theorie entspricht, und ihrer 
subventionistisch-monopolistisch-pluralistischen Entartung bringt Klarheit in die-
se verworrene Streitlage. ... Mit vollstem Recht wehrt man sich dagegen, die 
Marktwirtschaft der vollständigen Konkurrenz als ‚Kapitalismus‘ bezeichnen zu 
lassen; mit vollstem Recht wird betont, dass die ‚kapitalistisch‘ genannte Wirt-
schaft des 19. und 20. Jahrhunderts ... in vielem geradezu das Gegenteil der echten 
Konkurrenzwirtschaft darstelle.“91 
   Typisch für die „subtheologisch verabsolutierte“ und „pathologisch degenerierte 
Wirtschaftsform“ des Laissez-faire-Kapitalismus waren nach Ansicht von Rüstow  
1.   die Verkehrung des Leistungswettbewerbs in eine „Behinderungskonkurrenz. 
... Der Monopolismus verhindert die Leistungskonkurrenz“ und instrumentalisiert 
den Staat obendrein für die Stärkung privatwirtschaftlicher Macht durch einen 
„Subventionismus“, was vor 1933 zu einer Legitimationskrise des Parlamentaris-
mus geführt hatte - mit besonders verhängnisvollen Folgen für Deutschland und 
Italien.  
2.   Hand in Hand ging damit eine „Megalomanie ... , eine Entwicklung zur über-
mäßigen Konzentration der Unternehmungen und Betriebe zum Groß-, Riesen- 
und Mammutunternehmen. ... Dabei war sie nur zum kleinsten Teil technisch und 
wirtschaftlich gerechtfertigt, während in den allermeisten Fällen das technisch-
wirtschaftliche Größenoptimum wesentlich überschritten wurde.“92 
3.  Diese Fehlentwicklung zu überdimensionierten und sich zunehmend bürokra-
tisierenden Unternehmens- und Betriebsgrößen ging außerdem einerseits mit 
einem „rapiden und übermäßigen Rückgang der Zahl der selbstständigen, wirt-
schaftlich und sozial gesunden Klein- und Mittelbetriebe“ und andererseits mit 
einem „Emporschnellen der Riesenzahlen proletarisierter Arbeitermassen“ ein-
her. Während die Klein- und Mittelbetriebe „von einer megalomanen Öffentlichkeit 
als rückständig verachtet“ wurden, wurden Arbeitermassen in „Groß-, Riesen- und 
Mammutstädten ... ganz überflüssigerweise in großstädtischen Mietskasernen-
blocks zusammengepfercht“.93 

                                                
91    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 119 - 121 (Karl Marx und die Unterscheidung zwischen vollständi-
ger Konkurrenz und monopolistischen Märkten). - Vgl. auch Walter Eucken (1952/1960), S. 136: „Mit der 
Übernahme der Fabriken, Bergwerken Verkehrsanlagen, landwirtschaftlichen Böden usw. vollzieht der 
Staat eine außergewöhnliche Ausdehnung seiner Kompetenzen. Er übernimmt die Machtposition eines 
universalen Konzerns, dem alle Produktionsmittel gehören.“ 
92    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 121 (subtheologisch verabsolutierte und pathologisch degenerier-
te Wirtschaftsform des Laissez-faire); 113 (Leistungs- vs. Behinderungskonkurrenz und Subventionis-
mus, Megalomanie) und 126 - 137 (Instrumentalisierung des Staates durch mächtige Interessengrup-
pen), hier: S. 132 - 133. 
93    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 118 (Rückgang der Klein- und Mittelbetriebe sowie Vermassung 
der Arbeiter in Großstädten). 
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4.  Das Ergebnis dieser ebenso vom Vulgärliberalismus wie vom Marxismus her-
aufbeschworenen Fehlentwicklung war ein zweifacher Kollektivismus: zum einen 
ein Kapitalkollektivismus in Gestalt einer „megalomanen Elephantiasis der Wirt-
schaft“, in der Massen von Geld- und Realkapital in „Riesenkonzernen und Mam-
mutunternehmen“ angesammelt wurden, und zum anderen ein Arbeiterkollekti-
vismus in Gestalt einer „atomistischen Vermassung der Gesellschaft“, welche die 
Arbeiter massenhaft existenziell entwurzelte und sie der Gefahr aussetzte, sich in 
Massenbewegungen verführen zu lassen.94 
   Rüstow stimmte Marx und seinen Epigonen uneingeschränkt zu, dass der Lais-
sez-faire-Kapitalismus eine katastrophale Verirrung darstellte und als solche 
nicht länger haltbar war. „In der Überzeugung von der Notwendigkeit seiner Über-
windung sind wir mit den Marxisten und Sozialisten vollkommen einig.“ Aber im 
Gegensatz zu Marx und den Theoretiker/innen der Arbeiterbewegung machte er 
nicht den Markt schlechthin für den Laissez-faire-Kapitalismus verantwortlich, 
sondern die Beschränkung von Markt und Wettbewerb durch Monopole. Für unver-
zichtbar hielt Rüstow eine die Irrtümer von Marx „bereinigende Unterscheidung 
zwischen der echten Marktwirtschaft der liberalen Wirtschaftstheorie und der 
entarteten ‚kapitalistischen‘ Wirtschaft des 19. und 20. Jahrhunderts.“ Im Gegen-
satz zum „Evangelium des Vulgärliberalismus“ und dessen „Soziologieblindheit“ 
könne man allerdings auch vom echten Markt keine individuell versittlichende und 
sozial integrierende Wirkung erwarten. Dafür bedürfe es eines „Gegengewichts 
starker umrahmender Integrationskräfte anderer Art“, welche die Einzelinteres-
sen freier Produzenten sozial und ethisch zu einem sinnvollen Ganzen miteinander 
verbinden. „Es bleibt uns nichts anderes übrig, als mit dem Mut der Verzweiflung 
nach dem ‚dritten Wege‘ zu suchen, der zwischen dem zusammengebrochenen 
historischen Liberalismus und dem drohenden Kollektivismus die Menschheit zu 
einer neuen Möglichkeit führt, als Menschen menschlich und menschenwürdig zu 
leben.“ Damit lief Rüstows Kritik am klassischen Liberalismus auf die etwa zeit-
gleich von Böhm und Eucken entwickelte Vorstellung hinaus, die Freiheit des 
Marktes in einen rechtsstaatlichen Ordnungsrahmen einzubetten, der die bis dahin 
übersteigerte Verfolgung wirtschaftlicher Einzelinteressen bändigt, der allen Men-
schen gleiche Chancen für ihre Beteiligung am Leistungswettbewerb garantiert - 
wie schon John Stuart Mill zog Rüstow hierfür auch Änderungen im Erbrecht zur 
Nivellierung von Vermögen in Betracht - und der ihre Einzelinteressen in das Wohl 
der Allgemeinheit einfügt. „Eine unabhängige, sachverständige, starke und um-
sichtige Politik staatlicher Marktpolizei mit entsprechender Gesetzgebung, Recht-
sprechung und Verwaltungspraxis wäre einzusetzen für die volle und strenge Auf-
rechterhaltung fairer Leistungskonkurrenz im Gesamtbereich privater Marktwirt-

                                                
94    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 119. 
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schaft. Jede Form der Behinderungskonkurrenz wäre nicht nur außer Rechts-
schutz, sondern unter Strafe zu stellen.“95 
   Obwohl Rüstow sich offenbar schon in seinen jungen Jahren mit den Werken von 
Franz Oppenheimer beschäftigt hatte96, nahm er in seinem Werk über das „Versa-
gen des Wirtschaftsliberalismus“ keinerlei Bezug auf Oppenheimers Liberalsozia-
lismus und dessen Unterscheidung zwischen einem vollständigen Wettbewerb und 
einem monopolkapitalistisch vermachteten Wettbewerb. Henry George erwähnte 
er nur einmal ganz beiläufig97 und nahm ansonsten ebenso wie Böhm und Eucken 
auch keine Notiz von den übrigen Bodenrechts- und Geldreformern, die die De-
generation der Marktwirtschaft zum Kapitalismus mit ungleich verteilten Chancen 
des Zugangs zu den natürlichen und sozialen Lebensgrundlagen erklärt hatten und 
die darum bereits bedeutende Vorarbeiten für die Entwicklung eines ordoliberalen 
Dritten Weges geleistet hatten. Immerhin erweiterte Rüstow den Gedankenhori-
zont des Ordoliberalismus mit seinem Hinweis auf die „Subventionitis“, m.a.W. auf 
die Beihilfe des von den Ordoliberalen kritisch gesehenen „Wirtschaftsstaates“ bei 
der Sicherung der Rentabilität des in Großunternehmen konzentrierten Kapitals 
durch ohne Gegenleistungen gewährte öffentliche Gelder. 
 
„Zwischen Kapitalismus und Kommunismus“ (1949) 
 
Nachdem Rüstow 1949 aus dem türkischen Exil nach Deutschland zurückgekehrt 
war und an der Universität Heidelberg einen Lehrstuhl für Wirtschafts- und So-
zialwissenschaften erhalten hatte, vertiefte er seine Gedanken über einen „Dritten 
Weg“ im Dialog mit anderen Ordoliberalen. Die Orientierung der Wirtschaft an 
einer Nutzen- und Gewinnmaximierung erschien ihm als ein „Wirtschaftsmateria-
lismus unserer Zeit“ und die Selbstheilungskräfte der Märkte seien stärker be-
grenzt als von vielen Ökonomen angenommen.98  
   Besonders kritisch nahm Rüstow zu Eugen Schmalenbachs These Stellung, wo-
nach der steigende Anteil fixer Kapitalkosten an den Produktionskosten insbeson-
dere in der Schwerindustrie unweigerlich dazu führen müsse, dass „das Über-
handnehmen von fixen Kosten mit der Existenz der freien Wirtschaft auf die Dauer 
unverträglich“ sei und eine vollständige Konkurrenz gänzlich unmöglich mache. 
Rüstow hielt Schmalenbach entgegen, dass das mit hohen fixen Kapitalkosten 
verbundene hohe Risiko durch entsprechend höhere Risikoprämien abgegolten 
werden könne; jedoch bedachte er dabei nicht mit, dass der besonders in den 

                                                
95    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 90 (Vulgärliberalismus vs. umrahmende Integrationskräfte) sowie 
122 (Unterscheidung zwischen Marktwirtschaft und Kapitalismus), 125 (Übereinstimmung mit dem 
Marxismus) sowie 141 und 146 (dritter Weg der rechtsstaatlich geordneten Marktwirtschaft), 148 - 149 
(Erbrecht). 
96    Kathrin Meier-Rust (1993), S. 24 - 26. 
97    Alexander Rüstow (1945/2001), S. 82.  
98    Alexander Rüstow (1949), S. 101 (Wirtschaftsmaterialismus) und 106 (begrenzte Selbstheilungskräf-
te der Märkte). 
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Schwer- und Grundstoffindustrien ständig steigende Anteil der fixen Kapitalkosten 
an den gesamten Produktionskosten bereits ein Ausdruck der im kapitalistischen 
Geld und in Privilegien beim Boden- und Ressourceneigentum wurzelnden Akku-
mulations- und Konzentrationsdynamik war, der nicht mit einer höheren Risi-
koprämie oder Subventionen beizukommen war. Obwohl Rüstow sie nicht als tie-
fere Ursache der von ihm ansonsten zu Recht beklagten „megalomanen Elephan-
tiasis“ im Blick hatte, zweifelte er die angebliche „produktionstechnische und or-
ganisatorische Überlegenheit und weitaus größere Produktivität“ der Großindust-
rie gegenüber kleineren und mittleren Unternehmensgrößen an. Die „Unsterblich-
keit durch Größe“ durchschaute er bereits frühzeitig als ein „patentes Rezept in 
unserer dem Kult des Kolossalen ergebenen Zeit.“99 Demgegenüber hielt Rüstow 
eine aus unzähligen kleinen und mittleren Unternehmen bestehende Wirtschaft für 
krisenfester und sie würde den Menschen auch mehr Eigenständigkeit, „Gemein-
schaftsverbundenheit, Sicherheit und Wärme der sozialen Einbettung“ in über-
schaubaren Lebensverhältnissen bieten.100  
   Als Alternative zum beengten und unsicheren Leben in Proletariervierteln über-
dimensionierter Städten strebte Rüstow eine Agrarpolitik an, die „ein gesundes, 
marktfestes, hochproduktives Kleinbauerntum einschließlich des kleinbäuerlichen 
Obst-, Gemüse- und Gartenbaus“ fördert, sowie eine Wirtschaftspolitik, die einen 
vollständigen Wettbewerb zwischen vielen kleinen und mittleren Unternehmen in 
Industrie, Handwerk, Handel, Banken und Dienstleistungen sichert. Es sollte nicht 
mehr möglich sein, mit Hilfe von Haftungsbeschränkungen und Patenten privat-
wirtschaftliche Machtpositionen zu erlangen. Für wenige noch „verbleibende 
Großbetriebe“ kam für Rüstow nur noch „die genossenschaftliche Betriebsform in 
Frage. ... Wenn durch straffe Marktpolizei private Monopole und Monopoloide un-
möglich gemacht und Kleinbetriebe auf allen geeigneten Gebieten gefördert, 
Großbetriebe und Großunternehmungen als sozial unerwünscht unter erschwe-
rende Bedingungen gestellt würden, wenn eine stark progressive Erbschaftssteuer 
... die Massensteuern entlasten würde“, dann könne man zunächst zusehen, wie 
eine „kombinierte und konvergierende Wirkung aller dieser Maßnahmen“ wirkt 
und dann entscheiden, welche weitergehenden Maßnahmen vielleicht noch hinzu-
kommen müssten, um den Übergang vom bestehenden monopolkapitalistischen 
Verdrängungswettbewerb in eine von Mono- und Oligopolen freie vollständige 
Konkurrenz zu bewältigen, die Rüstow ausdrücklich von Darwins „Kampf ums Da-
sein“ unterschied. Für diesen Dritten Weg jenseits von Kapitalismus und Kommu-
nismus, den Franz Oppenheimer rund drei Jahrzehnte vorher einen „Liberalsozia-
lismus“ genannt hatte, verwendete Rüstow in Anlehnung an den Ordoliberalismus 

                                                
99    Alexander Rüstow (1949), S. 110 - 113 (Auseinandersetzung mit Schmalenbach) und 124 (Zweifel an 
der Überlegenheit von Großunternehmen und der Gültigkeit des „too big to fail“). - Eugen Schmalen-
bach (1928), S. 241 - 251. 
100   Alexander Rüstow (1949), S. 117. 
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auch die Bezeichnung „Sozialliberalismus“101. Sie entsprach sowohl dem Bestre-
ben der Ordoliberalen, die wirtschaftliche Freiheit als eine rechtlich geordnete 
Freiheit zu erneuern, als auch deren noch unzureichenden Vorstellungen von den 
geld- und boden- bzw. ressourcenpolitischen Grundlagen einer gerechten Ord-
nung der Märkte.   
 
„Ortsbestimmung der Gegenwart“ (1950 - 1957) 
 
Während Marx die Geschichte zwischen dem Urkommunismus und einer kommu-
nistischen Zukunftsgesellschaft als eine Abfolge von Klassenkämpfen gedeutet 
hatte, betrachtete Rüstow sie in Anlehnung an Franz Oppenheimers Staatstheorie 
und Universalgeschichte als eine lange Reihe von feudalen Herrschaftsverhältnis-
sen, an deren Anfang eine gewaltsame Überlagerung sesshafter Bauernvölker 
durch nomadisierende Hirtenvölker gestanden habe. Seinem größtenteils im tür-
kischen Exil entstandenen dreibändigen Werk „Ortsbestimmung der Gegenwart“ 
stellte er das Goethe-Wort „Wer nicht von dreitausend Jahren sich weiß Rechen-
schaft zu geben ...“ als Motto voran.102  
   Im ersten Band „Ursprung der Herrschaft“ durchstreifte Rüstow die Geschichte 
der Hochkulturen, um unter Einbeziehung der Ethnologie und Anthropologie deren 
„feudale Strukturelemente“ zu ergründen, die aus der ursprünglichen Gemein-
schaft der Menschen eine hierarchisch geschichtete Gesellschaft atomisierter und 
vermasster Individuen machten. Auch für ihn stand am Anfang der Überlagerung 
von Bauernvölkern durch Hirtenvölker eine „Landnahme“, also eine gewaltsame 
Aneignung des Bodens durch Eroberer, die den ursprünglich gemeinschaftlichen 
Boden für sich beanspruchten und die Verfügungsmacht über ihn zur Grundlage 
ihrer Herrschaft über ihre besitzlosen Untertanen machten. „Am Ende dieser Ent-
wicklung blieb nichts übrig als eine starke soziale Ungleichheit in der Verteilung 
des Besitzes und des aus dem Besitz fließenden Einkommens“. Das Einkommen 
aus Boden- und Kapitalbesitz stellte für Rüstow ein „arbeitsloses Renteneinkom-
men“ dar und in Übereinstimmung mit Marx und Oppenheimer wies er die Be-
hauptung von Klassik und Neoklassik, wonach die Kapitalakkumulation auf Fleiß 
und Sparsamkeit beruhe, als eine „einfältige Tendenzlüge“ zurück. Letztlich rang 
sich Rüstow aber doch nicht dazu durch, sich die Strukturen der wirtschaftlichen 
Ausbeutung näher anzusehen. „Auf keinen Fall bedarf es zur Erklärung der persis-
tierenden oligarchischen Kapitalverteilung der Unterstellung irgendwelcher öko-
nomischer qualitates occultae - weder eines unsichtbaren Bodenmonopols auf 
dem freien Grundstücksmarkt, noch unheimlicher Eigenschaften des Kapitals als 

                                                
101   Alexander Rüstow (1949), S. 131 (Sozialliberalismus), 134 - 135 (kleinbäuerliche Landwirtschaft), 
135 (Haftung und Patente), 140 Mittelschichten), 149 und 151 (Großbetriebe in der Rechtsform von 
Genossenschaften) sowie 153 (Abgrenzung der vollständigen Konkurrenz von Darwins Kampf ums 
Dasein).  
102   Alexander Rüstow (1950), S. 23 (Goethe) und 87 (erste Anregung von Franz Oppenheimer). 
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solchen, nach der düsteren Marxschen Zauberformel: Wert heckt Mehrwert.“ 
Stattdessen dachte Rüstow am ehesten an eine Akkumulation in Folge des Erb-
gangs. Als eine von mehreren Begleiterscheinungen feudaler Herrschaftsstruktu-
ren durchschaute er immerhin den Glauben von Herrschern an ihre rassische 
Überlegenheit über ihre Untertanen als „ein typisches Produkt überlagerungs-
bedingter Zweischichtigkeit“.103 
   Außerdem untersuchte Rüstow jene „transfeudalen Triebkräfte“, welche zum 
Übergang in die Moderne drängten und der „Zentralisierungstendenz“ des Feuda-
lismus eine „egalitäre Tendenz“ gegenüberstellten. Dazu gehörten für ihn die „an-
geborene und unausrottbare soziale Natur des Menschen“ als eine Kraft, die da-
nach strebt, den Menschen wieder in eine herrschaftsfreie Gemeinschaft hineinzu-
stellen, und die Forderung der französischen Aufklärung nach einer Anerkennung 
der Gleichheit aller Menschen; außerdem die Tendenzen zur Arbeitsteilung, zur 
Rechtsstaatlichkeit und zur Demokratie. In seinen Untersuchungen über gegen-
läufige Tendenzen zur Plutokratie, zur Bürokratisierung, zum Steuerstaat und zur 
Militarisierung spielten Privilegien des privaten Bodeneigentums und des zins-
tragenden Geldes abermals keine Rolle als Faktoren, die zur Konzentration von 
Reichtum und wirtschaftlicher wie politischer Macht führten. Auch brachte Rüstow 
die Tendenz zur Bürokratisierung nicht mit Funktionsmängeln des Geldwesens in 
Verbindung.104 
   Der zweite Band von Rüstows „Ortsbestimmung der Gegenwart“ mit dem Titel 
„Weg in die Freiheit“ zeichnete den die Geschichte durchziehenden Widerstreit 
zwischen der Unfreiheit mit dem sie stützenden „Machtwissen“ einerseits und der 
geistigen Freiheit mit dem sie fördernden „Erkenntniswissen“ in zahlreichen Fa-
cetten von der griechisch-römischen Antike über das Mittelalter, die Gotik und 
Renaissance sowie die Reformation und Gegenreformation bis zur Aufklärung und 
zum Rückfall in die „Sozialblindheit der Romantik“ und Restauration des 19. Jahr-
hunderts nach. Während die antiken Römer mehr zur autoritären Herrschaft neig-
ten, schätzte Rüstow die antiken Griechen besonders wegen der „unersetzlichen 
Einmaligkeit und Ausschließlichkeit dieser griechischen Befreiungstat“.105 
   Mit der Frage „Herrschaft oder Freiheit?“ im Titel des dritten Bandes blickte 
Rüstow schließlich auf diejenigen im 19. und 20. Jahrhundert zur Geltung gelang-
ten Kräfte, die zu großen Hindernissen auf dem weiteren Weg der Menschheit in 
die Richtung der Freiheit geworden sind: Kapitalismus, Kommunismus und Fa-
schismus bzw. Nationalsozialismus.          

                                                
103   Alexander Rüstow (1950), 109 - 113 (Gesellschaft statt Gemeinschaft), 118 - 121 (Staat der Über-
schichtung), 158 (Rassismus als Abbild einer hierarchisch geschichteten Gesellschaft) und 161 - 164 
(Landnahme und arbeitslose Renteneinkommen). 
104   Alexander Rüstow (1950), S. 206 (soziale Natur des Menschen) und 248 (zentralistische und egalitä-
re Tendenzen). 
105   Alexander Rüstow (1950), S. 254 (Herrschafts- und Erkenntniswissen) und ders. (1952), S. 12 (Athen 
vs. Rom), 443 (Klassik vs. Romantik), 449 (Sozialblindheit der Romantik). 
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   Entgegen dem Eindruck, dass sich der Ordoliberalismus nur einseitig dem 
Kommunismus entgegengestellt, sich aber nicht kritisch mit dem Nationalsozia-
lismus auseinandergesetzt habe - Ptak zog sogar eine direkte „Verbindungslinie 
zwischen den ordoliberalen Programmansätzen und der faktischen NS-Wirt-
schaftspolitik“ und warf ihm eine „antisozialistische Propaganda“ mitsamt einer 
Frontstellung gegen alle wohlfahrtsstaatlichen und planwirtschaftlichen Optionen“ 
vor106 - , setzte sich Rüstow sehr wohl nicht nur mit dem Kommunismus, sondern 
auch mit dem Nationalsozialismus und Faschismus kritisch auseinander. Dabei 
bezog er sowohl den ihnen vorausgegangenen Konservativismus von Edmund  
Burke bis zur deutschen Romantik ein - „ein wundersamer Maskenzug von Wo-
tanspriestern, Deutschgläubigen, Rassenfanatikern und Runendeutern begegnet 
uns da“ - und versuchte, den Weg des „Kults des großen Leviathans ... , jener Ver-
absolutierung und Vergötzung des allmächtigen und allgegenwärtigen Staats“ vom 
Absolutismus zu den Totalitarismen des 20. Jahrhunderts nachzuzeichnen.107  
   Außerdem analysierte Rüstow das 19. und die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts 
als „Zeitalter des Nationalismus“, in dem das doppelte menschliche Bedürfnis 
nach einem Verwurzeltsein in vertrauter Umgebung und zugleich nach einem 
weltoffenen Aufgehobensein in der „großen symphonischen Fuge der Mensch-
heitsgeschichte“ sich aufspaltete, sich zu einem andere Menschen und Völker 
missachtenden „chauvinistischen Hypernationalismus und Hurrapatriotismus“ 
pervertierte und eine „massenpsychotische Pseudointegration“ herbeiführte. Über 
Bismarcks zentralistische Machtpolitik und den Militarismus von „Deutschnationa-
len ostelbischer Herkunft“ steigerte sie sich schließlich im Nationalsozialismus 
mit bürokratischer Präzision zu einem bestialischen Massenmord. „Jedes Mäd-
chen, das in den besetzten Ländern zwangsweise einem deutschen Militärbordell 
zugeführt wurde, erhielt seine Nummer sauber und deutlich lesbar auf den Arm 
tätowiert. In den Konzentrationslagern wurde mit deutscher bürokratischer Gründ-
lichkeit Buch geführt, kein Todeskandidat ohne Nummer, kein noch so viehischer 
Mord ohne Ausfüllung einer vorgedruckten Rubrik.“108 
   Genau so scharf verurteilte Rüstow den „wilden, geradezu diabolischen Juden-
hass“ und die Verherrlichung von Gewalt im italienischen Faschismus, den Musso-
lini nach seinem Ausschluss aus der Sozialistischen Partei Italiens als „Konkur-
renzideologie zum Kommunismus“ aus dem Syndikalismus entwickelte, und im 
deutschen Nationalsozialismus. Als dessen Vorgeschichte betrachtete Rüstow eine 
                                                
106   Ralf Ptak (2004), S. 62 - 72, hier: S. 63, sowie 89 (Verbindung zwischen Ordoliberalismus und Natio-
nalsozialismus) und 157 (antisozialistische Propaganda). Später sah Ptak bei Böhm noch eine „Schnitt-
menge zum Nationalsozialismus, ohne dass deshalb eine grundsätzliche Kongruenz zwischen den 
ordoliberalen Positionen und der nationalsozialistischen Ideologie behauptet werden soll.“ (S. 290) 
107   Alexander Rüstow (1957), S. 199 - 208 (Konservativismus), hier: S. 207; S. 250 - 268 (vom Absolutis-
mus zu den Totalitarismen des 20. Jahrhunderts), hier: S. 268. 
108   Alexander Rüstow (1957), S. 269 - 283 und 456 - 466 (Nationalismus), hier: S. 271 (chauvinistischer 
Nationalismus) und 274 (Pseudointegration), 276 - 277 (Fuge der Menschheitsgeschichte, Hypernationa-
lismus und Hurrapatriotismus); vgl. außerdem S. 456 - 466, bes. S. 457 (Bismarck und deutschnationale 
Ostelbier) und 459 Prostitution und Massenmorde in den Konzentrationslagern). 
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unglückselige Verkettung von Ereignissen, die mit der Niederschlagung der bür-
gerlichen 1848er Revolution begann - für ihn stellte sie das „größte Verhängnis der 
deutschen Geschichte des 19. Jahrhunderts“ dar - und die über die antirevolutio-
när-antidemokratische Machtpolitik Bismarcks als „Verkörperung des ostelbi-
schen Junkertums“, über das subalterne preußisch-deutsche Beamtentum mit-
samt dem Militarismus zunächst zur wilhelminischen Großmachtpolitik, zum Ers-
ten Weltkrieg und zum Versailler Friedensvertrag führte, von dessen „völliger Ver-
fehltheit“ Rüstow ebenso überzeugt war wie Keynes.109 Sodann konnten die Natio-
nalsozialisten unter den Bedingungen der sozialen Zerrüttung der unteren und 
mittleren Schichten durch die große Inflation das Versailler Diktat „in teuflischer 
Weise ... für ihre verhängnisvoll wirksame Hasspropaganda missbrauchen“. Be-
günstigt durch den „ostelbischen Feudalismus (als) bösem Geist der Weimarer 
Republik“, durch die große Deflationskrise der Weltwirtschaft, die Schwäche der 
Arbeiterbewegung („Die rote Brille des Marxismus machte grotesker Weise feu-
dalismusblind.“) und die Appeasementpolitik des Auslands konnten die National-
sozialisten ihr tragisches Zerstörungswerk beginnen und eine „Weltkatastrophe“ 
noch nie dagewesenen Ausmaßes herbeiführen.110 
   Nach diesem Zivilisationsbruch hielt Rüstow eine „Heilung des durch Überlage-
rung entstandenen sozialen Krankheitszustandes von Herrschaftlichkeit und Un-
freiheit“ für unabdingbar. Er forderte ein „bewusstes Vorgehen gegen alle erkenn-
baren Formen dieser Krankheit“ und nicht nur „eine halb unbewusste palliative 
Selbstheilung durch Dämpfung vermittelst checks and balances“.111 Es gebe ge-
radezu eine „Widerstandspflicht ... gegen überlagernde und überlagerungsgierige 
Unmenschlichkeit“ und eine „Pflicht zur Freiheit“.112 Aber am Ende seines Lebens 
fand Rüstow leider nicht mehr die Kraft, sich der Verfälschung des Ordoliberalis-
mus durch monopolkapitalistische Interessengruppen entgegenzustellen und der 
Frage nachzugehen, welche geld- und bodenpolitischen Voraussetzungen für eine 
‚bewusste‘ Verwirklichung eines vollständigen Wettbewerbs er vielleicht überse-
hen haben könnte. Stattdessen überließ er „unserer Neuen Anthropologie ... die 
große Aufgabe“, die „elementarsten Grundsätze der Menschlichkeit“ und des 
„Verhaltens auf Gegenseitigkeit“ zu vertiefen. Unter dem Eindruck des mit atoma-
rer Abschreckung geführten Kalten Krieges zwischen dem kapitalistischen Westen 
und dem kommunistischen Osten beschränkte sich Rüstow auf die Forderung, 

                                                
109   Alexander Rüstow (1957), S. 471 - 476 (Antisemitismus), hier: S. 472; S. 476 - 478 (Gewaltverherrli-
chung); S. 389 - 394 (italienischer Faschismus), hier: S. 390 (vom Syndikalismus zum Faschismus), und 
394 - 448 (deutscher Nationalsozialismus), hier: S. 404 und 414 (Niederschlagung der 1848er Revoluti-
on), 405 - 406 (Bismarck), 408 und 412 (Beamtentum) und 432 (Verfehltheit des Versailler Friedensver-
trags). Vgl. auch S. 408: „Es dürfte kaum eine typische KZ-Erscheinung geben, für die sich nicht in 
milderer Form Analogien und Ansätze im preußischen Kasernenhof aufweisen ließen.“ 
110   Alexander Rüstow (1957), S. 433 - 434 (Missbrauch des Versailler Diktats), 436 (Weltkatastrophe), 
442 (große Inflation), 446 (Weltwirtschaftskrise), 447 (ostelbischer Feudalismus und feudalismusblinder 
Marxismus). 
111   Alexander Rüstow (1957), S. 503. 
112   Alexander Rüstow (1957), S. 511. 
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dass der ‚freie Westen‘ seine Freiheit gegen die in der Sowjetunion und in China 
herrschende „pseudoreligiöse Ideologie des Bolschewismus“ mit einer „sowohl 
konventionellen wie atomaren Rüstungsparität“ verteidigt. „Der Sieg im Kalten 
Krieg sollte unser Ziel sein. ... So wird es gar nicht mehr zum heißen Kriege kom-
men können.“113 
   Damit begab sich Rüstow selbst in das Fahrwasser der von ihm eigentlich abge-
lehnten „bloß symptomatischen Palliativbehandlung“. Zwar forderte er den sog. 
‚freien Westen‘ angesichts des Korea-Krieges auf, im Interesse seiner Glaubwür-
digkeit im globalen Süden jeglichen Kolonialimperialismus einzustellen; jedoch 
unterließ er die wichtigste Forderung an den Westen, sich selbst auf ein Funda-
ment von Freiheit und sozialer (Chancen-)Gleichheit zu stellen (ohne das auch der 
Kolonialismus nicht überwindbar ist) und damit dem Kommunismus seinen Nähr-
boden zu entziehen. In der sog. „Sozialen Marktwirtschaft“ sah Rüstow nunmehr 
eine nahezu erreichte Überwindung der „früheren Schwäche der ursprünglichen 
kapitalistischen Marktwirtschaft“ und täuschte sich selbst mit der Einschätzung, 
dass der „paläoliberale Grundsatz des Laissez-faire ... in allen abendländischen 
Kulturstaaten mehr oder weniger im Begriff (steht), überwunden zu werden.“114   
 
9.1.4      Wilhelm Röpke - Vom „Kult des Kolossalen“ zum 
              „menschlichen Maß“ in der Wirtschaft 
 
Neben Rüstow war Wilhelm Röpke der zweite Ökonom und Soziologe, der die öko-
nomischen und juristischen Grundlagen des Ordoliberalismus um eine Gesell-
schaftstheorie erweiterte - anfangs gemeinsam mit Rüstow im türkischen Exil, 
wohin auch Röpke geflohen war, nachdem er seinen Lehrstuhl in Deutschland 
wegen seiner Warnung vor dem Nationalsozialismus verloren hatte, und ab Ende 
1937 in Genf/Schweiz. 
   Allerdings löste sich auch Röpke mit allem, was er während des Zweiten Welt-
kriegs und in den ersten Nachkriegsjahren an Bedeutendem zu den Grundlagen 
des Ordoliberalismus beitrug, nie von dem klassisch-neoklassischen Axiom, das er 
schon 1937 in seinem Buch „Die Lehre von der Wirtschaft“ vertreten hatte, dass 
nämlich die drei Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital rechtmäßig mit 
dem Arbeitslohn, der Bodenrente und dem Kapitalzins für ihre jeweilige Beiträge 
zum Sozialprodukt entlohnt würden. „Wir wissen, dass Zins und Grundrente nichts 
anderes als Preise sind, die für die Leistungen der entsprechenden Produktions-
faktoren gezahlt werden.“ Nicht zu Unrecht verwies Röpke darauf, dass die Arbeit, 
der Boden und das Kapital Preise haben müssen, wenn ihre Allokation selbsttätig, 

                                                
113   Alexander Rüstow (1957), S. 509 und 511 (neue Anthropologie), 508 (‚freier‘ Westen vs. Bolschewis-
mus), 512 - 513 (konventionelle und atomare Rüstungsparität) und 523 (Sieg im Kalten Krieg). 
114   Alexander Rüstow (1957), S. 517 (anständige Liquidation der doch unhaltbaren letzten Reste abend-
ländischer Kolonialpositionen), 520 (angebliche Überwindung des paläoliberalen Laissez-faire), 523 
(bloß symptomatische Palliativbehandlung) und 529 (Verneigung vor der Sozialen Marktwirtschaft). 
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d.h. ohne eine staatliche Planungsbürokratie, entsprechend den Bedürfnissen der 
Menschen vonstattengehen soll. „Ein sozialistischer Staat müsste dafür irgendei-
nen Ersatz finden.“ Jedoch ist es für die Allokation nicht nur nicht nötig, sondern 
geradezu hinderlich und im Hinblick auf die Verteilung ohnehin problematisch, 
wenn die Bodenrenten privat vereinnahmt werden und die Zinsen dauerhaft positiv 
sind und sich nicht zu null ausgleichen können.115 
 
„Gesellschaftskrisis der Gegenwart“ und „Civitas Humana“ (1942/1945) 
 
Während in anderen Ländern Europas und der Welt der Zweite Weltkrieg tobte, 
rang Röpke in der Schweiz mit der Frage nach den Ursachen des „Krankheitszu-
standes unserer zivilisierten Welt“ und nach einem „Weg zu ihrer Heilung“. Für die 
„pathologischen Entartungen unserer abendländischen Gesellschaft“ machte er 
„geistig-moralische und politisch-sozial-ökonomische Ursachen verantwortlich, 
insbesondere einen weit in die Anfänge der Neuzeit zurückreichenden „Verwelt-
lichungsprozess“ in Verbindung mit einem „Relativismus und Agnostizismus der 
Wissenschaften“ - mit der tragischen Folge, dass nach der „Saat und Ernte zweier 
Jahrhunderte“ mittlerweile zwei Seelen in der Brust von Menschen im Abendland 
schlagen: „neben warmer Humanität ärgster Nihilismus und Zynismus“.116 Diese 
innere Widersprüchlichkeit der westlichen Zivilisation führte Röpke insbesondere 
auf „Irrwege“ des Rationalismus, Individualismus und Liberalismus zurück; aller-
dings sah er keinen Zusammenhang mit der Rolle des in sich widersprüchlichen 
kapitalistischen Geldes, das die wirtschaftlich handelnden Individuen zugleich mit-
einander verbindet und voneinander trennt, das die Individuen auch in sich selbst 
spaltet und ihre persönliche Freiheit insofern pervertiert, als sich ihr subjektiv-
rationales, ihnen als wirtschaftlich erscheinendes  Verhalten sich in Wirklichkeit 
als objektiv-irrationale Rentabilität erweist. Statt die strukturelle Macht des her-
kömmlichen Geldes und das Rentabilitätsstreben dafür verantwortlich zu machen, 
dass die Rechenhaftigkeit des Wirtschaftens überhandnahm und eine materialis-
tische Lebenseinstellung mit „seelischer Verödung“ eintrat, gab Röpke fälschli-
cherweise einem „Säkulargeist“ des Humanismus hierfür die Schuld. „Mit dem 
Humanismus verlor man die Wertorientierung und damit schließlich jede Orientie-
rung überhaupt.“ Es war jedoch nicht der Humanismus, sondern letztlich die vom 
Humanismus und der Aufklärung noch nicht erkannte Akkumulations- und Kon-
zentrationskraft des Geldes, die in der Wirtschaft mit ihrer großindustriellen Mas-
senproduktion, in der Politik mit ihrem Lobbyismus und beim Staat mit seinem 
Expansionsdrang den von Röpke zu Recht beklagten „Kult des Kolossalen“ hervor-
brachte und die Quantität über die Qualität stellte. „Der Kult des Kolossalen be-
deutet den Kniefall vor dem bloß ‚Großen‘ als hinreichendem Ausweis des Besse-

                                                
115   Wilhelm Röpke (1937/1954), S. 240 - 241. 
116   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 7, 16 (Krisenursachen), 18 (Verweltlichung) und 20 (Relativismus und 
Agnostizismus), 65 und 106 (Humanität und Nihilismus). 
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ren und Wertvolleren, die Verachtung des äußerlich Kleinen, aber innerlich Gro-
ßen.“117 
   Dem „Corporate Capitalism“ mit seinem monopolistisch „überdimensionierten 
Großbetrieb“ und seiner fordistischen Arbeitsorganisation, seiner „verfilzenden 
Konzentration“ und seinem „fortschreitenden, die Gesellschaftsstruktur zerstö-
renden Zerbröckelungs- und Verklumpungsprozess“ in den großen nach wirt-
schaftlicher und politischer Weltmacht strebenden Industrienationen mit ihrer 
krankhaften „sozialen Unterernährung“ sowie dem Kommunismus und Faschis-
mus stellte Röpke die Forderung entgegen, nicht mehr dem „Phantom des Kolos-
salen nachzujagen“, sondern „Ehrfurcht vor dem Kleinen und der Sorge um die 
Seele“ aufzubringen.118 Als Musterbeispiel eines Dritten Weges mit einem „Mittel-
maß an Privateigentum“ und als „Vorlage für die Sanierung der Welt“ erschien ihm 
die damalige Schweiz, in der er eine mono- und oligopolfreie Marktwirtschaft zu-
mindest in ersten ausbaufähigen Ansätzen verwirklicht sah. „Dezentralisierung, 
natürliche Förderung der kleineren Produktions- und Siedlungseinheiten und der 
soziologisch gesunden Lebens- und Berufsformen (obenan der bäuerlichen und 
handwerkerlichen), Rechtsgestaltung zum Zwecke der Monopol- und Konzentra-
tionsverhinderung (Gesellschaftsrecht, Patentrecht, Konkursrecht, Kartellrecht 
u.a.), strengste Überwachung des Marktes zur Sicherung des Fairplay, Herausbil-
dung neuer nichtproletarischer Formen der Industrie, Rückführung aller Dimen-
sionen und Verhältnisse auf menschliche Maße ... , Korrektur von Überschraubt-
heiten der Organisierung, Spezialisierung und Arbeitsteilung, Förderung der brei-
ten Eigentumsverteilung ... , sinnvolle Begrenzung der Staatseingriffe nach den 
Regeln und im Wirkungssinne der Marktwirtschaft ... bei wohldurchdachter Reser-
vierung eines Sektors der eigentlichen Planwirtschaft - dies wären einige der 
Hauptpunkte, die hier zunächst nur schlagwortartig und daher auch auf die Gefahr 
von Missverständnissen hin zu nennen wären.“119 - 
   Dass allerdings die zuvor von Oppenheimer, dann von Röpke und später auch 
noch von Kohr als Vorbild gerühmte Schweiz längst keine heile Welt mehr war, 
hatte schon mehr als 100 Jahre vorher der berühmte schweizerische Pädagoge 
Johann Heinrich Pestalozzi (1746-1827) beklagt. Gegen Ende seines Lebens er-
schien ihm die Eidgenossenschaft vor dem Beginn des Industriezeitalters noch als 
eine Gesellschaft von Bauern und Handwerkern mit einer „inneren Gleichheit der 
Segnungen des häuslichen Wohlstandes aller Stände unseres Landes“. Dank der 

                                                
117   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 81 - 90 (Irrwege von Rationalismus, Individualismus und Liberalis-
mus), 103 (Kult des Kolossalen), 105 (Säkulargeist und Nationalcharakter), 110 (Quantität statt Qualität; 
Verachtung des äußerlich kleinen, aber innerlich Großen) und 111 (Humanismus als scheinbare Ursa-
che von seelischer Verödung). 
118   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 23 (Verklumpung und Zerbröckelung), 108 (Phantom des Kolossalen 
und Ehrfurcht vor dem Kleinen), 149 (soziale Unterernährung), 187 (Corporate Capitalism) und 190 
(verfilzende Konzentration). 
119   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 288 - 289 (Schweiz als Beispiel einer monopolfreien Marktwirt-
schaft). Zur Kritik an den Aktiengesellschaften und am Patentrecht vgl. auch S. 369 - 370. 
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„segensvollen Gleichheit“ sei ein diese Gesellschaft zusammenhaltender „schwei-
zerischer Gemeingeist“ verbreitet gewesen. Das „Ebenmaß unseres bisherigen 
Wohlstands“ sei aber dadurch verloren gegangen, dass uns „von allen Seiten auf 
eine unnatürliche Weise große, mit unserem früheren Zustand kontrastierende 
Geldmassen zuflossen. ... Unverhältnismäßig schnell reich gewordene Fabrikan-
ten“ hätten sich Land, „Geldreichtum“ und Fabriken angeeignet, während auf der 
anderen Seite die Zahl „eigentumsloser“ Fabrikarbeiter stark angestiegen sei. An 
die Stelle des „Verbrauchsgeistes“ seien seitdem ein selbstsüchtiger „Erwerbs-
geist“ der Reichen und ein „Gesindelleben der Menge“ getreten.120 
   Um die gesellschaftliche Spaltung zu überwinden und einen „selbstständigen 
Mittelstand“ mit einem „Ebenmaß aller Kräfte“ herzustellen, hätte es Pestalozzi 
zufolge wirtschaftlicher und pädagogischer Gegenmaßnahmen bedurft. Zum einen 
hielt er eine Bildung und Erziehung junger Menschen zu „bürgerlicher Selbststän-
digkeit“ und zur Bereitschaft aller für erforderlich, mit einem „mäßigen Wohl-
stand“ zufrieden zu sein. Und zum anderen „bedürfen wir der freien und unge-
hemmten Zirkulation des Geldes“, um die Voraussetzung für eine breite Streuung 
des Eigentums ohne „Großreichtum“ und ein „Gleichgewicht der Quellen des posi-
tiven Wohlstandes“ zu schaffen, so dass viele Menschen die Chance bekommen, 
sich wirtschaftlich selbstständig zu machen.121 - 
   Ungeachtet solcher kritischen Einschätzungen der Verhältnisse in der Schweiz 
betrachtete Röpke insbesondere „jede Form einer feudalen, kapitalistischen oder 
kollektivistischen Großlandwirtschaft“, in der Ackerbau und Viehzucht industriell 
betrieben werden, als eine „verhängnisvolle Verirrung“. Im Interesse eines „orga-
nischen Kreislaufs des Landwirtschaftsbetriebes“ sollte jeglicher die Fruchtbarkeit 
der Böden beschädigender Raubbau unterbleiben. „Der unverschuldete Bauer auf 
ausreichender Bodengrundlage ist der freieste und unabhängigste Mensch in un-
serer Mitte.“ Zudem könnten die einzelnen Höfe in „Allmendgenossenschaften und 
der jedem Konkurrenzgedanken fremden Berufs- und Nachbarschaftsgemein-
schaft eingebettet“ sein. Allerdings fragte Röpke nicht nach den Ursachen der 
tatsächlichen Überschuldung vieler Höfe. Davon abgesehen wandte er sich aus-
drücklich gegen das Missverständnis, dass eine regionale Selbstversorgung mit 
Lebensmitteln im „wirtschaftlichen Nahverkehr“ gleichbedeutend mit Autarkie-
bestrebungen sei. „Wir kompromittieren das, was uns am Herzen liegt, nämlich die 
ökonomisch-soziale Strukturveränderung der ‚Selbstversorgung‘, aufs Schwerste, 
wenn wir es mit der ‚Autarkie‘ zusammenwerfen und uns als Vertreter eines ext-
remen ökonomischen Nationalismus gebärden.“ Stattdessen stellte sich Röpke 

                                                
120   Johann Heinrich Pestalozzi (1826/1946), S. 479 - 480 (Gleichheit und Gemeingeist), 494 - 498 (Eben-
maß, Fabrik- und Geldreichtum), 500 (Erwerbs- statt Verbrauchsgeist), 502 (Eigentumslosigkeit und 
Verfall der Sitten) und 509 (schweizerischer Gemeingeist). 
121   Johann Heinrich Pestalozzi (1826/1946), S. 521 (Bildung), 525, 527 und 535 - 536 (Mittelstand mit 
Ebenmaß und Gleichgewicht, ungehemmte Geldzirkulation). 
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eine „in die Weltwirtschaft vernünftig eingegliederte bäuerliche Landwirtschaft“ 
vor.122 
   Auch seine Vorstellung von einer Wirtschaft mit in kleinen und mittleren Dimen-
sionen breit gestreutem Produktionsmitteleigentum und mit dezentralisiertem 
Handwerk und (Klein-)Handel grenzte Röpke deutlich von einer „Mittelstandspo-
litik alten Stils“ ab. Es gehe nicht mehr darum, Sonderinteressen von kleinbürger-
lichen Mittelschichten in einem Zweifrontenkampf gegen die Interessen von Groß-
kapital und Proletariat zu verfechten, sondern allen Menschen in einer egalitären 
statt hierarchischen Gesellschaft gleiche Chancen für ein „entproletarisiertes“ 
Leben in wirtschaftlicher Selbstständigkeit zu sichern. Röpke wollte die „industri-
elle Betriebsorganisation so umformen, dass die Arbeit mit dem Sinn, der Selbst-
bestimmung und dem Rhythmus erfüllt wird, die die Arbeitsexistenz des Handwer-
kers auszeichnen“, d.h. sie sollte frei sein von jeglichem „Taylorsystem ... und Ka-
sernencharakter“. „Wir müssen uns nun erst mal an den Gedanken gewöhnen, 
dass ein gesundes Wirtschaftsleben sehr wohl ohne Holdinggesellschaften, recht-
lich geschützte Monopolverhältnisse, wettbewerbshindernde Patente, ja sogar 
schlimmstenfalls ohne Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung als Regelformen der Industrieunternehmung vorzustellen ist.“123 Als Bei-
spiele einer dezentralen Neuorganisation der Industrie nannte Röpke u.a. gemein-
nützige Baugesellschaften, Genossenschaften, die „Werkstattaussiedlung“ von 
Eugen Rosenstock-Huessy und die „Baltimore and Ohio Eisenbahngesellschaft“. In 
gewisser Hinsicht erinnerten seine Vorstellungen von einer „Dezentralisierung der 
Industrien über das flache Land und die Kleinstädte“ an die Genossenschaftspro-
jekte der Frühsozialisten oder auch an die landwirtschaftlich-industriellen Födera-
tionen, über die Proudhon und Kropotkin schon in der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts nachgedacht hatten.124 
   Sobald der „Aktien- und Verschachtelungskapitalismus“ in eine monopolfreie 
Marktwirtschaft übergehe und der Rechtsstaat für die Einhaltung von fairen Spiel-
regeln des Leistungs- und übrigens auch Qualitätswettbewerbs sorge, könne sich 
auch der Charakter der Sozialpolitik verändern, d.h. der systembedingte Bedarf an 
einer „wachsenden Sozialbürokratie“ könne parallel zur „Diffusion des Eigentums“ 

                                                
122   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 291 (wirtschaftlicher Nahverkehr), 324 - 325 (keine Großlandwirt-
schaft, sondern selbstständige Bauern in Allmendgenossenschaften) und 331 (geschlossene Kreisläufe 
in der Landwirtschaft) - 342 (Selbstversorgung in einer offenen Welt(agrar)wirtschaft vs. Autarkie). Vgl. 
auch Wilhelm Röpke (1948b), S. 155 - 174. 
123   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 190 (Wirtschaft ohne Aktiengesellschaft, Patente und Haftungsbe-
schränkungen), 343 (Mittelstandspolitik alten Stils), 351 (Entproletarisierung) und 353 (Industrie ohne 
Taylorsystem und Kasernencharakter). - In Röpkes Vorstellungen über eine monopolfreie Marktwirt-
schaft hatten weder eine „Bankenkonzentration“ (357) noch die „Reklame der kapitalkräftigen Großbe-
triebe“ (348) einen Platz. 
124   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 351 (Dezentralisierung der Industrien), 353 (Beispiele für eine de-
zentrale Neuorganisation der Industrie) und 355 (Baugesellschaften und Genossenschaften). Vgl. Eugen 
Rosenstock-Huessy, Werkstattaussiedlung - Untersuchungen über den Lebensraum des Industriear-
beiters, Berlin 1922. 
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allmählich zurückgehen. „Wirkliche Sozialpolitik ist also gleichbedeutend mit einer 
Politik des Abbaus des Proletariats“, m.a.W. mit einer Politik der Umwandlung von 
lohnabhängigen Arbeitern in wirtschaftlich selbstständige Bürger, die nicht mehr 
unfreiwillig arbeitslos werden können, „während sich die Sozialpolitik alten Stils 
nur palliativ mit dem schwer auflöslichen Restbestand zu beschäftigen hat, damit 
aber zugleich erheblich an Dringlichkeit einbüßt.“125 - 
   In seiner ebenfalls noch während des Zweiten Weltkriegs erschienenen „Civitas 
Humana“ vertiefte Röpke seine Kritik an der „Monstrosität unserer Verhältnisse“ 
mit ihrer „Entpersönlichung, Devitalisierung und Naturentfremdung“ sowie seine 
Vorstellungen von einer „Rückführung aller Dimensionen und Verhältnisse vom 
Kolossalen auf menschliches Maß“. Im Mittelpunkt stand dabei weiterhin die von 
„unverbesserlich blinden Sozialisten als ‚kleinbürgerlich‘ verachtete ... Wiederher-
stellung des Eigentums von breiten Schichten“. Röpke fragte aber auch, ob die 
dem Eigentum entwöhnten Arbeiter und Angestellten „wirklich Eigentum haben 
wollen“ und bereit sind, die damit verbundenen Rechte und Pflichten wahrzuneh-
men. So zeigte er auch Verständnis für deren Wunsch, sich vielleicht nur mit sog. 
Volksaktien an großen Unternehmungen zu beteiligen. Aber „weitaus befriedigen-
der würde es sein, wenn es möglich wäre, eine Dezentralisierung des Produk-
tionsmitteleigentums durch eine Vermehrung der Klein- und Mittelbetriebe durch-
zuführen.“126 Und für größere Unternehmen gab es schließlich nicht nur die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft, sondern auch die Rechtsform der Genossen-
schaft. 
   In seiner „Civitas Humana“ machte Röpke schließlich auch noch deutlich, dass zu 
einer monopolfreien Marktwirtschaft innerhalb einzelner Länder allein eine inter-
nationale Vernetzung auf der Grundlage einer „Staatenföderation“ passe, die allen 
einzelnen Ländern ihre jeweilige Souveränität lässt und jegliche „kollektivistische 
Großraumwirtschaft“, wie sie vom Nationalsozialismus betrieben wurde, vermei-
det. Bereits in seiner „Gesellschaftskrisis der Gegenwart“ hatte er den europäi-
schen Kolonialismus als einen „geistigen Imperialismus“ verurteilt, der „rück-
sichtslos in primitive und fremde Kulturen eingreift“. Röpke stellte sich den Welt-
handel wie den Binnenhandel einzelner Länder als eine weltweit dezentralisierte 
„Markt- und Preisgemeinschaft“ vor, konnte sich die globale Integration der 
gleichberechtigten Länder aber nur „nach dem Muster der Goldwährung“ und 
auch nicht ohne eine „maßvolle Zollpolitik“ vorstellen. Zwar erschien ihm der 1944 
auf der Konferenz von Bretton Woods nicht angenommene Bancor-Plan von Key-
nes als „geistreich“, er hielt ihn aber nicht für funktionsfähig.127 Übrigens hielt 

                                                
125   Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 370 (Aktien- und Verschachtelungskapitalismus), 358 (wachsende 
Sozialbürokratie) und 360 - 363 (Diffusion des Eigentums und Wandel der Sozialpolitik). 
126   Wilhelm Röpke (1944/1979), S. 275 (von der Monstrosität zum menschlichen Maß), 279 (Wiederstel-
lung des Eigentums) und 283. 
127   Wilhelm Röpke (1944/1979), S. 391 (kollektivistische Großraumwirtschaft) und 393 (Staatenföderati-
on, Goldwährung und maßvolle Zollpolitik). - Ders. (1942/1948), S. 114 - 115 (Kolonialismus als geistiger 
Imperialismus) und 374 - 385. - Ders. (1945/1979), S. 161 (Keynes‘ Bancor-Plan). Auch Alexander 
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Eucken die in Bretton Woods für die Nachkriegszeit beschlossenen weltwirtschaft-
lichen Institutionen für eine „nicht geglückte ... Kompromisslösung“, die nur die 
unterschiedlichen Interessen der Verhandlungspartner widerspiegelte. So bliebe 
es eine Aufgabe, ohne eine Goldbasis einen „kräftigen Stabilisator“ einzubauen, 
der die Weltwirtschaft in ein Gleichgewicht bringt und Inflation wie Deflation ver-
meidet.128   
 
9.2      Kritik am Glauben an den technischen Fortschritt 
           und die industrielle Massenproduktion 
 
Während Schumpeter in den 1940er Jahren noch Lobeshymnen auf die „Ära der 
Großunternehmung“ als Träger des technischen Fortschritts sang, entwickelte der 
Ordoliberalismus eine breit angelegte Kritik an der kultischen Verehrung des Gro-
ßen sowohl im alten Laissez-faire-Kapitalismus und im staatlich organisierten 
Kapitalismus als auch in den totalitären Herrschaftssystemen des Nationalsozia-
lismus und des Kommunismus. Ohne schon die Privilegienstruktur des privaten 
Bodeneigentums und des kapitalistischen Geldes als tiefere Wurzel der Kapital-
akkumulation und -konzentration zu sehen, wurde für Franz Böhm, Walter Eucken, 
Alexander Rüstow, Wilhelm Röpke und andere Ordoliberale gerade jener vollstän-
dige Wettbewerb zum Leitbild, den die Neoklassik als Feigenblatt für die Ver-
deckung von Machtinteressen benutzt hatte und den Schumpeter noch für eine 
„Fiktion eines völlig imaginären goldenen Zeitalters des vollkommenen Wettbe-
werbs (gehalten hatte), die zu keinem Zeitpunkt Wirklichkeit gewesen ist … und die 
keinen Anspruch erheben kann, als Muster idealer Leistungsfähigkeit zu gelten.“129  
   Nachdem Eucken in den „Grundsätzen der Wirtschaftspolitik“ nur einmal beiläu-
fig angedeutet hatte, dass „der Industrieapparat ... in der vollständigen Konkurrenz 
anders aussieht“ als im Monopolkapitalismus und „sich auch aus kleineren Wer-
ken zusammensetzt als in anderen Marktformen“130, führte er diesen Gedanken im 
„ORDO-Jahrbuch“ noch näher aus. Insbesondere Schumpeters „Behauptung vom 
notwendigen Untergang der Konkurrenz“ trat er mit dem Hinweis entgegen, dass 
die modernen Verkehrs- und Nachrichtentechniken die Konkurrenz auch verstärkt 
hätten. Durch die Entwicklung von Kunststoffen sei es zu einer „zunehmenden 
Substitutionskonkurrenz“ gekommen. Aber wurden zum Beispiel Eisenbahnen 
nicht gerade von großen Stahlkonzernen produziert und Kunststoffe von der stark 
monopolisierten petrochemischen Industrie? Eucken blieb bei seiner Ansicht, dass 

                                                                                                                        
Rüstow betrachtete „das halbe Jahrtausend des abendländischen Kolonialimperialismus (für einen) 
blutigen Schandfleck auf der Geschichte der Menschheit.“ (1957, S. 506 - 507). - Im Gegensatz zu seiner 
Kritik am Kolonialismus ließ sich Röpke leider gegen Ende seines Lebens zu Sympathien für das südaf-
rikanische Apartheid-Regime hinreißen; vgl. hierzu Nils Goldschmidt (2016), S. 18. 
128   Walter Eucken (1950b) und ders. (1952/1960), S. 168 - 169 (Bretton Woods). 
129   Joseph A. Schumpeter (1942/1987), S. 134, 157 und 174 – 175. An anderer Stelle verhöhnte Schum-
peter die Vorstellung einer vollkommenen Konkurrenz nochmals als „blutlos“. (S. 293) 
130   Walter Eucken (1952/1960), S. 237. 
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nicht in erster Linie die Technik zur Konzentration führe, sondern „dass viele  
Werke“ unabhängig von ihrer Größe „unter einheitliche Leitung geraten“, d.h. zu 
Kartellen verbunden werden.131 Statt durch die Technik seien Konzerne und Syn-
dikate vielmehr durch privatwirtschaftliches Machtstreben und eine Wirtschafts- 
und Rechtspolitik entstanden, die die Konzentration begünstigte. Dabei verwies 
Eucken auf „das moderne Gesellschaftsrecht, insbesondere das Aktienrecht, das 
Patentrecht einschließlich des Lizenzrechts, den Markenschutz mit dem Schutz 
der Preisbindungen der zweiten Hand.“ Auch die Handelspolitik und das Steuer-
recht förderten nach seiner Auffassung die Konzentration. „So kam es zu zweierlei: 
erstens zu der ganz unberechtigten Zusammenfassung der Leitung vieler Betriebe 
in einer Hand und zweitens auch dazu, dass übergroße Betriebsgrößen gewählt 
wurden, also Betriebsgrößen, die die technischen Erfordernisse überschritten.“132 
Aufgabe der Politik sei es deshalb vor allem, die Rahmenbedingungen der Wirt-
schaft so zu gestalten, dass sich Konkurrenz und Technik gegenseitig stärken. - 
   Auch Röpke stellte die „populäre Theorie von den Vorteilen des Großbetriebs“ 
noch einmal grundsätzlich in Zweifel. Zum einen stünden diesen vermeintlichen 
Vorteilen auch beträchtliche Nachteile gegenüber, die - würden sie in die Kosten-
kalkulationen einfließen - den Eindruck der Vorteilhaftigkeit der Großbetriebe 
schnell korrigieren würden. Dabei dachte Röpke an  
a)  ökonomische Kosten in Gestalt von „Staatshilfen ..., Steuervergünstigungen 
oder Vorzugstarifen im Strombezug“ und  
b)  an „soziale Kosten des Großbetriebs“, die besonders dann in Form von sozial-
politischen Unterstützungen für Arbeiter anfallen, wenn die „Starrheit und Ver-
wundbarkeit der Dinosaurier“ in Zeiten von Konjunkturabschwüngen zu Entlas-
sungen führt. Schließlich bedachte Röpke auch schon 
c)  gesundheitliche und ökologische „Nachteile der Bevölkerungszusammenbal-
lung und Urbanisierung“ mit. Dazu gehörten für ihn höhere Infrastrukturkosten 
sowie „Flussverunreinigungen, Landschaftsverschandelungen ... , Rußplage, Lärm, 
Geruch“ und nicht zuletzt auch eine zunehmende Kriminalität. 
Diesen Nachteilen und den auf die Gesellschaft und die Natur abgewälzten Kosten 
der Großbetriebe stünden in einer Wirtschaft mit dezentralisierten Klein- und Mit-
telbetrieben „geringe Transport- und Absatzkosten“ gegenüber, die Röpke als 
besondere „Vorteile des ‚wirtschaftlichen Nahverkehrs‘“ betrachtete.133 Allerdings 
berücksichtigte er bei diesen weit blickenden Überlegungen noch nicht den quali-
tativen Unterschied zwischen Wirtschaftlichkeit und Rentabilität mit. 
   Am breitesten angelegt war Rüstows Rückblick auf das Zeitalter der industriellen 
Revolution. Den sowohl von den Verfechtern des Monopolkapitalismus als auch 

                                                
131   Walter Eucken (1950a), S. 3 - 17, hier: S. 5- 6 (Verkehrs- und Nachrichtentechniken, Kunststoffe), 10 
(viele Werke unter einheitlicher Leitung) und 13 (mehrere Ursachen der Konzentration). 
132   Walter Eucken (1946), Blatt 3. 
133   Wilhelm Röpke (1948b), S. 162 (wirtschaftlicher Nahverkehr zwischen kleinen und mittleren Unter-
nehmen) und 163 - 165 (ökonomische, soziale u.a. Kosten von Großbetrieben). - Vgl. hierzu auch Helge 
Peukert (2010a), Abschnitt 3. 
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des Kommunismus geteilten Glauben an den technischen Fortschritt, den schon 
Röpke mit seiner Kritik am „Kult des Kolossalen“ mit immer höheren Gebäuden 
und Geschwindigkeiten angezweifelt hatte, hielt er für einen „säkularisierten Chili-
asmus. ... Diese entfesselte Begeisterung für den technischen Fortschritt ... nimmt 
so gerade den Charakter einer dämonisch-unseligen Erlösungsreligion an, des 
unheimlich-ziellosen Kreuzzugs einer rekordwütigen Höchstleistungsbegeisterung 
um jeden Preis. ... Jede Frage nach dem Sinn des Ganzen ... ist schon Sünde wider 
den Geist und unverzeihliche Glaubensschwäche. ... Es gibt nur noch eine Parole: 
Vorwärts! Vorwärts!“134  
   Spätestens seit den schrecklichen Auswirkungen des Atombombenabwurfs auf 
Hiroshima und Nagasaki war es Rüstow zufolge „an der Zeit, die Bilanz des techni-
schen Fortschritts zu ziehen“ und nach seinen Resultaten für die Menschen zu 
fragen. Neben unzweifelhaften Errungenschaften stünden auch „unsere Verstädte-
rung, unsere Naturferne, die Künstlichkeit und vielfältige Abhängigkeit unserer 
Lebenslage. ... Der technische Fortschritt hat die Großfabrik zur führenden Be-
triebsform gemacht“ und den Menschen keineswegs die verheißene große Entlas-
tung von mühseliger Arbeit gebracht. Vielmehr hat sie zu derjenigen „Selbstent-
fremdung des Menschen“ geführt, „die Hegel und Marx als zentrale Krankheit 
unserer Zeit diagnostizierten“, und auch zu dem von Freud analysierten „Unbeha-
gen an der Kultur“. Rüstow verwies auch auf die „Kriegstechnik“, die eine „unwi-
derstehliche waffentechnische Überlegenheit gegenüber allen anderen Völkern 
der Welt verschafft, die seit den großen Entdeckungen und Umsegelungen den 
Kolonialimperialismus mit all seinen entsetzlichen Brutalitäten und Unmensch-
lichkeiten hervorgetrieben hat.“135 
   Trotz seiner Einsichten in die widersprüchlichen Resultate des technischen Fort-
schritts blieb Rüstow bei der Auffassung, dass die Technik als solche neutral und 
weder gut noch böse sei, „aber zum Guten und Bösen zu gebrauchen. ... Sie kann 
dem Heil und dem Unheil dienen.“136 Dabei war offenkundig, dass die Atombombe 
zu nichts Gutem zu gebrauchen war. Was Rüstow und andere nicht sahen, was sie 
aber Schumpeters „schöpferischer Zerstörung“ hätten entgegenhalten können, 
war die Tatsache, dass dem eindimensionalen Vorwärts, Höher und Schneller je-
ner Drang des sich mit zunehmender Geschwindigkeit akkumulierenden und kon-
zentrierenden Kapitals entsprach, im Interesse seiner Selbstverwertung ständig 
neue rentable Anlagemöglichkeiten zu finden und die Überdimensionierung von 
Unternehmen und Städten über das menschliche Maß hinaus voranzutreiben. Ge-
mäß der inneren Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Geldes ist die Technik 
nicht nur neutral, sondern ihre konkrete Ausgestaltung unterliegt auch dem Ein-
fluss der Kapitalverwertung. Diesen Einfluss zurückzudrängen, wäre zusätzlich zu 
                                                
134   Alexander Rüstow (1951), S. 383 (Fortschrittsglaube als säkularisierter Chiliasmus) - 384 (Vor-
wärts!). 
135   Alexander Rüstow (1951), S. 387 - 391 (zwiespältige Wirkungen des technischen Fortschritts). 
136   Alexander Rüstow (1951), S. 386 (Bilanz des technischen Fortschritts nach der Atombombe), 392 
(Neutralität der Technik). 
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der von Rüstow geforderten Verlagerung der naturwissenschaftlich-technischen 
Forschung allein in die öffentliche Hand notwendig gewesen, um das ordoliberale 
Ziel eines Übergangs von den „mammuthaften Großgebilden“ zu einer naturnahen 
Landwirtschaft und einer menschengemäßen Industrie erreichbar zu machen.137    
   Die Auseinandersetzung der Ordoliberalen mit dem ambivalenten Verhältnis 
zwischen den Marktformen der vollständigen Konkurrenz und der mehr oder we-
niger monopolisierten Konkurrenz einerseits und der technischen Entwicklung 
andererseits blieb in guten, aber noch unvollständigen Ansätzen stecken. Dazu 
gehörte auch Rüstows Kritik am Anspruch des modernen Menschen, die Natur mit 
wissenschaftlichen Mitteln zu beherrschen. „Wir sind uns gar nicht mehr bewusst, 
dass wir ja selbst ein Teil der Natur sind, dass sie unser aller Mutter ist, dass wir 
zu allem, was sie hervorbringt, brüderlich, kameradschaftlich, eingeordnet stehen 
sollten, dankbar für die Entwicklungsmöglichkeiten, die solche Zusammenarbeit 
uns bietet.“ Anstelle der „rationalistisch-herrschsüchtigen Einstellung gegenüber 
der Natur“ solle der Mensch „höhere Normen anerkennen, die ihm selbst wie der 
Natur übergeordnet sind“ und „mit sich und der Welt im Gleichgewicht“ sein. An 
Mills und Keynes‘ Ausblicke auf ein zukünftiges stationäres Wirtschaften erinnert 
Rüstows Hinweis, dass „Statik, im Gegensatz zur Dynamik des Fortschritts, ... ja 
nicht etwa Stillstand und leblose Erstarrung (bedeutet), vielmehr naturhaft leben-
dige Bewegung im friedlich geschlossenen Kreise oder allenfalls in sanft anstei-
gender Spirale.“138 Allerdings überlegte Rüstow noch nicht, ob es einen Zusam-
menhang geben könnte zwischen der strukturellen Herrschaft des Geldes über die 
Wirtschaft und die freie Verfügbarkeit von Boden und Ressourcen einerseits und 
dem Anspruch auf eine wissenschaftliche Naturbeherrschung andererseits. 
   Zum ordoliberalen Ziel einer Marktwirtschaft mit durchweg kleinen und mittle-
ren Unternehmen und einer entsprechenden Technik gehörte im Übrigen auch die 
Vorstellung, dass die Märkte nicht das gesamte wirtschaftliche Geschehen be-
stimmen dürften. Vielmehr müsse es Eucken zufolge außerhalb der Märkte als 
„ergänzende Ordnungsform“ auch beträchtliche Bereiche der Eigenarbeit und 
Selbstversorgung geben. „Dadurch werden die Menschen unabhängiger vom Markt 
und haben in Notzeiten eine gewisse Sicherung“ - sowohl Bauern, die einen Teil 
ihrer Ernte selbst verbrauchen, als auch Arbeiter und andere Berufsgruppen, die 
sich zumindest teilweise aus Gärten selbst versorgen. Auch Röpke vertrat die An-
sicht, dass es „in der Marktwirtschaft ... marktfreie Sphären der Selbstversorgung 
geben muss“.139 Jedoch konnte die Komplementarität von arbeitsteiliger Produk-
tion für Märkte und außermarktlicher Eigenwirtschaft in der Realität nur in eine 
Schieflage geraten, weil die strukturelle Macht des Geldes eine immer stärkere 

                                                
137   Alexander Rüstow (1951), S. 393 - 395 (mammuthafte Großgebilde, öffentliche Forschung und das 
„viel wichtigere Gebiet der natürlichen Düngung“). 
138   Alexander Rüstow (1957), S. 50 - 54. 
139   Walter Eucken (1952/1960), S. 246 - 247 (Eigenwirtschaft). Wilhelm Röpke (1942/1948), S. 192. 
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Kommerzialisierung der Wirtschaft bewirkte und Geld und Markt auch in Lebens-
bereiche vordringen ließ, in denen sie nichts zu suchen hatten. 
 
9.3      Kehrtwende von der monopolfreien vollständigen  

Konkurrenz zur sozial verbrämten kapitalistischen  
Marktwirtschaft 

 
Während Böhm und Eucken ebenso wie die meiste Zeit auch Rüstow und Röpke 
tatsächlich die Verwirklichung des ordoliberalen Ziels der Marktform der mono-
polfreien vollständigen Konkurrenz anstrebten und ‚nur‘ noch nicht ahnten, dass 
es sich erst dann erreichen lassen würde, wenn zu den „konstituierenden Prinzi-
pien“ einer rechtsstaatlichen Rahmenordnung der Märkte auch eine gerechte Bo-
den-/Ressourcen- und Geldordnung hinzukommt, begann Ende der 1940er Jahre 
mit Alfred Müller-Armack (1901-1978) und Ludwig Erhard (1897-1977) ein realpoli-
tischer Kurswechsel des Ordoliberalismus, der über die westdeutsche Währungs-
reform vom Juni 1948 und den Übergang von der geplanten Kriegswirtschaft zu 
einer nicht mehr reglementierten Preisbildung auf freien Märkten zur Restaura-
tion der monopolkapitalistisch verfälschten Marktwirtschaft führte. Im Gegensatz 
zu Böhm und Eucken, die die Entstehung von privatwirtschaftlicher Marktmacht ex 
ante verhindern wollten, wandten sich Müller-Armack und Erhard unter Beibehal-
tung der marktwirtschaftlichen Rhetorik vom ursprünglichen ordoliberalen Ziel 
einer vollständigen Konkurrenz ab, gaben in ihrem wirtschaftspolitischen Handeln 
dem Druck mächtiger Wirtschaftsinteressen nach und begnügten sich damit, pri-
vatwirtschaftliche Marktmarkt nur noch ex post durch eine staatliche Monopolauf-
sicht kontrollieren zu wollen.  
 
9.3.1      Alfred Müller Armack und die „Soziale Marktwirtschaft“ 
 
In zeitlicher Nähe zur Großen Weltwirtschaftskrise hatte Müller-Armack eine The-
orie der kapitalistischen Entwicklung entworfen, die im Gegensatz zur Neoklassik 
keine automatische Gleichgewichtigkeit der Konjunktur mehr behauptete und auch 
keine externen Schocks für Krisen verantwortlich machte. Aber es gebe auch keine 
systemimmanente Instabilität des Kapitalismus und schon gar keine Zwangsläu-
figkeit einer weiteren Entwicklung des Kapitalismus zum Sozialismus. Konjunktur-
schwankungen und Krisen hielt Müller-Armack für unvermeidlich, aber für nur 
gelegentlich und gleichsam ohne besonderen Grund auftretende Störungen, die 
sich mit den Mitteln der staatlichen Kreditpolitik dämpfen ließen.140 
  Da sich die Dynamik der kapitalistischen Entwicklung nicht nur ökonomisch er-
klären lasse, verband Müller-Armack seine Theorie mit soziologischen und reli-
gionssoziologischen Elementen aus den Werken von Sombart und Weber sowie mit 

                                                
140   Alfred Müller-Armack (1927), S. 167 - 168. 
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philosophisch-anthropologischen Elementen aus Werken von Max Scheler und 
Helmuth Plessner zu einer „Sozialwissenschaftlichen Anthropologie“. Damit streb-
te er eine „universalgeschichtliche Eingliederung des Kapitalismus“ als ein „ge-
schichtliches Monopol“ an und gerade nicht seine grundsätzliche Infragestellung. 
In einem „objektiven Ordnungsgefüge“ eingebettet, sei der Markt ein interessen-
neutrales „offenes Selektionsinstrument. ... Das Moment irrationaler Gestaltung 
liegt in der Struktur des Marktmechanismus selbst, der eben nur den kapitalis-
tisch Qualifizierten mit dem Aufstieg prämiert.“141 
   Aus dieser von den Grundgedanken des Ordoliberalismus weit entfernten Denk-
weise sollten sich bei Müller-Armack schon vor der Aufrichtung der NS-Diktatur 
auch politische Konsequenzen ergeben, die sich von denen des frühen Ordolibera-
lismus unterschieden. Während Böhm, Eucken, Röpke und Rüstow angesichts der 
die Weimarer Republik schwächenden Interessenpolitik mächtiger wirtschaftlicher 
Interessengruppen einen neutral über den Interessen stehenden ‚starken‘, aber 
keinen ‚starken totalen‘ Staat forderten, forderte Müller-Armack die Ersetzung des 
„interventionistischen Parteienstaats“ durch einen „zentralen politischen Willen“, 
der die Wirtschaft organisiert und die Gesellschaft ‚befriedet‘ - so wie es Mussolini 
in Italien während der faschistische Diktatur mit seiner „nationalen Durchstruktu-
rierung der Wirtschaftsorganisation“ der Welt vor Augen führte.142   
   Als in Deutschland die Nationalsozialisten 1933 die politische Macht eroberten, 
trat Müller-Armack sogleich der NSDAP bei und stellte in seiner Schrift „Staats-
idee und Wirtschaftsordnung im neuen Reich“ dar, wie er sich die Neugestaltung 
der Wirtschaft unter dem Leitbild der „neuen Staatsidee“ vorstellte. „Diese selbst 
ist dynamisch, sie ist ein auf die Idee des Volkes verpflichteter Geschichtsakti-
vismus.“ Nicht ein starker Rechtsstaat, sondern der totale NS-Staat sollte fortan 
die unternehmerische Initiative seinem Bild vom Gemeinwohl unterordnen. Zwar 
übernahm Müller-Armack nicht die Rassenideologie des Nationalsozialismus, 
machte sich aber den historisierenden Teil der NS-Ideologie als antiemanzipato-
rische „einzige große Gegenbewegung“ zu eigen, „die versucht hat, die Vernunft-
welt der Aufklärung bis in die Wurzeln der anthropologischen Grundlagen zu zer-
stören. Er richtet ein neues Bild des Menschen auf: der Mensch als geschichtliches 
Wesen. Von hier gewinnt er den Zugang zu einer neuen Staatsidee.“143 1940 erhielt 
Müller-Armack eine wirtschaftswissenschaftliche Professur an der Universität 
Münster und übernahm beratende Tätigkeiten für das NS-Regime und die Wehr-
macht, bei denen es zu ersten Begegnungen mit Ludwig Erhard kam. 

                                                
141   Alfred Müller Armack (1932), S. 3 (universalgeschichtliche Eingliederung), 18 (geschichtliches Mo-
nopol), 42 (objektives Ordnungsgefüge), 86 (offenes Selektionsinstrument) und 200 (irrationale Gestal-
tung). - Vgl. hierzu auch Ralf Ptak (2004), S. 44 - 56. 
142   Alfred Müller-Armack (1932), S. 197 (Parteienstaat), 214 (nationale Durchstrukturierung) und 216 
(zentraler politischer Wille). 
143   Alfred Müller-Armack (1933), S. 13 und 40. Walter Oswalt machte in diesem Zusammenhang darauf 
aufmerksam, dass Walter Eucken zu jener Zeit einen starken, aber keinen totalen Staat wollte und 
ausdrücklich „den wild wuchernden Glauben an den totalen Staat“ ablehnte; vgl. (2001), S. 119 - 120. 
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   Nach dem Zusammenbruch der NS-Tyrannei nahm Müller-Armack in einer re-
ligionssoziologischen Studie „Das Jahrhundert ohne Gott“ eine Umdeutung des 
Nationalsozialismus vor. Nunmehr sah er darin eine religionsfeindliche Pseudo-
religion mit einem totalitären Machtanspruch, die an die Stelle der christlich-
abendländischen Religion getreten sei.144 In seinem etwa zur selben Zeit erschie-
nenen Buch „Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft“145 entwickelte Müller-
Armack sein Konzept einer „Sozialen Marktwirtschaft“, das Eingang in die „Düs-
seldorfer Leitsätze“ fand, mit denen die CDU vor den Wahlen zum 1. Deutschen 
Bundestag 1949 um Stimmen warb. 
   Ähnlich wie Eucken stellte auch Müller-Armack zunächst die Ordnungsformen 
der zentralstaatlich gelenkten Wirtschaft - für ihn war sie das „Urbild der Kriegs-
wirtschaft“146 - und der sich selbst durch eine freie Preisbildung steuernden 
Marktwirtschaft einander gegenüber. Jedoch legte er keinen besonderen Wert auf 
eine deutliche Unterscheidung zwischen der monopolkapitalistisch vermachteten 
Marktwirtschaft und einer machtfreien Marktwirtschaft mit vollständigem Wettbe-
werb. Für Müller-Armack war es ein Zeichen von „antiquiertem Denken ..., wenn 
man heute die Macht privater Kapitalinteressen fürchtet“, wo doch seit Jahrzehn-
ten viel bedenklichere Formen der Machtkonzentration in staatlichen Händen ent-
standen seien. Die privatwirtschaftliche Macht, die im 19. und frühen 20. Jahrhun-
dert auf den freien Märkten entstanden war, hielt Müller-Armack entweder für 
„von außen hereinragende Reste feudalständischer Macht oder für ökonomische 
Machtpositionen, die mit der monopolistischen und oligopolistischen Marktform in 
einer Wirtschaftsordnung entstehen konnten, welche ihre Voraussetzungen nicht 
voll begriffen hatte“. Auch er selbst sparte sich die Mühe, die Ursprünge von pri-
vatwirtschaftlicher Macht genauer zu ergründen, und beruhigte sich und andere 
vorschnell damit, dass „die Marktwirtschaft ... bestimmt ... mehr Machtpositionen 
aufgelöst (hat) als neue in ihr entstanden“ seien.147  
   Viel wichtiger als sich mit der privaten Macht aufzuhalten war für Müller-Armack 
die Verbreitung der Einsicht, dass zum einen ‚die Marktwirtschaft‘ der staatlich 
gelenkten Wirtschaft grundsätzlich überlegen sei und dass zum anderen der histo-
rische Liberalismus mit seinem Glauben an die „unsichtbare Hand“ des Marktes 
die „echte Notwendigkeit eines sozialen Einkommensausgleichs wie auch einer 
Berücksichtigung der staatlichen Notwendigkeiten“ verkannt habe. „Dies entfrem-
dete ihm alle Kräfte, die soziale und staatliche Überzeugungen vertraten.“ Statt 
wie die Klassiker von der Existenz einer „Automatik des Marktes“ auszugehen, 
betrachtete Müller-Armack ‚die Marktwirtschaft‘ als ein „zweckmäßiges Organi-
sationsmittel“ und sprach von einer sozial „gesteuerten Marktwirtschaft“, deren 
Funktionsfähigkeit durch eine Umverteilung von Einkommen sowie durch Sozial-
                                                
144   Alfred Müller-Armack (1948b). 
145   Alfred Müller-Armack (1947). 
146   Alfred Müller-Armack (1948a), S. 141. 
147   Alfred Müller-Armack (1947), S. 64 (antiquiertes Denken) und 69 (unverstandene privatwirtschaftli-
che Macht). 
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politik und konjunkturstabilisierende Maßnahmen zu stärken sei. Dazu gehörten 
auch Maßnahmen zur Sicherung des Wettbewerbs; aber „gegenwärtig ... droht ... 
die größere Gefahr nicht von den Kartellen, sondern von den staatlichen Stellen.“ 
Eine „konstruktive Wettbewerbspolitik“ sollte die „Verkehrung des Wettbewerbs-
gedankens“ beenden; was aber unter einem „echten Wettbewerb“ zu verstehen 
war, blieb offen.148  
   Müller-Armack vermied es, die kapitalistische Struktur des Geldes und die mo-
nopolkapitalistische Vermachtung der Märkte anzutasten. Der hierarchischen 
Schichtung der Gesellschaft schrieb er sogar einen „wirtschaftlichen Funktions-
charakter“ zu und gestand den Kartellen zu, dass sie „teilweise eine berechtigte 
marktausgleichende Funktion ausüben.“ So blieb unterhalb der Oberfläche der 
Sozialen Marktwirtschaft die schon seit den Zeiten des frühkapitalistischen Lais-
sez-faire mitgeschleppte innere soziale Spaltung der Gesellschaft bestehen. Und 
es blieb auch die Notwendigkeit bestehen, der Wirtschaft äußere, sie stabilisie-
rende staatliche Stützen „zur Schaffung und Sicherung der Wettbewerbswirt-
schaft“ anzulegen. „Eine gesteuerte Marktwirtschaft bietet genügend Spielraum, 
jeden gewünschten Stärkegrad sozialer Beeinflussung wirkungsvoll durchzuset-
zen. Theoretisch gesehen könnte der Staat durch scharfe Erfassung aller höheren 
Einkommen eine Kaufkraftumleitung ins Werk setzen, die die denkbar stärkste 
Nivellierung zur Folge hätte.“ Wohlgemerkt - „theoretisch“! Müller-Armack ver-
sprach sogar, „jeden gewünschten sozialen Ausgleich durchzusetzen, ohne mit 
den Spielregeln des Marktes in Widerspruch zu geraten“. Die Marktwirtschaft sei 
keineswegs per se antisozial und Sozialpolitik auch mit marktkonformen Mitteln 
vorstellbar. So könnten sich die Marktwirtschaft und die soziale Gerechtigkeit 
durchaus im Sinne einer „Versittlichung des Wirtschaftslebens“ wechselseitig 
ergänzen.149 Auch ein „öffentliches Bankwesen ..., ein gemeinnütziger Wohnungs-
bau“, eine Sozialversicherung, Genossenschaften und sogar eine „Festsetzung von 
Minimallöhnen“ sollten in diesem „nicht ins Labyrinth der Illusionen führenden ... 
realistischen System“ ihren Platz finden.150 
   Mit der Zauberformel „Soziale Marktwirtschaft“ gelang es Müller-Armack, den 
de facto weiterbestehenden monopolkapitalistischen Charakter der Marktwirt-
schaft zu überdecken und für sein gleichsam korporatives Projekt einer vorder-
gründigen, zeitweise sogar funktionierenden Scheinlösung des unterschwellig 
weiterschwelenden gesellschaftlichen Grundkonflikts die Unterstützung von Men-

                                                
148   Alfred Müller-Armack (1947), S. 85 (Marktwirtschaft als zweckmäßiges Organisationsmittel und 
Entfremdung sozial denkender Menschen vom Liberalismus) und 96 - 97 (Gefahren drohen dem Wett-
bewerb mehr vom Staat als von Kartellen; unfairer und echter Wettbewerb). 
149   Alfred Müller-Armack (1948a), S. 97 (marktausgleichende Funktion der Kartelle),  107 - 109 (markt-
konforme Sozialpolitik), 120 (jeder gewünschte soziale Ausgleich), 145 (wirtschaftlicher Funktionscha-
rakter der hierarchischen Schichtung der Gesellschaft), 147 (Versittlichung des Wirtschaftslebens) und 
152 (gesteuerte Marktwirtschaft). 
150   Alfred Müller-Armack (1948a), S. 146 (realistisches System), 150 (Labyrinth von Illusionen) und 152 
(öffentliche Banken, gemeinnütziger Wohnungsbau und Mindestlöhne). 
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schen aus ganz unterschiedlichen Bereichen der in sich gespalteten Gesellschaft 
zu finden. Angezogen von seiner Vorstellung einer „sozialen Irenik“ (grch. eirene = 
Befriedung insbesondere von Religionskonflikten) vermochte Müller-Armack so-
wohl Katholiken und Protestanten als auch Liberale und demokratische Sozialisten 
für die „Soziale Marktwirtschaft“ zu gewinnen, die für ihn im Übrigen ein über den 
Weltanschauungen stehendes und darum konsensfähiges „formales und neutrales 
Organisationsmittel“ darstellte, das sich zudem je nach wechselnden Zeitumstän-
den pragmatisch anpassen lasse.151 
   Die „Soziale Marktwirtschaft“ wurde prägend für die weitere wirtschaftspoli-
tische Nachkriegsentwicklung in Westdeutschland und am Beginn des Kalten Krie-
ges zwischen West und Ost wurde sie geradezu zu einem freiheitlichen Bollwerk 
gegen die zentralverwaltete Zwangs- und Kommandowirtschaft im sowjetrussi-
schen Machtbereich hochstilisiert. Bald galt sie als eine praktische Verwirklichung 
der Ziele des Ordoliberalismus, obwohl sie damit zunehmend weniger Gemein-
samkeiten hatte und sie vielmehr verwässerte. „Müller-Armack lehnte in den ent-
scheidenden Jahren nach 1945 nicht nur ein Kartellverbot ab, sondern forderte 
neue Formen der Kartellierung.“ 1951 trat er auf einer Veranstaltung des Bundes-
verbandes der deutschen Industrie (BDI) für den staatlichen Schutz von Kartellen 
ein.152   
   Ab 1952 arbeitete Müller-Armack als Leiter der Grundsatzabteilung in dem von 
Ludwig Erhard geführten Bundeswirtschaftsministerium. Die von ihm geweckte 
Erwartung, „jede gewünschte soziale Nivellierung“ durch Steuern auf hohe Ein-
kommen herbeizuführen, verstärkte der konservative Soziologe Helmut Schelsky 
(1912-1984) noch mit seiner nicht den Tatsachen entsprechenden Behauptung, 
dass die bundesdeutsche Gesellschaft keine hierarchisch geschichtete Klassen-
gesellschaft mehr sei, sondern eine „nivellierte Mittelstandsgesellschaft“.153  
 
9.3.2     Ludwig Erhard als Wegbereiter des sog.  

„Wirtschaftswunders“ 
 
Ebenso wie Müller-Armack war auch Ludwig Erhard während des Zweiten Welt-
kriegs in die Wirtschaftspolitik des NS-Regimes verstrickt - zunächst in der Markt-
forschung für Konsumgüter und danach bei der Organisation der sog. „deutschen 
Großraumwirtschaft“ in annektierten Gebieten. Ab 1942 beschäftigter sich Erhard - 
unter anderem in einer Denkschrift „Kriegsfinanzierung und Schuldenkonsolidie-
rung“, in der er übrigens forderte, die mittleren und unteren Schichten zur Finan-
zierung des Krieges heranzuziehen und die oberen Schichten zu verschonen! - mit 
Überlegungen zu einer wirtschaftlichen Nachkriegsordnung.154   

                                                
151   Alfred Müller-Armack (1947), S. 86 und 103. Ders. (1950), S. 182. 
152   Alfred Müller-Armack (1951), und Walter Oswalt (2001), S. 121 - 122. 
153   Helmut Schelsky (1953), S. 218. 
154   Vgl. hierzu Ralf Ptak (2004), S. 150. – Ulrike Herrmann (2019). 
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   Als anfangs parteiloser Wirtschaftsexperte wurde Erhard im Herbst 1945 als 
Minister für Handel und Gewerbe in die SPD-geführte Bayerische Staatsregierung 
berufen. Danach wurde er Honorarprofessor an der Universität München. Als Lei-
ter der Expertenkommission „Sonderstelle Geld und Kredit“ bei der Finanzver-
waltung der britisch-amerikanischen Bizone sowie als Direktor der Verwaltung  
der Wirtschaft in allen drei westdeutschen Besatzungszonen war Erhard an den 
Vorbereitungen der westdeutschen Währungsreform beteiligt, bei der im Juni 1948 
die Deutsche Mark als ein in seiner kapitalistischen Grundstruktur nicht veränder-
tes Geld eingeführt wurde. Außerdem wurden die noch aus Kriegszeiten stam-
mende Zwangswirtschaft und die staatlichen Preisbindungen zugunsten einer 
freien Marktpreisbildung aufgehoben, was in der späteren Rückschau vielfach als 
Erhards Initialzündung zum Aufstieg des westdeutschen „Wirtschaftswunders“ 
angesehen wurde. In der ersten CDU-Regierung Adenauer übernahm Erhard im 
Herbst 1949 das Amt des Bundeswirtschaftsministers, das er 14 Jahre lang aus-
üben sollte, um danach noch für wenige Jahre Bundeskanzler zu werden. 
   Auch Erhard galt vielfach als ein Exponent des Ordoliberalismus, obwohl er sich 
im Rahmen seiner praktischen Wirkungsmöglichkeiten nicht für das ordoliberale 
Ziel einer von privatwirtschaftlicher Vermachtung freien Marktwirtschaft mit voll-
ständiger Konkurrenz einsetzte - im Gegenteil, nach Einschätzung von Euckens 
Neffen Walter Oswalt wollte Erhard nach 1945 von Anfang an keine Entflechtung 
von Konzernen, wie sie sowohl die Ordoliberalen als auch die US-amerikanische 
Militärverwaltung anstrebten. Stattdessen stand er Müller-Armack und der „Sozia-
len Marktwirtschaft“ viel näher als dem Ordoliberalismus und er strebte dement-
sprechend eine „Modernisierung des auf Großkonzernen und Staatsbürokratie 
gegründeten deutschen Korporatismus“ an. Nach der Währungsreform vom Juni 
1948 und dem Übergang von der geplanten Kriegs- zur sich selbst steuernden 
Marktwirtschaft „wurden ordoliberal geprägte Fachleute im Wirtschaftsministeri-
um entmachtet. Erhard besetzte Schlüsselpositionen mit Konzernvertretern, de-
nen er zum Beispiel die Zuständigkeit für die Antimonopolpolitik übertrug.“ Von 
„falschen Freunden“ vereinnahmt, wurden ordoliberale Begrifflichkeiten zur 
Schaffung eines Deckmantels benutzt, hinter dem sich der Ausbau wirtschaftlicher 
Machtpositionen verbergen ließ.155  
   Im Artikel 14 des 1949 in Kraft gesetzten westdeutschen Grundgesetzes wurde 
der Schutz des privaten Eigentums zwar mit dem Postulat verbunden, dass „sein 
Gebrauch ... zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen (soll)“. Und der Art. 15 
eröffnete dem Gesetzgeber sogar die Möglichkeit, „Grund und Boden, Naturschät-
ze und Produktionsmittel ... zum Zwecke der Vergesellschaftung“ gegen eine Ent-
schädigung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, „in 
Gemeineigentum oder in andere Formen der Gemeinwirtschaft“ zu überführen. 
Damit schützte das Grundgesetz das Privateigentum unabhängig davon, ob seine 
Eigentümer es durch eigene Leistungen und/oder durch den Bezug von leistungs-

                                                
155   Walter Oswalt (2001), S. 89 und 92. 
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fremden Vermögenseinkünften erworben hatten, und unabhängig davon, ob es auf 
viele kleinere und mittlere Unternehmen breit gestreut war oder ob es in wenigen 
Händen von großen Mono- und Oligopolen konzentriert war. So blieb das Verfas-
sungsgebot der Sozialpflichtigkeit des Eigentums in der Realpolitik folgenlos. 
   Ernsthafte Versuche einer Antimonopolpolitik wären freilich auch bald an ihre 
systemimmanenten Grenzen gestoßen. Das hätte nicht gegen sie gesprochen, 
hätte aber die wirtschaftspolitischen Akteure der „Sozialen Marktwirtschaft“ un-
ausweichlich vor die Aufgabe gestellt, die schon bei Eucken offen gebliebene Frage 
zu klären, was denn letztlich vermeidbare und unvermeidbare Monopole sein 
könnten.156 Und sie hätten sich der Aufgabe stellen müssen, auch die kapitalisti-
sche Struktur des Geldes und Privilegien beim Zugang zum Boden und den Res-
sourcen sowie die Dynamik der Kapitalakkumulation und -konzentration als tiefere 
Antriebskräfte der Monopolisierung offen zu legen und zu überwinden. Das lag 
Müller-Armack und Erhard jedoch fern. Müller-Armacks Vorstellungen von einer 
„aktiv gesteuerten Währungspolitik“ beschränkten sich eher auf situationsbezo-
gene kreditpolitische Maßnahmen.157 
   Im „ORDO-Jahrbuch“ drängte auch Albert Hahn den Ordoliberalismus zu einer 
Annäherung an die neoklassische Ökonomie und er sprach ein generelles Verdikt 
gegen Keynes’ These aus, dass das Geld mit einem strukturellen Liquiditätsvorteil 
ausgestattet sei und bei einem Sinken des Zinsniveaus auf weniger als 3 - 2,5 % in 
einer Liquiditätsfalle verschwinde. Ausdrücklich distanzierte sich Hahn auch von 
Keynes’ Vorläufern, „den Merkantilisten, John Law und von dem Freigeldler Silvio 
Gesell und einigen anderen, deren Lehren als die Lehren von wissenschaftlichen 
Hochstaplern abgetan zu werden pflegen. … Zu Deflationen aus Geldhortungs-
gründen wird es in unserem Zeitalter der reinen Papierwährungen und des mit 
Staatsanleihen vollgepfropften Banksystems nie mehr kommen. Es wird in Zukunft 
kein Geld mehr in ‚Todesfallen’ verschwinden.”158            
   Auch ließ sich Erhard nicht auf Vorschläge zur Reform des Rechts am Boden  
und an den Ressourcen ein, obwohl sie ihm seit seiner Studienzeit vertraut waren. 
Immerhin hatte er 1925 bei Franz Oppenheimer promoviert. Aber ihn hätten 
„manchmal Zweifel geplagt, ob die Bodensperre - historisch gesehen wohl unbe-
streitbar - auch noch heute die Quelle der Unfreiheit und möglicher Ausbeutung 
sein könne.“ Daher habe sich Erhard mit der Sozialen Marktwirtschaft bemüht, 
„einen nicht sentimentalen, sondern realistischen Weg aufzuzeigen“.159 So war 
Röpke, der Mitte 1949 gegenüber Rüstow bedauert hatte, dass im Zusammenhang 
mit der Chancengleichheit „das mir sehr sympathische Stichwort ‚Boden‘ hätte 
fallen sollen“, aber nicht fiel, während der 1950er der einzige Ordoliberale, der 
überhaupt noch ahnte, dass „der Boden ein besonderes Gut ist“ und dass es ei-

                                                
156   Walter Eucken (1952/1960), S. 293 - 295. 
157   Alfred Müller-Armack (1947), S. 134 - 135. 
158   Albert Hahn (1949), S. 175, 177, 180 und 184. 
159   Ludwig Erhard (1964/1988), S. 859 - 860. 
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gentlich einer „Verbindung von Bodenreform und Liberalismus“ à la Henry George 
bedurft hätte.160 Aber ähnlich wie für Erhard waren auch für Röpke die „vielen 
Schwächen“ im Werk von Oppenheimer und vielleicht auch die Diskreditierung der 
Bodenreform in der SBZ bzw. DDR die Gründe oder Vorwände dafür, sich um die-
ses wichtige Problem nicht zu kümmern.161 
   Während der 1950er Jahre erhob Erhard zwar noch die berühmte plakative For-
derung nach einem „Wohlstand für alle. ... Am Ausgangspunkt stand da der 
Wunsch, über eine breit geschichtete Massenkaufkraft die alte konservative so-
ziale Struktur endgültig zu überwinden. Diese überkommene Hierarchie war auf 
der einen Seite durch eine dünne Oberschicht, welche sich jeden Konsum leisten 
konnte, wie andererseits durch eine quantitativ sehr breite Unterschicht mit un-
zureichender Kaufkraft gekennzeichnet.“162 Jedoch versäumte er es, ordnungspo-
litische Grundlagen für einen Übergang von der alten sozialen Hierarchie in eine 
neue egalitäre Bürgergesellschaft zu legen. 
 
9.3.3      Friedrich August von Hayeks dezidiert unsozialer  

Liberalkapitalismus 
 
Während der deutsche Ordoliberalismus in einen neuerlichen Monopolkapitalis-
mus zurückfiel, blieb der angelsächsische Liberalismus ohne eine solche Suche 
nach einer rechtlichen Rahmenordnung für monopolfreie Märkte von vornherein in 
paläoliberalen Denkmustern stecken. Dabei spielte der österreichische Ökonom 
Friedrich August von Hayek (1899-1992) eine wichtige Rolle.  
   Zunächst hatte Hayek mit Walter Rathenaus planwirtschaftlichen Gedanken und 
mit der britischen Fabian Society sympathisiert. Die Lektüre von Henry George’s 
„Fortschritt und Armut“ hatte ihn in seinem Entschluss bestärkt, Wirtschaftswis-
senschaften zu studieren, und 1927 hatte er auch noch für eine Neuauflage von 
Hermann Heinrich Gossens „Entwicklung der Gesetze des menschlichen Ver-
kehrs“ gesorgt, in der Gossen für eine steuerliche Abschöpfung der Bodenrente 
eingetreten war.163 Durch die Auseinandersetzung mit dem Buch „Die Gemeinwirt-
schaft“ (1922) des ultraliberalen Ökonomen Ludwig von Mises wurde Hayek jedoch 

                                                
160   Die entsprechende Passage in einem Brief von Röpke an Rüstow vom 9.5.1949 lautet: „Am meisten 
bedaure ich, dass wir die zuletzt von Ihnen angeschnittene Frage der ‚Startgerechtigkeit‘ nur ganz 
ungenügend debattieren ... konnten. Übrigens wäre das auch der Augenblick gewesen, wo das mir sehr 
sympathische Stichwort ‚Boden‘ hätte fallen sollen. Boden ist eben sozusagen ein ganz besonderer 
Saft. Und der Hochmut, mit dem unsere Neunmalklugen auf die - natürlich immer zur Monomanie 
neigenden - Bodenreformer herabsehen, hat mir nie recht gefallen oder eingeleuchtet.“  (Vgl. Wilhelm 
Röpke 1949). 
161   Wilhelm Röpke (1950), S. 145 (Bodenreform und Liberalismus), und ders. (1959), S. 344 - 354, hier: 
S. 346. Auch Müller-Armack warnte vor „übersteigerten Erwartungen gegenüber einer Sozialisierung 
und Bodenreform“; vgl. ders. (1948a), S. 151. 
162   Ludwig Erhard (1957/1990), S. 7 - 8. 
163   Der Hinweis, dass Hayek durch George zum Studium der Wirtschaftswissenschaften angeregt 
wurde, findet sich auf der Website https://de.wikipedia.org/wiki/Georgismus (Zugriff:  2.10.2018). 
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zu einem erbitterten Gegner sozialistischer Ideen. Nachdem er gemeinsam mit 
Mises einige Jahre das „Österreichische Institut für Konjunkturforschung“ geleitet 
hatte, erhielt er 1931 einen Ruf an die „London School of Economics“. Dort be-
kämpfte Hayek alsbald das von Keynes als kurzfristige Strategie zur Krisenbe-
kämpfung propagierte Deficitspending mit der Begründung, dass nicht eine zu 
geringe Nachfrage die Weltwirtschaftskrise ausgelöst hätte, sondern eine falsche 
staatliche Geld- und Wirtschaftspolitik, welche zu Fehlinvestitionen von Banken 
und Unternehmen geführt hätte.  
   Auch brachte Hayek kein Verständnis für Keynes‘ Überlegung auf, den Liquidi-
tätsvorteil des Geldes mit Hilfe „künstlicher Durchhaltekosten“ zu neutralisieren 
und die Wirtschaft mittel- und langfristig auf einen quasi-stationären Weg mit 
durchschnittlichen Geld- und Realkapitalrenditen von null zu bringen. In seinem 
Buch „Der Weg in die Knechtschaft“, das Hayek während des Zweiten Weltkriegs 
verfasste, um sozialistische Intellektuelle in England vor der Freiheitsfeindlichkeit 
der Zentralverwaltungswirtschaft zu warnen, kritisierte er ganz in der Tradition 
der Neoklassik, dass „viele sich dazu haben verleiten lassen, das Geld als Symbol 
von Beschränkungen zu hassen. ... Dem wahren Sachverhalt entspräche es jedoch 
weit mehr, wenn man das Geld als eines der großartigsten Werkzeuge der Freiheit, 
die der Mensch je erfunden hat, bezeichnen würde.“ Dass dem Besitz größerer 
Mengen ein sozial unverträglicher Liquiditätsvorteil anhaften könnte, interessierte 
Hayek nicht - ganz im Gegenteil. „Das Geld eröffnet in unserer heutigen Gesell-
schaft den Armen eine erstaunliche Fülle von Möglichkeiten, die größer ist als die, 
über welche vor wenigen Generationen die Reichen verfügten. ... Wenn wir nach 
dem Besitz von Geld streben, so deshalb, weil es uns die meisten Möglichkeiten 
bietet, die Frucht unserer Arbeit zu genießen.“164  
   Für die innere Widersprüchlichkeit des kapitalistischen Geldes als Mittel der 
wirtschaftlichen Freiheit und zugleich als Mittel der Ausübung von privatwirt-
schaftlicher Macht hatte Hayek ebenso wenig ein Gespür wie für die Privilegien 
beim Zugang zum Boden und den Ressourcen. So verwundert es auch nicht, dass 
er die Tatsache für selbstverständlich hielt, „dass in einer freien Marktwirtschaft 
die Chancen ungleich sind, da ein solches System notwendigerweise auf dem Pri-
vateigentum und ... auf dem Erbrecht beruht und auf der dadurch hervorgerufenen 
Ungleichheit der Startbedingungen.“ Im Übrigen gebe es sowieso keine „morali-
schen Richtlinien“ für eine gerechtere Verteilung. „Nichts ist verkehrter als die 
Vorstellung, dass die Menschen eine mechanische Gleichheit ... allgemein als 
wünschenswert ansehen.“165 Mit seiner Rechtfertigung von sozialer Ungleichheit 
stellte sich Hayek in einen diametralen Gegensatz nicht nur zu den Geld- und Bo-

                                                
164   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 99 (Geld als Tauschmedium mit ausschließlich positiven 
Eigenschaften). 
165   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 111 - 112 („Wahrscheinlich überschätzen wir in der 
Regel den Umfang, in dem die Ungleichheit der Einkommen in der Hauptsache auf Kapitaleinkommen 
zurückzuführen ist, und damit den Umfang in dem die größten Ungleichheiten durch Abschaffung des 
Kapitaleinkommens beseitigt würden.“) und 119 (keine Maßstäbe für eine gerechtere Verteilung). 
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denrechtsreformern, sondern auch zum ursprünglichen Ordoliberalismus. Damit 
trug er selbst als ‚Liberaler‘ maßgeblich dazu bei, dass der Markt, das Privateigen-
tum und der Wettbewerb bei sozialistischen Intellektuellen weiterhin an Glaub-
würdigkeit verloren. 
   Gewiss schrieb Hayek Bedenkenswertes über die Gefährdung Englands durch 
das „Gespenst des Totalitarismus“ - außenpolitisch durch das nationalsozialisti-
sche Deutschland und innenpolitisch durch das Umsichgreifen sozialistischer Leh-
ren, die mehr Freiheit versprächen, aber sich „in Wahrheit als eine breite Heer-
straße in die Knechtschaft erweisen“ würden. Nicht nur den Kommunismus russi-
scher Prägung, sondern auch den demokratischen Sozialismus hielt er für eine 
„große Illusion der letzten Generationen“. Hayek konfrontierte die sozialistischen 
Intellektuellen auch mit der provokanten These, dass sie den Faschismus und 
Nationalsozialismus falsch verstünden, wenn sie sie als extreme Steigerungen des 
Kapitalismus deuteten. Die Entwicklung des Ökonomen und Soziologen Werner 
Sombart zeige beispielhaft, dass der Sozialismus die eigentliche Wurzel des Natio-
nalsozialismus sei. „Sozialismus und Nationalsozialismus standen in Deutschland 
von Anfang an in enger Verbindung.“ Hayek sprach von einem „Zusammenschluss 
der antikapitalistischen Kräfte der Rechten und der Linken“ und von einer „Ver-
schmelzung des radikalen mit dem konservativen Sozialismus, die aus Deutsch-
land alles, was liberal war, vertrieben.“166  
   Bei allen berechtigten Vorbehalten gegenüber Hayek war sein für Linksintellek-
tuelle schmerzhafter Hinweis nicht ganz unbegründet, dass sich rechte und linke 
Antiliberalismen in ihrer Verabsolutierung des Staates berührten. Insofern mach-
ten es sich Woll u.a. bei ihrer zweifellos bedeutsamen kritischen Aufarbeitung der 
Wirtschaftsideologie des Nationalsozialismus zu einfach, wenn sie glaubten, die-
sen Hinweis von Hayek damit abtun zu können, dass die etatistischen Berührungs-
punkte zwischen den rechten und linken Antiliberalismen nur „rein formaler Na-
tur“ seien.167 Er könnte vielmehr eine Chance für Linksintellektuelle sein, sich 
selbstkritisch zu fragen, ob sie auf den Spuren von Marx & Engels mit ihrer Abnei-
gung gegen den Markt und ihren Erwartungen an den Staat wirklich auf einem 
richtigen Weg waren, wenn sich doch nicht übersehen ließ, dass die reaktionären 
und revolutionären Varianten der Kapitalismuskritik bei allen sonstigen Gegen-
sätzen zwischen ihnen verblüffend ähnlichen ökonomischen Denkmustern folgten. 
   Hayeks Hinweis wird vielleicht mit einer kleinen, aber wesentlichen Abwandlung 
besser annehmbar. Der Nationalsozialismus war nämlich im Gegensatz zu seiner 
Sichtweise kein Kind des Sozialismus. Vielmehr waren sie beide Kinder des rechts 
wie links begangenen Kardinalfehlers, Marktwirtschaft und Kapitalismus nicht 
voneinander zu unterscheiden, sondern die sichtbaren Phänomene der kapitalisti-
schen Pervertierung des Liberalismus für das eigentliche Wesen des Liberalismus 

                                                
166   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 173 - 185, hier: S. 174. Vgl. auch Friedrich August von 
Hayek  (1948), S. 44 (Nationalismus und Sozialismus als Zwillingsbrüder). 
167   Helmut Woll (1988), S. 66. 
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zu halten und dann beide zu verwerfen. Bei seinen berechtigten, aber geradezu 
gebetsmühlenartig bis zum Überdruss wiederholten Warnungen vor einer staat-
lichen Planwirtschaft übersah Hayek völlig, dass der „Weg in die Knechtschaft“ 
nicht erst mit staatlichen Interventionen in ‚freie Märkte‘ begann, die dann weitere 
Interventionen nach sich zogen. Er begann schon viel früher mit dem Gewähren-
lassen des nicht als Gefahr für die Märkte erkannten kapitalistischen Geldes und 
der deshalb auch nur unzureichend geordneten ‚freien Märkte‘. So haben die feh-
lerhaften Preissignale von Anbeginn der Liberalisierung der Märkte zwangsläufig 
einen vielfältigen staatlichen Reparaturbedarf hervorgerufen.168     
   Zwar hielt auch Hayek ebenso wie Böhm, Eucken, Röpke und Rüstow eine recht-
liche Rahmenordnung für die Freiheit der Märkte für notwendig; aber er stellte 
daran sehr viel geringere Anforderungen. Die „wesentliche Vorbedingung für das 
reibungslose Funktionieren des Wettbewerbs“ bestand für ihn lediglich in der 
„Verhütung von Betrug und Vorspiegelung falscher Tatsachen, einschließlich der 
Ausbeutung von Unwissenheit“.169 Damit fiel Hayek weit hinter den Ordoliberalis-
mus zurück und blieb mehr dem paläoliberalen Laissez-faire-Kapitalismus ver-
haftet. 
   Seine anfänglichen Sympathien für Henry George’s „Single Tax“ hatten sich 
längst verflüchtigt170 und auch die Entstehung von Monopolen hatte für Hayek 
nichts mit der Akkumulations- und Konzentrationskraft des herkömmlichen Gel-
des und des ungleichen Zugangs zum Boden und den Ressourcen zu tun. Ohne die 
Wechselwirkung zwischen ihnen und der konkreten Ausgestaltung des techni-
schen Fortschritts zu sehen, kritisierte Hayek zwar zu Recht die „angeblich techni-
sche Ursache für das Anwachsen des Monopolismus“, die vielfach als Erklärung 
für eine vermeintliche „Überlegenheit des Großbetriebs und den Kleinbetrieb“ 
herhalten musste. Aber letztlich beruhte die Entstehung von Monopolen für ihn nur 
auf dem Handeln des Staates. „In Deutschland ist die Ausbreitung von Kartellen 
und Syndikaten vom Jahre 1878 ab systematisch durch eine bewusste Politik be-
günstigt worden.“ Für Hayek waren es weder ökonomische noch technische Trieb-
kräfte, die den Staat zu einer monopolfreundlichen Gesetzgebung drängten, son-
dern nach seiner Ansicht wurde „die Ausschaltung der Konkurrenz ... um eines 
Ideals willen, welches wir heute Planung nennen, in die Wege geleitet.“171 
   Bezeichnend für Hayeks Verabsolutierung der Wirtschaftsfreiheit war auch, dass 
er ihr die soziale Sicherheit der Menschen unterordnete. Zwar teilte auch er die 
                                                
168   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 60 - 61 und 67. 
169   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 25 (Totalitarismus), 38 (Knechtschaft statt Freiheit), 43 
(demokratischer Sozialismus als Illusion) und 51 (Voraussetzungen für das Funktionieren des Marktes). 
170   In einem Beitrag zur ersten Ausgabe des „ORDO-Jahrbuchs“ hielt es Hayek nicht für notwendig, im 
Zusammenhang mit dem Privateigentum auf die Besonderheit des privaten Bodeneigentums einzuge-
hen und beließ es im Hinblick auf die „Rechte und Pflichten dieses Eigentums“ bei dem Hinweis, dass 
beim Bodeneigentum „weit schwierigere Probleme entstehen“. Vgl. Friedrich August von Hayek (1948), 
S. 36. Vgl. dazu auch ders. (1952), S. 148 – 149. 
171   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 56 - 59 (Monopole als Folge bewusster staatlicher Poli-
tik). 
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Auffassung, dass die „Aufrechterhaltung des Wettbewerbs ... sehr wohl auch mit 
einem ausgedehnten System der Sozialfürsorge vereinbar“ ist. Aber er unter-
schied sogleich zwischen „zwei Arten von Sicherheit: die begrenzte, die allen Men-
schen gewährleistet werden kann ... , und die absolute Sicherheit, die in einer 
freien Gesellschaft nicht allen gewährleistet werden kann“, weil es sonst keine 
Freiheit der Berufswahl mehr gebe. In einer freien Gesellschaft könne es nicht 
mehr als die „Sicherheit eines Mindesteinkommens“ geben. „Das wirft natürlich 
schwerwiegende Fragen über die genaue Höhe des zu garantierenden Standards 
auf.“ Sogar vor der „wichtigen Frage“ schreckte Hayek nicht zurück, „ob diejeni-
gen, die sich auf diese Weise von der Gesellschaft erhalten lassen, alle unbe-
schränkt die gleichen Freiheiten genießen sollen wie die anderen.“ Geradezu zent-
ral war seine Aversion gegen die „heute unter den führenden Intellektuellen herr-
schende Mode, sich für die Sicherheit auf Kosten der Freiheit zu begeistern.“ 
Schließlich verstieg er sich noch zu der ungenierten Forderung, dass „wir wieder 
lernen müssen, offen der Tatsache ins Auge zu sehen, dass ... wir als Individuen 
bereit sein müssen, für die Wahrung unserer Freiheit schwere materielle Opfer zu 
bringen.“172 Dabei blieb im Unklaren, ob alle Individuen gleiche Opfer bringen und 
wie die Opfer aussehen sollten oder ob die Opfer der einen dazu dienen sollten, 
Privilegien von anderen zu sichern. Von Franz Böhms Abneigung gegen die 
„Kampf-ums-Dasein-Marotte der vulgären Naturphilosophie“ war Hayek jedenfalls 
unbeeindruckt.173 
   Seine Einstellung zur Existenzsicherung in einer freiheitlichen Gesellschaft war 
die trübe Kehrseite seiner Ignorierung bzw. Verdrängung der Geldproblematik. Sie 
war weit entfernt von Euckens „Primat der Währungspolitik“ und noch viel weiter 
entfernt von der Vorstellung eines mit Hilfe „künstlicher Durchhaltekosten“ dauer-
haft geschlossenen Geldkreislaufes, in dem die wirtschaftliche Freiheit und die 
existenzielle Sicherheit der Menschen gleichrangig nebeneinander stehen und sich 
gegenseitig bedingen.174 
   Befremdlich war auch Hayeks Einstellung zur Demokratie. Sie sei „keineswegs 
unfehlbar oder von absolut sicherer Wirkung“, wobei er an den Niedergang der 
Weimarer Demokratie und die Aufrichtung der NS-Diktatur gedacht haben mag. 
Aber statt hieraus die Lehre zu ziehen, dass die Demokratie ein tragfähiges wirt-
schaftliches Fundament braucht, forderte Hayek, „nicht zu vergessen, dass es 
unter einem autokratischen Regiment oft mehr kulturelle und geistige Freiheit 
gegeben hat als in einzelnen Demokratien.“ Er distanzierte sich gar - mitten im 
Zweiten Weltkrieg in England! - von der „heutigen Mode, die Demokratie als den 
bedrohten Eckpfeiler unserer Zivilisation hinzustellen.“175 

                                                
172   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 49 (Sozialfürsorge), 128 - 129 (Existenzminimum), 132 
(freie Berufswahl) und 141 (Opfer der Freiheit). 
173   Franz Böhm (1960), S. 14. 
174   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 49 (Sozialfürsorge). 
175   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 81 - 82 und 92 (Demokratismus). 
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   Eher nachvollziehbar war Hayeks Vorstellung einer internationalen Zusammen-
arbeit auf föderativer Grundlage, bei der die „internationale Herrschaft des 
Rechts“ und auch die „Eigenständigkeit und die Rechte der Kleinstaaten“ respek-
tiert werden. Jedoch versperrte ihm seine Planwirtschaftsphobie den Blick für die 
Schaffung einer internationalen Rechtsordnung, welche allen Menschen eine glei-
che Teilhabe an den Ressourcen sichert. Hayek konnte sie sich nur in Gestalt einer 
allmächtigen, planenden „Zentralbehörde“ vorstellen und lehnte sie generell ab. 
„Wer den Vorrat an irgendeinem Rohstoff wie Erdöl, Holz, Kautschuk oder Zinn 
kontrolliert, würde Herr über das Schicksal ganzer Industrien und Länder sein.“176 
Damit beließ er es unausgesprochen bei der Aneignung von Ressourcen durch 
private Monopolunternehmen und Staaten. Auch eine internationale Währungs-
ordnung lag außerhalb der Reichweite von Hayeks Überlegungen in seiner War-
nung vor einem „Weg in die Knechtschaft“.  
   Die wichtigste Schwäche seines Buches bestand darin, dass Hayek anders als 
Böhm, Eucken, Rüstow und Röpke nicht klar zwischen dem historisch entstande-
nen Laissez-faire-Kapitalismus und dem anzustrebenden Ideal einer monopol-
freien vollständigen Konkurrenz unterschied. Infolgedessen setzte er sich auch - 
obwohl Eucken ihn hierzu ausdrücklich aufforderte - nicht für die Schaffung einer 
machtfreien Wettbewerbsordnung ein.177 Indem Hayek immer nur „die Freiheit“ 
verteidigte und nicht auf die Herstellung einer gerechten Rahmenordnung für die 
Freiheit der Märkte pochte, nahm er in seinem Buch „Weg in die Knechtschaft“ 
gleichsam schon die spätere, in den Jahrzehnten des Kalten Krieges verhärtete 
Frontstellung zwischen westlichem Kapitalismus und östlichem Kommunismus 
vorweg.  
 
9.3.4      Ordoliberalismus zwischen der „Mont-Pèlerin-Society“ 
              und der „Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft“ 
 
Auf Initiative von Hayek entstand 1947 in der Nähe von Genf die „Mont-Pèlerin-
Society“ als ein Zusammenschluss von Ökonomen und Geschäftsleuten, die - bis 
1960 unter Hayeks Leitung - der Restauration der kapitalistischen Marktwirtschaft 
ihre wissenschaftliche Legitimation verliehen, unter anderem auch in dem ge-
meinsam von Eucken und Hayek gegründeten „ORDO-Jahrbuch“.178 Darin standen 

                                                
176   Friedrich August von Hayek (1944/1976), S. 230 - 238 (Rechte von Kleinstaaten), bes. S. 230 - 231 
(zentralistische Rohstoffverwaltung), 233 (Kleinstaaten), 235 (weltweite Föderation) und 238 (internatio-
nale Herrschaft des Rechts). 
177   Vgl. hierzu Walter Oswalt (2008), S. 128. Demgegenüber gehen Goldschmidt & Wohlgemuth von 
„kreativen Symbiosen“ zwischen Eucken und Hayek aus (2008), S. 1 - 20, hier: S. 8. 
178   1962 erhielt Hayek eine Professur an der Universität Freiburg und wurde alsbald Vorstandsmitglied 
des dortigen Walter-Eucken-Instituts, das sich daraufhin noch weiter von Euckens Verständnis des 
Ordoliberalismus entfernte. - Nachfolger Hayeks als Präsident der Mont-Pèlerin-Society wurde Wil-
helm Röpke, der diese Gesellschaft mitgegründet hatte. Zwei Jahre später legte Röpke den Vorsitz 
wegen inhaltlicher Differenzen mit dem Hayek-Flügel nieder und trat aus der Gesellschaft aus. - Zum 
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sich vorläufig beiden verschiedenen Paläo- und Ordo-Varianten des Liberalismus 
gegenüber, bis die Hayeksche Variante nach dem Tod von Eucken im Laufe der Zeit 
ein deutliches Übergewicht bekam.179 
   Etwa zur selben Zeit also, als die Allgemeine Menschenrechtserklärung der Ver-
einten Nationen vom Dezember 1948 und das westdeutsche Grundgesetz vom Mai 
1949 die vom Kommunismus und noch barbarischer vom Nationalsozialismus/ 
Faschismus verachtete Würde des Menschen als unantastbar proklamierten, wur-
de in der ‚Stunde Null‘ die alte unmerklich-schleichende Verletzung der Men-
schenwürde durch ungerechte wirtschaftliche Strukturen restauriert.180 Indem 
Hayek gegenüber Eucken die Deutungshoheit über den Ordoliberalismus gewann, 
wandelte sich der Ordo- zu einem bloßen Neoliberalismus und als solcher zu einer 
Ideologie, die bald auf einem „Maskenfest der Ideologien“ (Röpke181) mit der Ideo-
logie des Sowjetkommunismus um die Vorherrschaft in der Welt ringen sollte. 
   Die unzureichend geordneten Märkte gerieten nach und nach auf die schiefer 
werdende Bahn eines zunächst noch als „Soziale Marktwirtschaft“ kaschierten 
Monopolkapitalismus, auf der sich die weitere Konzentration von Kapital und 
Marktmacht in den Händen von Kartellen und Konzernen auch nicht mehr durch 
ein „Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen“ (1957) aufhalten ließ. Die wirt-
schaftliche Entwicklung der 1950er Jahre sollte bald die Befürchtung von Franz 
Böhm bestätigen, dass da, wo privatwirtschaftliche Macht nicht an ihrer Entste-
hung gehindert, sondern nur ‚kontrolliert‘ wird, der Prozess der „Systemzerrüt-
tung und Systemverfälschung“ der Wettbewerbswirtschaft bereits in vollem Gange 
ist.182 - 
   Während die Mont-Pèlerin-Society die wirtschaftliche Entwicklung der Nach-
kriegszeit von vornherein zielstrebig in die Richtung einer kapitalistischen „Sozia-

                                                                                                                        
marktradikalen Thinktank Mont-Pèlerin-Society vgl. Bernhard Walpen (2004) und Matthias Schmelzer 
(2010). Zur Mont-Pèlerin-Society gehörte übrigens auch der französische Ökonom und spätere Nobel-
preisträger Maurice Allais, der in seinem 1947 erschienenen Buch „Economie et Intérêt“ noch sehr 
entschieden für die Herstellung eines für alle Menschen gleichberechtigten Zugangs zum Boden und 
den Ressourcen eingetreten war und diese zentrale Forderung ebenso wie seine Forderung nach einer 
Geldreform dann bald fallen ließ. Vgl. Maurice Allais (1947), S. 605 - 625. 
179   Vgl. Walter Oswalt (2001), S. 95: „Auch das Walter-Eucken-Institut hat Schwierigkeiten mit dem 
ordoliberalen Erbe, das es beansprucht. So hat die Freiburger Einrichtung ihre Arbeit in den letzten 
zehn Jahren mit Hilfe von Spenden der Banken und der Industrie ‚modernisiert‘. Zum Programm gehö-
ren Auftritte von Vorstandsvorsitzenden großer Konzerne sowie von in- und ausländischen Regie-
rungsmitgliedern. Dieser Schritt hatte seinen Preis: Um Platz für die neuen Aufgaben zu schaffen, 
wurde in den 90er Jahren das Arbeitszimmer von Walter Eucken mit Bibliothek und Nachlass wegratio-
nalisiert.“ Seit 2013 befindet sich Euckens Nachlass in der Thüringischen Universitäts- und Landesbib-
liothek in Jena. 
180   Diese Strukturen wurden zum Teil durch Person mit geformt, die schon während der NS-Diktatur 
an Menschenrechtsverletzungen beteiligt gewesen war. So berichtet Walter Oswalt, dass es 1952 eine 
heftige Auseinandersetzung zwischen Franz Böhm und jenem Hermann Josef Abs gab, der als Auf-
sichtsratsmitglied der IG-Farben für den Betrieb des KZs in Auschwitz mitverantwortlich war und nach 
1945 den Vorstandsvorsitz in der der Deutschen Bank innehatte. (2001), S. 88 - 89. 
181   Wilhelm Röpke, zitiert nach Walter Eucken (1952/1960), S. 17. 
182   Franz Böhm (1947/2007), S. 79. 
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len Marktwirtschaft“ beeinflusste, verfolgte die 1953 entstandene „Aktionsgemein-
schaft Soziale Marktwirtschaft“ (ASM) in ihren ersten Anfängen noch das gegen-
teilige Ziel, obwohl ihr Name dies nicht unbedingt erwarten ließ. Und zwar wollte 
die ASM den Ordoliberalismus durch eine Verbindung mit der Geld- und Boden-
rechtsreform konsequent antikapitalistisch weiterentwickeln und zu dessen eige-
ner Vollendung bringen. Mit einer Reform des Geldwesens und des Boden-und 
Ressourcenrechts wollte die ASM in ihrer Gründungsphase die Voraussetzungen 
für die Verwirklichung eines „funktionsfähigen Preissystems der vollständigen 
Konkurrenz“ herstellen, das Eucken als „wirtschaftsverfassungsrechtliches 
Grundprinzip“ angestrebt hatte.183 
   Die Initiative zur Gründung der ASM ging von drei Anhängern Silvio Gesells aus, 
die während der frühen Nachkriegsjahre in den damaligen amerikanischen und 
französischen Besatzungszonen einen sog. „Freiwirtschaftsbund“ (FWB) aufgebaut 
hatten: Otto Lautenbach, Paul H. Diehl und Ernst Winkler.184 Der FWB hatte 
1947/48 mehrere Denkschriften zu Fragen des wirtschaftlichen Wiederaufbaus, 
der Währung, des Lastenausgleichs und des Wohnungsbaus an die Militärregie-
rung sowie an die damalige Bank deutscher Länder, an Parteien, Verbände, Kam-
mern und Gewerkschaften gerichtet. Lautenbach hatte außerdem gemeinsam mit 
Ludwig Erhard mit der Herausgabe einer Zeitschrift „Währung und Wirtschaft“ 
begonnen, wobei er sich allerdings auf eine Kaufkraftstabilisierung der Währung 
durch eine möglichst exakte Geldmengensteuerung konzentrierte und den Gedan-
ken einer strukturell-qualitativen Umwandlung des Geldes in „rostende Bankno-
ten“ als eigentlichen Kern der Geldreform und die Bodenreform ganz im Hinter-
grund ließ.185 Winkler hatte demgegenüber in einer wissenschaftlichen Studie die 
theoretische Verwandtschaft von Keynes und Gesell gerade im Hinblick auf die 
Schaffung von „künstlichen Durchhaltekosten“ des Geldes hervorgehoben.186  
   In den folgenden Jahren kam es bei einigen Tagungen mit mehreren Hundert 
Teilnehmern zu einem intensiven Dialog zwischen Nachfolgern Gesells im FWB 
und namhaften Vertretern des Ordoliberalismus wie Franz Böhm und Alexander 
Rüstow, später auch Wilhelm Röpke. Einigendes Band war dabei die Betonung der 
wirtschaftlichen Freiheit und die Abneigung gegen jede Form einer Sozialisierung, 
die 1947 sogar im Ahlener Programm der CDU propagiert worden war. Die ‚klei-
nen‘, aber wesentlichen Unterschiede zwischen beiden Seiten im Verständnis von 
wirtschaftlicher Freiheit spielten zunächst nur eine untergeordnete Rolle. Der 
                                                
183   Walter Eucken (1952/1960), S. 254. 
184   Lautenbach und Diehl waren schon vor 1933 führend im alten „Freiwirtschaftsbund“ tätig gewesen. 
Während der NS-Diktatur hatte sich Lautenbach in das NS-System verstrickt, um seine Zeitschrift 
„Schule der Freiheit“ herausgeben zu können. Gleichwohl wurde er 1948 von der US-amerikanischen 
Militärregierung am Ende eines Spruchkammerverfahrens als „unbelastet“ eingestuft. Vgl. dazu die 
entsprechende Verfahrensakte in Otto Lautenbach (1948). - Diehl hatte eine kritische Haltung zum 
Regime eingenommen; vgl. hierzu Werner Onken und Günter Bartsch (1996), S. 23 - 27 und 67 – 75. 
Winkler kam erst nach 1945 mit der Geldreform in Berührung; vgl. Ernst Winkler (1980), S. 24. 
185   Julian Dörr & Maximilian Kutzner (2017), S. 508. 
186   Ernst Winkler (1975a) und (1980). 



71 
 

Umstand, dass Ludwig Erhard und Alexander Rüstow seit ihren Studienzeiten mit 
Franz Oppenheimers Variante der Bodenreform und mit dessen Liberalsozialismus 
vertraut waren, implizierte noch kein tieferes Verständnis der Ordoliberalen für 
den Freiheitsbegriff der Geld- und Bodenreformer, der konsequent auf eine struk-
turell gleiche politische und wirtschaftliche Freiheit aller Menschen hinauslief und 
jegliche Duldung von Privilegien beim Zugang zu natürlichen und sozialen Lebens-
grundlagen ausschloss. 
   Ein realpolitisch-pragmatisch von Lautenbach initiiertes „Begehren zur Siche-
rung der Deutschen Mark“ (1950) und Besprechungen mit dem Direktorium der 
Bank deutscher Länder (1952) waren weitere Stationen auf dem Weg zu einer en-
geren Kooperation zwischen Geldreformern und Ordoliberalen.187 In gemeinsamer 
Anerkennung der von Eucken formulierten „konstituierenden  Prinzipien einer 
Wirtschaftsordnung der vollständigen Konkurrenz“ führte sie im Januar 1953 zur 
Gründung der „Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft“ (ASM) als „Zweck-
bündnis“ von Geldreformern und Ordoliberalen, dessen Ziele in einer „Magna 
Charta der Sozialen Marktwirtschaft“ niedergelegt waren. Beide Seiten waren sich 
einig in der Forderung nach einer strikten Stabilisierung des Geldwerts. Jedoch 
stieß die von geldreformerischer Seite gehegte Hoffnung, Euckens „konstituieren-
de und regulative Prinzipien“ durch Maßnahmen zur Sicherung einer stetigen 
Geldzirkulation und durch ein „soziales Bodenrecht“ ergänzen zu können, auf Ver-
ständnisprobleme und Ablehnung bei den Ordoliberalen. Bei weiteren Debatten 
fehlte aus der Sicht von Winkler eine „klare Unterscheidung zwischen der theore-
tisch konzipierten und der faktisch bestehenden ‚Sozialen Marktwirtschaft‘ oder - 
zugespitzt formuliert - zwischen sozialer und kapitalistischer Marktwirtschaft. ... 
Eine solche Verschleierung oder Leugnung, ja Tabuisierung oder Ideologisierung 
des Gegensatzes zwischen sozialer und kapitalistischer Marktwirtschaft wirkte 
sich verhängnisvoll auf die Weiterentwicklung der ASM aus und noch verhängnis-
voller auf die Weiterentwicklung der ‚Sozialen Marktwirtschaft‘ in der Bundesre-
publik Deutschland.“188  
   Der Versuch der Initiatoren der ASM, mit geld- und bodenrechtsreformerischen 
‚Hintergedanken‘ auf den Ordoliberalismus und die westdeutsche Wirtschaftspoli-
tik der 1950er Jahre Einfluss zu nehmen, kam mit dem Tod von Otto Lautenbach 
im Sommer 1954 endgültig zum Erliegen. Die noch an Gesell orientierten Mitglie-

                                                
187   Ernst Winkler (1980), S. 42 - 56 (Stationen auf dem Weg der Annährung von Geldreformern an Ver-
treter des Ordoliberalismus). - Vgl. auch Ernst Winkler u.a. (1951b). Erste Versuche von Geldreformern, 
mit Ordoliberalen ins Gespräch zu kommen, hatte Bernhard Pfister bereits 1941/42 unternommen, 
indem er Paul Diehl und anderen Geldreformern nahelegte, Euckens „Grundsätze der Nationalökono-
mie“ zu lesen. Vgl. Briefe von Bernhard Pfister an Paul H. Diehl vom 13.11. und 12.12.1941 sowie vom 
17.6.1942, im Archiv für Geld- und Bodenreform. Vgl. auch die Anm. 56 zu diesem Kapitel und Julian 
Dörr & Maximilian Kutzner (2017), S. 499 - 500 (Lautenbachs „im Vergleich mit Gesells Ansichten ge-
mäßigte Position“). 
188   Ernst Winkler (1980), S. 57 (Zweckbündnis), 59 (geldreformerische Erwartung an die Ordoliberalen) 
und 67 - 68 (fehlende Unterscheidung zwischen kapitalistischer und sozialer Marktwirtschaft und ver-
hängnisvolle Weiterentwicklung). 
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der von Vorstand und wissenschaftlichem Beirat der ASM wurden alsbald durch 
Ordo- bzw. Neoliberale ersetzt. Winkler, der bis dahin dem Vorstand angehört 
hatte, betrachtete die neue ASM nur noch als eine „Aktionsgemeinschaft freies 
Unternehmertum. ... Das Wort ‚sozial‘ zur Charakterisierung dieser Marktwirt-
schaft wurde für die Aktionsgemeinschaft ebenso wie für die faktische Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland ein bloßes Etikett, an das naive Gemüter noch 
glauben mochten, während es den großen Gruppen- und Machtinteressen nur als 
eine, freilich immer durchsichtiger werdende Tarnung diente.“189 In der späteren 
Rückschau beklagte Winkler, dass die Praxis der „sog. Sozialen Marktwirtschaft ... 
nicht viel mit dem ordoliberalen Konzept gemein“ hatte. „Bereits in der Geburts-
stunde der ‚Sozialen Marktwirtschaft‘ ... waren ... die Keime zu ihrer Korrumpie-
rung und Pervertierung gelegt.“190 
   Als Dörr & Kutzner später die Gründungsphase der ASM untersuchten und dabei 
in einer Publikation zur ASM überhaupt erstmals darstellten, dass die Initiative zu 
ihrer Gründung nicht von Ordoliberalen, sondern von Geld- und Bodenreformern 
ausgegangen war, stellten sie den von Winkler „vermuteten programmatischen 
Bruch“ zwischen den Anfängen der ASM und ihrer weiteren Entwicklung in Abrede. 
Gemäß einer Korrespondenz zwischen Röpke und Rüstow vom 29.11.1954 hätten 
„alle Gesell-Leute ... und nicht nur Lautenbach ... in anerkennenswerter und loya-
ler Weise ihr Sektierertum völlig zurückgestellt“, um die gemeinsamen Ziele 
durchzusetzen. Die personellen Veränderungen im Vorstand und Beirat der ASM 
nach Lautenbachs Tod seien kein Beleg für die „These der widerstreitenden Strö-
mungen“ innerhalb der ASM gewesen. Winklers „Kontrapunkt“ habe „eher auf 
rhetorischer Ebene“ gelegen.191 
 
 
 
 
 

                                                
189   Ernst Winkler (1980), S. 74 - 76 (Kursänderung der ASM). 
190   Ernst Winkler (1975a), S. 16 und 23. - Winkler verwies auf die 37. Jahrestagung der ASM im Juni 
1973, auf der auch andere Ordo- bzw. Neoliberale wie Hans-Otto Wesemann und Hans Besters ihre 
„bittere Enttäuschung“ über die Entwicklung der ASM zum Ausdruck gebracht hätten. (S. 23) - Im Nach-
lass von Wilhelm Röpke im Institut für Wirtschaftspolitik der Universität Köln ist ein einziger Brief von 
Wilhelm Röpke an Otto Lautenbach vom 7.9.1953 erhalten, in dem Röpke Lautenbachs „tatkräftige und 
wohlinspirierte Bemühungen“ lobt. (Hinweis von Christian Müller vom Institut für Wirtschaftspolitik an 
den Verfasser in einer Mail vom 8.3.2017) - Im Nachlass von Alexander Rüstow im Bundesarchiv in 
Koblenz befindet sich ein Brief von Ernst Winkler an Alexander Rüstow vom 17.10.1954. Aus Anlass von 
„mich beleidigenden Unterstellungen“ in einem ASM-vorstandsinternen Konflikt mit Hans Ilau bat 
Winkler Rüstow um eine „persönliche Aussprache in Ihrem Beisein als neutrale vermittelnde Instanz“. 
In einem weiteren Schreiben an den ASM-Vorstand und ASM-Geschäftsführer Wolfgang Frickhöffer 
vom 24.11.1954 legte Winkler seine Mitgliedschaft im ASM-Vorstand nieder. 
191   Julian Dörr & Maximilian Kutzner (2017), S. 509 (programmatischer Bruch) - 510 (These widerstrei-
tender Strömungen) und 515 (Winklers Kontrapunkt). Die von Dörr & Kutzner erwähnte Korrespondenz 
zwischen Röpke und Rüstow befindet sich im Nachlass von Röpke im Wilhelm-Röpke-Institut in Erfurt. 
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9.3.5      Anpassung der Wettbewerbstheorie an die Realität der 
              monopolkapitalistisch vermachteten Marktwirtschaft 
 
Wie schnell und gründlich der Ordoliberalismus von seinen eigenen, nunmehr 
neoliberal gewendeten Verfechtern verwässert wurde, deutete sich bereits bei 
Müller-Armacks Verständnis für Schmalenbachs Hinweis auf den steigenden An-
teil des fixen Kapitals am Gesamtkapital und für die Kostenvorteile der industriel-
len Massenproduktion an192, wobei er die fortschreitende Kapitalkonzentration als 
treibende Kraft bei der Zunahme der fixen Kapitalkosten ausblendete.  
   Friedrich August von Hayek fiel dem frühen Ordoliberalismus geradezu in den 
Rücken, als er in Zweifel zog, „dass die sogenannte Theorie des ‚vollkommenen 
Wettbewerbs‘ das geeignete Modell für die Beurteilung der Funktion des Wettbe-
werbs im realen Leben biete. … Es scheint allgemein die Meinung zu bestehen, 
dass ... der wirkliche Wettbewerb, sofern er von diesem Modell abweicht, nicht 
wünschenswert oder sogar schädlich sei.“ Hayek beklagte also nicht die kapitalis-
tische Deformation des Wettbewerbs, sondern er bestritt den Sinn des Leitbildes 
eines monopolfreien Wettbewerbs und lobte die „mutigen Versuche“ von John 
Maurice Clark, die Wettbewerbstheorie mit seinem Konzept des „Workable Com-
petition“ auf den Boden der bestehenden Tatsachen zu stellen. „Wenn der von  
der Theorie des vollkommenen Wettbewerbs angenommene Zustand je bestehen 
würde ..., würde ... er nicht nur allen Tätigkeiten, die das Wort ‚Wettbewerb‘ be-
schreibt, die Entfaltungsmöglichkeit nehmen, sondern sie in ihrem Wesen unmög-
lich machen.“ M.a.W. verdanke der Wettbewerb seine Dynamik allein der Existenz 
von Mono- und Oligopolen und ein vollständiger Wettbewerb würde aufgrund der 
ihm eigenen Statik erstarren. „Wir sollten uns viel weniger darum kümmern, ob 
der Wettbewerb in einem gegebenen Fall vollkommen ist oder nicht, sondern viel-
mehr darum, ob es überhaupt Wettbewerb gibt. ... Ein Monopol, das auf größerer 
Wirtschaftlichkeit aufgebaut ist ..., schadet ... verhältnismäßig wenig, solange es 
gesichert ist, dass es verschwinden wird, sobald jemand anderer den Bedarf der 
Konsumenten wirksamer befriedigt.“193 Angesichts der realen Konzentrations- und 
Monopolisierungsprozesse bedurfte es einer enormen Naivität, um Mono- und 
Oligopole für vorübergehende Phänomene zu halten. 
   Noch drastischer als Hayek verhöhnte Friedrich A. Lutz die vollständige Konkur-
renz als „Schlafmützenkonkurrenz“, der der „dynamische, vorwärts stürmende 
Charakter“ fehle. Damit stand Lutz der Geringschätzung des „kleinbürgerlichen 
Sozialismus“ durch Marx & Engels in nichts nach. Im monopolfreien Wettbewerb 
gebe es - „verglichen mit der monopolistischen Konkurrenz, die der Praktiker  
allein als Konkurrenz anerkennt“ - keinen Anreiz zu technischen Neuerungen. 
Außerdem sah Lutz bei ihm zwei Merkmale als besondere Nachteile an, die ei-
gentlich seine besonderen Vorzüge gegenüber dem monopolkapitalistisch ver-
                                                
192   Alfred Müller-Armack (1947), S. 98 - 99. 
193   Friedrich August von Hayek (1952), S. 122 - 123 und 138 - 139. 
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fälschten Wettbewerb sein könnten: nämlich das Fehlen eines Rivalitätsbewusst-
seins bei den einzelnen Anbietern und Nachfragern und das Vorhandensein ihrer 
Bereitschaft, zugleich miteinander im Wettbewerb zu stehen und auch miteinander 
zu kooperieren.194 Es war geradezu grotesk, dass Lutz ausgerechnet die positiven 
Potenziale der vollständigen Konkurrenz als ihre vermeintlich inakzeptablen 
Schwächen diskreditierte und mit der Rechtfertigung der unvollständigen Konkur-
renz dazu beitrug, dass der marktwirtschaftliche Wettbewerb als solcher wegen 
der sozialen Folgen seiner monopolkapitalistischen Verfälschung bei Gesell-
schaftskritikern zunehmend in Misskredit geriet. 
   Statt im Sinne des ursprünglichen Ordoliberalismus nach Voraussetzungen für 
die Verwirklichung einer Marktwirtschaft mit vollständigem Wettbewerb zu for-
schen, setzte die Wettbewerbstheorie - wie schon in den 1920er und 1930er Jah-
ren von Liefmann, Chamberlain („Theory of Monopolistic Competition“) und John 
Maurice Clark („Concept of Workable Competition“) begonnen - ihre Anpassung  
an die Realität der Kapitalkonzentration in marktbeherrschenden Konzernen im 
Laufe der 1950er Jahre fort.195 Von ihrem Leitbild der vollständigen Konkurrenz 
rückte sie immer weiter ab; die Gewinne kleinerer und mittlerer Unternehmen 
seien zu niedrig, um damit Innovationen von dynamischen Pionierunternehmern  
à la Schumpeter finanzieren zu können. Im vollständigen Wettbewerb zwischen ei-
ner Vielzahl von Anbietern seien die einzelnen Unternehmen außerdem nicht groß 
genug, um die Kostenvorteile der kapitalintensiven Massenproduktion („economies 
of scale“) nutzen zu können. Die Massenproduktion galt gerade in jenen Wirt-
schaftsbereichen als vorteilhaft, die - wie erst später deutlich wurde - die Natur 
als Ressourcenlieferanten besonders stark beanspruchten. Dazu gehörten in ers-
ter Linie die hochgradig konzentrierten Stahl und andere Grundstoffe herstellen-
den Schwerindustrien, die Energieversorgung, die Automobil- und Flugzeugindust-
rie, die Chemie- und Pharmaindustrie und auch die Rüstungs- und Raumfahrtin-
dustrie. Die sog. Kostenvorteile im Sinne der Rentabilität des massenhaft einge-
setzten fixen Kapitals beruhten letztlich auf zu geringen Kosten der menschlichen 
Lohnarbeit und der Inanspruchnahme von natürlichen Ressourcen. Und sie ent-
standen auch dadurch, dass die Nebenwirkungen der Massenproduktion in Gestalt 
von Schädigungen der Umwelt nicht von ihren Verursachern getragen, sondern der 
Allgemeinheit und der Umwelt aufgebürdet wurden. 
   Während Röpke bereits aufgefallen war, dass sich die Massenproduktion beson-
ders bei problematischen ‚Gütern‘ wie „Flugzeugen, Tanks, Kanonen, Kriegsschif-
fen oder Atombomben“ durchgesetzt hatte, und ein Grauen empfand, als ihm be-
wusst wurde, wie sehr auch Konzentrationslager zum „abscheulichen Symbol der 
modernen Tyrannis“ geworden waren196, rechtfertigten Erhard Kantzenbach und 

                                                
194   Friedrich A. Lutz (1956), S. 32. 
195   Vgl. hierzu Rainer Olten (1995), S. 57. 
196   Wilhelm Röpke (1948b), S. 160 (problematische Erzeugnisse der Massenproduktion) und 170 (Kon-
zentrationslager) 
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andere Wettbewerbstheoretiker in den 1950er und 1960er  Jahren die Monopolisie-
rung der Märkte, indem sie Clarks Konzept des „funktionsfähigen Wettbewerbs” 
(„workable competition”) zur Vorstellung einer „optimalen Wettbewerbsintensität” 
und eines „funktionsfähigen effizienten Wettbewerbs” auf dynamischen mono- und 
oligopolistischen Märkten weiterentwickelten.197 Unterdessen schritt die Konzen-
tration sowohl beim Angebot als auch beim Umsatz nicht nur in der Produktion, 
sondern auch in den Bereichen der Banken und des Handels voran. Mit Kapital- 
und personellen Verflechtungen sowie Fusionen entwickelte die Konzentration 
eine Dynamik, die die staatliche Monopolaufsicht bald ‚abhängte‘.    
   Dessen ungeachtet blieb Hayek in seiner „Verfassung der Freiheit“ (1960) bei 
seiner Behauptung, dass „es ... immer unvermeidliche Monopole geben“ werde. 
„Es hat keinen Sinn ... , zu versuchen, Bedingungen zu schaffen, ‚als ob‘ Wettbe-
werb bestünde.“ Seine bewusste (!) „Unterlassung einer systematischen Erörte-
rung der Unternehmermonopole“ rechtfertigte Hayek mit einem Vorwurf an die 
„gegenwärtige Politik“ nicht zu erkennen, „dass das Schädliche nicht das Monopol 
als solches oder auch die Unternehmensgröße ist, sondern nur die Hindernisse 
gegen den Eintritt in eine Industrie oder einen Handelszweig und andere mono-
polistische Praktiken.“198 Im Hinblick auf Probleme des Immobilienmarktes und 
der Stadtplanung äußerte Hayek schließlich sein Unverständnis darüber, dass „es 
immer noch einige organisierte Gruppen“ gebe, „die behaupten, dass alle diese 
Schwierigkeiten durch eine Einführung des ‚Single-Tax‘-Planes behoben werden 
könnten. ... Dieser Plan der Sozialisierung von Grund und Boden ist in seiner Logik 
wahrscheinlich der verführerischste und plausibelste von allen sozialistischen 
Plänen.“ Da sich jedoch der Wert des Bodens nach Ansicht von Hayek nicht vom 
Wert der von Menschen vorgenommenen Verbesserungen trennen lasse, stellte 
für ihn das „Single-Tax-Programm ... keine Lösung“ dar. Er suchte sie auch nicht 
auf anderen Wegen.199 
   Ein weiteres Argument für einen Verzicht auf die Gestaltung eines von privatwirt-
schaftlicher Vermachtung freien Wettbewerbs und für eine Anpassung der Wett-
bewerbstheorie an die problematische Realität lieferte Hayek später noch mit sei-
ner Deutung des Wettbewerbs als ergebnisoffenem „Entdeckungsverfahren“. Die-
se Deutung stellte er dem ordoliberalen Verständnis des Wettbewerbs als eine 
vom Staat durch eine rechtliche Rahmenordnung einzuhegende Veranstaltung 
gegenüber. Der Wettbewerb sei keine von Menschen konstruierbare Ordnung, 
denn für deren Schaffung sei das menschliche Wissen viel zu sehr begrenzt. Statt-
dessen betrachtete Hayek den ungebändigten Wettbewerb als eine spontane ‚Ord-
nung‘, die sich in einer hochgradig komplexen und darum unüberschaubaren Ge-
sellschaft aus der Fülle individueller Entscheidungen ergebe - im Prozess einer 
kulturellen Evolution gleichsam als Wirkung einer ‚höheren Vernunft‘. Diesen Pro-

                                                
197   Rainer Olten (1995), S. 65 - 80 und 81. Vgl. auch Erhard Kantzenbach (1967).  
198   Friedrich August von Hayek (1960/2005), S. 358 - 361.  
199   Friedrich August von Hayek (1960/2005), S. 468 (Single-Tax).  
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zess einer kulturellen Evolution ordnen zu wollen und zusätzlich zu technischen 
Innovationen auch noch eine soziale Gerechtigkeit zu erwarten, erschien Hayek 
schließlich als eine absurde „Anmaßung“ des Menschen, weil sein Wissen dafür 
nicht ausreiche und weil es auch keine Beurteilungskriterien dafür gebe, ob eine 
Verteilung gerecht oder ungerecht sei. Zwischen Leistungseinkommen aus leiten-
der und ausführender Arbeit einerseits und leistungslosen Einkünften aus Kapital-
zinsen, Dividenden sowie Boden- und Ressourcenrenten zu unterscheiden, lag 
Hayek völlig fern. In einer freiheitlichen Gesellschaft sei „Ungleichheit ... nicht 
bedauerlich, sondern höchst erfreulich.“ Am Ende führte ihn seine Planwirt-
schaftsphobie gar noch zu der die Freiheit vollends diskreditierenden Behauptung, 
dass es „soziale Gerechtigkeit nur in Befehlswirtschaften geben“ könne.200 Im 
Denken von Hayek fiel der Liberalismus vollends zurück in eine pure Ideologie zur 
Legitimation von wirtschaftlicher Macht. 
 
9.4      Ordoliberalismus zwischen selbst verursachtem  

Niedergang und der Chance zu seiner freiheitlich-sozialen  
Erneuerung 

 
Bei vordergründiger Betrachtung schienen die Jahre des westdeutschen Wirt-
schaftswunders die konzeptionelle Richtigkeit der „Sozialen Marktwirtschaft“ zu-
nächst zu bestätigen. Nachdem die Montanindustrie 1951 mit einer paritätischen 
Mitbestimmung in Großunternehmen vorangegangen war, hielten sich die Macht 
des Kapitals und die Gegenmacht der Arbeit während der 1950er Jahre im Rahmen 
ihrer sog. Sozialpartnerschaft nahezu die Waage. Weder die Arbeitgeber noch die 
Gewerkschaften waren an der Frage interessiert, ob die Wirtschaft schon hin-
reichend demokratisch gestaltet ist, wenn die Arbeiter bzw. deren Vertreter pari-
tätisch an der geballten Macht des akkumulierten und konzentrierten Kapitals 
beteiligt werden. Auch die Sozialdemokratie und die Gewerkschaftsbewegung hat-
ten keinerlei Interesse an einer weitergehenden Reform der Geld- und Boden-/ 
Ressourcenordnung; sie hielten sie wie der nordrhein-westfälische SPD-Wirt-
schaftsminister Erik Nölting gar für eine „Quacksalberei“, weil der Zins nur - wie 
von Marx im Band 1 des „Kapital“ dargestellt - ein untergeordneter Bestandteil 
des insgesamt problematischen Profits und die kapitalistische Produktionsweise 

                                                
200   Friedrich August von Hayek (1969) sowie ders. (1981) auf der Website http://www.forum-
ordnungspolitik.de/zur-ordnungspolitik/grundsaetze/334-wir-brauchen-mehr-ungleichheit (Zugriff: 
7.3.2015). Hayeks verteilungspolitisch unsensibles Verständnis des Wettbewerbs als kulturell-
evolutionärem Entdeckungsverfahren wurde neben Schumpeters dynamischem Unternehmer später 
zur Grundlage der Evolutorischen Ökonomik. - Zu Hayeks Aversion gegen alles Egalitäre vgl. auch ders. 
(1948), S. 46. - In seinem Buch „Die Entnationalisierung des Geldes“ tat Hayek den Geldreformvorschlag 
von Gesell als inflationistisch ab (Tübingen 1977, S. XI). Und in einem Brief an Werner Onken vom 
13.7.1985 schrieb er, „dass Silvio Gesell einfach ein literarisch sehr geschickter und darum einflussrei-
cher Vertreter der grundsätzlich falschen Unterkonsumtionstheorie der Depression und der Arbeitslo-
sigkeit war.“ Dieser Brief befindet sich im „Archiv für Geld- und Bodenreform“. 
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das eigentliche Übel sei. Das Geld sei nur „Wertmesser, Umlaufsmittel oder  
Zahlungsmittel und steht als solches völlig jenseits von Gut und Böse.“201  
   In der sowjetisch besetzten Zone bzw. DDR galt die Geldreform Gesells (seine 
Variante der Bodenreform wurde dort nicht kommentiert) ebenfalls wie der Mu-
tualismus Proudhons als kleinbürgerlich-sozialistische Utopie. Für Fred Oelßner 
vom ZK der SED wollte sie nur „die ‚schlechten Seiten‘ der kapitalistischen Pro-
duktionsweise beseitigen und gleichzeitig ihre ‚guten Seiten‘ erhalten.“ Für Alfred 
Lemmnitz, Professor für Politische Ökonomie an der Universität Rostock und Mit-
glied des Politbüros, war Gesell „einer jener Quacksalber ... (und) ... Wunderdokto-
ren“, die die Krisen als „vermeintliche Krankheitssymptome betrachteten und sie 
mit dem Heilmittelchen“ der Geldreform „zu vertreiben suchten.“ Diese könne 
vielleicht Krisen eindämmen, aber dem „mächtigen Realkapitalismus“, also der 
kapitalistischen Produktionsweise mitsamt der Lohnarbeit könne sie nichts anha-
ben. Anfänglich sei sie ein kleinbürgerlicher Protest gegen die Großbourgeoisie 
gewesen und inzwischen habe sie sich „zu einem Instrument der Verteidigung der 
monopolistischen Interessen gewandelt.“202 Auch der 1961 nach dem Bau der Ber-
liner Mauer von einer Reise nach Westdeutschland nicht mehr in die DDR zurück-
gekehrte Philosoph Ernst Bloch blieb in Anlehnung an Marx & Engels bei der ge-
gen die Frühsozialisten gerichteten Auffassung, dass die „Weltverbesserung ... als 
Arbeit ... mit der materiellen Dialektik einer begriffenen, bewusst hergestellten 
Geschichte (geschieht)“ und nicht mit Selbsthilfeinitiativen. „Anders wäre es über-
haupt nicht denkbar, die Wirtschaft besonders läppisch, also flickweise verbessern 
zu wollen. Wobei sich all dergleichen an einen der bedenklichsten Utopisten an-
schließt, an Proudhon. Zum Vorschein kamen auf diese Weise zwerghaft-komische 
Gebilde wie die Freigeld-Utopie, auf bloße Zahlungsmittel Sozialismus bauend.“203      
   Solche Überlegungen passten weder in die marxistisch geprägte Kapitalismus-
kritik westlicher Sozialdemokraten und Gewerkschaftler oder östlicher Kommu-
nisten noch passten sie in den ordoliberal verbrämten Neoliberalismus der herr-
schenden Ökonomie und in die scheinbar heile Welt der vermeintlich „nivellierten 
Mittelstandsgesellschaft (Helmut Schelsky) bzw. der „Formierten Gesellschaft“ 

                                                
201   Erik Nölting, wie Ludwig Erhard ein Schüler von Franz Oppenheimer und SPD-Wirtschaftsmister in 
Nordrhein-Westfalen, war nach eigener Aussage „auf planvolle Wirtschaftslenkung bedacht“; vgl. 
(1948), S. 13, 17 - 18 und 20 (Geld jenseits von Gut und Böse). Während Nöltings Kritik an Gesells Men-
schenbild noch verständlich war, rückte er dessen Kritik am Geld und Zins völlig zu Unrecht in die Nähe 
der NS-Demagogie vom sog. raffenden und schaffenden Kapital. (S. 6) 
202   Fred Oelßner (1947), S. 556. Oelßner war nach seiner Emigration nach Frankreich zunächst Sekre-
tär von Wilhelm Pieck, bevor er 1935 ein zweites Mal in die Sowjetunion ging und Dozent an der Interna-
tionalen Lenin-Schule wurde. Alsbald fiel er in Ungnade und schlug sich als Schriftsteller und als Re-
dakteur beim Moskauer Rundfunk durch, bevor er 1945 nach Deutschland zurückkehrte und zum Mit-
glied des Politbüros der SED aufstieg. - Alfred Lemmnitz (1950), S. 324 und 328. Wegen seiner kommu-
nistischen Gesinnung wurde Lemmnitz während der NS-Diktatur im KZ Esterwegen und im Zuchthaus 
Brandenburg inhaftiert. Später war er zeitweise Minister für Volksbildung und Mitglied der Akademie 
der Wissenschaften. 
203   Ernst Bloch (1959/1979), S. 680 und 720 - 721. 
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(Ludwig Erhard204), die keineswegs aus wirklich freien und gleichen BürgerInnen 
bestand. Vielmehr ging es dem Kapital als konzentrierter Macht und den Gewerk-
schaften als konzentrierter Gegenmacht damals darum, ihre sog. Sozialpartner-
schaft in dem Bewusstsein auszubauen, dass alle am arbeitsteiligen Wirtschaften 
beteiligten Menschen schicksalhaft aufeinander angewiesen seien und daher vor 
der Notwendigkeit stünden, das Sozialprodukt einvernehmlich auf alle Beteiligten 
zu verteilen. Dabei erwartete Erhard zunächst noch, dass bald „zu Recht die Frage 
gestellt wird, ob es noch immer richtig und nützlich ist, mehr Güter, mehr materi-
ellen Wohlstand zu erzeugen oder ob es nicht sinnvoller ist, unter Verzichtleistung 
auf diesen ‚Fortschritt‘ mehr Freizeit, mehr Besinnung, mehr Muße und mehr Er-
holung zu gewinnen.“205 Infolge des wirtschaftlichen Wachstums der Wirtschafts-
wunderjahre kam jedoch bald die Erwartung der ‚Sozialpartner‘ auf, die Vertei-
lungskonflikte zwischen dem Kapital und der lohn- und gehaltsabhängigen Arbeit 
durch einen zu Lasten der Natur gehenden alljährlichen Produktionszuwachs ent-
schärfen zu können. 
   Dieser Konsens der Sozialpartner und ihre Verständigung über eine beiderseitige 
Teilhabe an einem stetig „steigenden Wohlstand“ spiegelte sich auch im „Godes-
berger Programm“(1959), mit dem die SPD sich von früheren zentralverwaltungs-
wirtschaftlichen Vorstellungen verabschiedete und sich unter dem neuen Motto 
„So viel Markt wie möglich und so viel Planung wie nötig“ der kapitalistischen 
Marktwirtschaft annäherte.206 Er bekam jedoch erste Risse, als sich die Gewichte 
zwischen Kapital und Arbeit im Laufe der 1960er Jahre infolge der fortschreiten-
den Kapitalkonzentration zum Nachteil der Arbeit verschoben. Außerdem wurde 
1967 in der ersten großen Wirtschaftskrise der Nachkriegszeit die innere Instabili-
tät der Sozialen Marktwirtschaft offenkundig. Darauf reagierte die Politik zunächst 
mit einer an Keynes orientierten antizyklischen Fiskalpolitik, bevor ab etwa Mitte 
der 1970er Jahre der Neoliberalismus zunächst die westliche Welt und später nach 
dem Niedergang des Sowjetimperiums im Herbst 1989 auch die übrige Welt gemäß 
seinem Credo Liberalisierung, Privatisierung und Deregulierung von Grund auf 
umgestaltete.  
   Der dem Neoliberalismus von Ptak und anderen KritikerInnen vorgehaltene 
Marktradikalismus war bzw. ist allerdings eher ein Radikalismus des kapitalisti-
schen Geldes und von monopolkapitalistisch vermachteten Märkten als ein Radi-
kalismus ‚des Marktes‘. Zweifellos fehlte dem Ordoliberalismus noch ein aus-
reichend kritischer Blick für das hierarchische Verhältnis zwischen Unternehmern 
und Arbeitern sowie zwischen den Geschlechtern. Andererseits erhob er den ers-
ten großen Zweifel an dem Jahrzehnte lang von Neoklassik und Marxismus kul-

                                                
204   Helmut Schelsky (1953). - Ludwig Erhard (1966). – Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bun-
destags (2019).  
205   Ludwig Erhard (1957/1990), S. 232 - 233. 
206   Sozialdemokratische Partei Deutschlands SPD (1959), S. 8. Vgl. auch Helga Grebing (1970/1975), S. 
244 - 252, und Susanne Miller & Heinrich Potthoff (1981), S. 200 - 208. 



79 
 

tivierten Glauben an die Kapitalkonzentration als Vehikel des technischen Fort-
schritts.  
   In seinen Anfängen war der Ordoliberalismus gleichsam eine antikapitalistische 
Erweiterung der antifeudalistischen Kritik von Emmanuel Sièyes an Monopolen 
und Privilegien. Sein „Denken in Ordnungen“ (Eucken) bedurfte allerdings noch der 
Weiterentwicklung zu einem „Denken in gerechten Ordnungen“. Dennoch bahnte 
der frühe Ordoliberalismus mit seinem Denken in machtfreien, komplex vernetz-
ten Ordnungen und Interdependenzen und mit seiner auf punktuelles Eingreifen 
des Staates verzichtenden Vision einer rechtstaatlichen Rahmenordnung für eine 
Marktwirtschaft mit einer vollständigen Konkurrenz zwischen vielen kleinen und 
mittleren Unternehmen trotz aller Unvollkommenheiten bereits einen Weg in eine 
ökonomische Diversität jenseits von großindustriellen ‚Monokulturen‘ und für eine 
herrschaftsfreie dezentrale Selbstorganisation mono- und oligopolfreier Märkte - 
auch wenn er noch nicht das Potenzial erkannte, das eine vollständige Konkurrenz 
auch für egalitäre zwischenmenschliche Beziehungen und für eine neue Balance 
zwischen Wettbewerb und Kooperation in sich bergen könnte. Zwar trägt das Ge-
sellschaftsbild des Ordoliberalismus aus heutiger Sicht zweifellos auch (agrar-) 
romantisch anmutende Züge. Aber wenn man die später hinzugekommenen Erfah-
rungen mit landwirtschaftlichen und industriellen Monokulturen, Patenten auf 
genmanipuliertes Saatgut, mit der Massentierhaltung in der Agroindustrie und mit 
der Gigantomanie in der übrigen Wirtschaft sowie die mittlerweile zutage getrete-
nen ökologischen Grenzen des Wirtschaftswachstums mit bedenkt, dann könnte 
sich der Blickwinkel verschieben. Dann erscheinen die ersten Ordoliberalen in der 
Rückschau vielleicht doch in der gedanklichen Nachbarschaft von Mill‘s und Key-
nes‘ Ausblicken auf eine zukünftige stationäre Wirtschaft. Und sie erweisen sich 
auch als Vorläufer von Leopold Kohr und Ernst Friedrich Schumacher, die eine 
Generation später ganz unabhängig von den Ordoliberalen mit ihren Leitbildern 
vom „Ende der Großen“ und „Small is beautiful“ Wege zu einer „Rückkehr zum 
menschlichen Maß“ suchten. 
   Der große Fehler des Ordoliberalismus bestand nicht in seinem Vertrauen in die 
dezentrale Selbstorganisation der in eine rechtliche Rahmenordnung eingebette-
ten Märkte, sondern in seiner Unkenntnis der von der strukturellen Macht des 
kapitalistischen Geldes und von Privilegien beim Zugang zum Boden und den Res-
sourcen ausgehenden Gefahr, dass der „Kult des Kolossalen“ wiederkehren könn-
te und dass erneut privatwirtschaftliche Machtgebilde entstehen, welche das Recht 
paralysieren. Bei seinen aussichtslosen Versuchen, die Konzentrationsprozesse 
mit Hilfe einer Monopolaufsicht zu kontrollieren oder wenigstens aufzuhalten, 
wurde der Ordoliberalismus von der Monopolisierung der Wirtschaft überrollt und 
auf die schiefe Bahn eines sich wieder dem Paläoliberalismus annähernden Neo-
liberalismus gedrängt. Der Ordoliberalismus blieb gleichsam auf halbem Weg 
stehen und versäumte es, den Liberalismus konsequent antikapitalistisch zu Ende 
zu denken.  
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   Mit seiner eigenen Inkonsequenz rief der Ordoliberalismus genau jenen von Inte-
ressengruppen umlagerten Interventionsstaat wieder als staatlichen Reparatur-
betrieb auf den Plan, den die Ordoliberalen eigentlich überwinden wollten. Das 
hatte tragischer Weise zur Folge, dass die KritikerInnen des Neoliberalismus wie-
der einmal nicht zwischen dem als Feigenblatt für die Verdeckung von Machtinte-
ressen missbrauchten Liberalismus und dem Monopolkapitalismus unterschieden 
und im Kampf gegen beides das herrschaftskritische Potenzial der vollständigen 
Konkurrenz völlig übersahen. So folgen Kritiker des Neoliberalismus wie Ptak 
durchweg einem undifferenziert antiliberalen, d.h. nicht zwischen monopolfreien 
und monopolistisch vermachteten Märkten unterscheidenden Ressentiment gegen 
den Markt als solchen und einem Bestreben, den Staat in seiner bestehenden 
Form als einen die monopolkapitalistisch vermachteten Märkte bändigenden Inter-
ventionsstaat zu stärken.207 Das ist sogar notwendig - zweifellos - , aber nur so 
lange, wie die Wirtschaft sich in ihrem Teufelskreis aus mehr oder weniger ver-
machteten Märkten dreht und den Interventionsstaat als ihren siamesischen Zwil-
lingsbruder braucht.  
   Der vom Neoliberalismus à la Hayek und Friedman während der 1970er Jahre 
entfesselte Turbokapitalismus hat noch bei Weitem übertroffen, was Böhm und 
Eucken in den ersten Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg als monopolkapitalis-
tische Verdrängungskonkurrenz befürchteten. Umso mehr ist es ihr bleibender 
Verdienst, frühzeitig mit viel Weitblick vor dem Ausufern von privatwirtschaftlichen 
Machtgebilden und vor der Gefahr gewarnt zu haben, dass „das selbst geschaffene 
Recht der Wirtschaft das staatlich gesetzte Recht an die Seite drückt“, so dass der 
von Macht durchsetzte Rechtsstaat seiner Aufgabe als „Hüter der Wettbewerbs-
ordnung“ nicht gerecht werden kann. „Man stellt es sich meist nicht anschaulich 
genug vor, welch wesentlichen, oft entscheidenden aber unkontrollierten Einfluss 
Verbände der Industrie, Landwirtschaft und des Handels, größere Monopole und 
Teilmonopole, Konzerne und Gewerkschaften auf die Willensbildung der Staaten 
ausüben. ... Überall handelt es sich um die Unterhöhlung der Staatsautorität durch 
partikulare Gewalten, die partikulare Interessen vertreten.“ Aktueller denn je ist 
mithin Euckens Warnung vor der „Gefahr der Gruppenanarchie“, die umso größer 
wird, je länger der ausgehöhlte Rechtsstaat dem „Prinzip der Amoral“ folgt und 
sich zu einem „Spielball in den Händen von Interessengruppen“ degradieren 
lässt.208 
 
Exkurs 1 - Norbert Elias „Über den Prozess der Zivilisation“ 
 
Als die frühen Ordoliberalen in ihrer inneren und äußeren Emigration mit ihrem 
Leitbild eines rechtsstaatlich geordneten vollständigen, monopolfreien Wettbe-
werbs eine Alternative sowohl zum Laissez-faire-Frühkapitalismus und zum Or-

                                                
207   Ralf Ptak (2004), S. 299, sowie ders. (2008), S. 63 und 67.  
208   Walter Eucken (1952/1960), S. 325 - 332.  
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ganisierten Monopolkapitalismus als auch zu den Totalitarismen des National-
sozialismus und Kommunismus konzipierten, untersuchte der Soziologe Norbert 
Elias (1897-1990) im französischen und britischen Exil die Entwicklung der 
menschlichen Gesellschaft von der Antike über feudale Strukturen im Mittelalter 
bis hin zur neuzeitlichen Moderne als einen „Prozess der Zivilisation“ (1939). Die-
ser Prozess habe sich nicht durch eine rationale Planung und nicht durch eine 
„zielbewusste Erziehung“, aber auch nicht nur zufällig vollzogen.209  
   Für sein wichtigstes Merkmal hielt Elias eine zunehmende Komplexität aller 
zwischenmenschlichen Beziehungen. Im Mittelpunkt seiner Zivilisationstheorie 
stand ähnlich, aber auch wiederum anders als bei Eucken der Begriff der Interde-
pendenz. „Pläne und Handlungen, emotionale und rationale Regungen der einzel-
nen Menschen greifen beständig freundlich oder feindlich ineinander. Diese fun-
damentale Verflechtung der einzelnen menschlichen Pläne und Handlungen kann 
Wandlungen und Gestaltungen herbeiführen, die kein einzelner Mensch geplant 
oder geschaffen hat. Aus ihr, aus der Interdependenz der Menschen ergibt sich 
eine Ordnung von ganz spezifischer Art, die zwingender und stärker ist als Wille 
und Vernunft der einzelnen Menschen, die sie bilden.“ In diese Ordnung mit ihren 
„Schub für Schub“ länger werdenden „differenzierten Ketten eines weit reichenden 
Tauschverkehrs“ innerhalb des „riesigen Menschengeflechts“ und mit ihrer immer 
weiter „fortschreitenden Funktionsteilung und Ausweitung der Interdependenz-
ketten“ fügten sich die zivilisierten Menschen ein, indem sie an ihren jeweiligen 
Plätzen, an denen sie ihre materiellen Existenzbedingungen fanden, ihre Triebe 
und Affekte mittels einer „psychischen Apparatur der Selbstkontrolle“ zügelten. 
Durch eine „Züchtung von Selbstzwang und Über-Ich-Apparaturen“ gelangten sie 
zu einem gesellschaftskonformen Verhalten.210 
   Dieser Prozess der Zivilisation war Elias zufolge im Laufe der Geschichte auch 
Schwankungen mit einer „langen Reihe von Auf- und Abstiegsbewegungen“ unter-
worfen und er war obendrein von einer „eigentümlichen Spaltung der Gesellschaft 
in Oberschichten und Unterschichten bestimmt“.211 Aber obwohl Elias mehrfach 
auf die besondere Rolle des Bodeneigentums einschließlich des Großgrundbe-
sitzes im Feudalismus sowie auf die besondere Rolle des Geldes im Kapitalis- 
mus hinwies - in ihnen erblickte er geradezu eine „Inkarnation der Funktionstei-
lung“212 - , untersuchte er nicht deren Rolle als mögliche Ursache der gesell-

                                                
209   Norbert Elias (1939/1990), S. 65 (differenzierte Ketten), 149 Menschengeflecht) sowie 317 und 320 
(fortschreitende Differenzierung der gesellschaftlichen Funktionen). 
210   Norbert Elias (1939/1990), S. 314 (Ordnung spezifischer Art), 317, 326 - 335 und 427 (individuelle 
psychische Selbstkontrolle) sowie S. 341 (Zivilisationsschübe). 
211   Norbert Elias (1939/1990), S. 342 und 422 - 423 (Aufstiege und Niedergänge der Zivilisation, Spal-
tung der Gesellschaft). 
212   Norbert Elias (1939/1990), S. 205, 224 und 277 (Boden und Geld als Inkarnation der gesellschaftli-
chen Funktionsteilung). Zum Boden vgl. auch S. 48 (wichtigstes Produktionsmittel), 52 (Bodeneigentü-
mer und Eigentumslose), 54 und 86. Zum Geld vgl. S. 61, 63 (Geld als Treiber jeglichen Wachstums), 208 
(Geld nur eine von vielen Ursachen von Monopolbildungen), 225 (Fortschreiten des Geldverkehrs), 232 - 
243 (rasch fortschreitende Monetisierung und Kommerzialisierung), 261, 338 und 417. 
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schaftlichen Spaltung und des Aufstiegs und Niedergangs von Kulturen. Statt-
dessen war er sich trotz aller Widersprüche der gesellschaftlichen Entwicklung 
einer „klaren Tendenz zur Angleichung der Lebens- und Verhaltensstandards, zur 
Nivellierung der großen Kontraste“ sicher. „Diese Verringerung der Kontraste in 
der Gesellschaft wie in den Individuen ... ist für die ganze Entwicklungsrichtung  
der abendländischen Gesellschaft nicht wenig charakteristisch. Sie ist eine der 
wichtigsten Eigentümlichkeiten des Prozesses der ‚Zivilisation‘.“ Und ein zweites 
Merkmal dieses Prozesses war für ihn - tragischer Weise zu einer Zeit, in der der 
Nationalsozialismus begann, die moderne Zivilisation in einen barbarischen Ab-
grund zu stürzen - ihre Tendenz zu einem weiteren Aufstieg, d.h. die „große Linie 
dieser Zivilisationsbewegung, der schubweise Aufstieg immer breiterer Schich-
ten“, die „langsame Hebung des Lebensstandards der breiteren Bevölkerungs-
schichten“ und die „Tendenz zu einer gleichmäßigeren Abhängigkeit aller von al-
len, die auf die Dauer keiner Funktionsgruppe eine größere gesellschaftliche  
Stärke lässt als der anderen und erhebliche Privilegien zunichtemacht.“213 - 
   Das Fehlen einer Suche nach tieferen Ursachen der sozialen Ungleichheit und 
der inneren Instabilität des Zivilisationsprozesses in Elias‘ Zivilisationstheorie 
machte sich besonders in seinem Verständnis des Übergangs vom Frühkapitalis-
mus der ‚freien‘ Konkurrenz zum staatlich organisierten Monopolkapitalismus 
bemerkbar. Obwohl ihm die zentralen Rollen des Bodens und des Geldes in der 
Gesellschaft und die „Akkumulation der Verfügungsgewalt darüber in immer weni-
ger Händen“ bewusst waren, brachte er den im Frühkapitalismus wirksamen  
„Mechanismus der Monopolbildung“ hiermit nicht in Verbindung. Das System der 
ursprünglich ‚freien‘ Konkurrenz habe aus sich heraus eine Tendenz hervorge-
bracht, „durch eine Reihe von Ausscheidungskämpfen hindurch früher oder später 
einer immer kleineren Anzahl Menschen eine immer größere Anzahl Chancen in 
die Hände zu spielen. ... Jeder freie, gesellschaftliche Ausscheidungs- oder Kon-
kurrenzkampf tendiert zur Monopolbildung.“ Die freie Konkurrenz „drängt ständig 
über sich hinaus zu diesem ihrem Gegenteil hin.“214 
   Die ‚freie‘ Konkurrenz des frühen 19. Jahrhunderts war für Elias per se ein Ver-
drängungswettbewerb und nicht etwa ein pervertierter Leistungswettbewerb. Des-
halb sah er keine Notwendigkeit für die Gestaltung einer machtfreien Ordnung der 
Konkurrenz – im Gegenteil, im Übergang von der ‚freien‘ in eine monopolistische 
Konkurrenz sah Elias keine historische Fehlentwicklung. Vielmehr hatte alles für 
ihn gleichsam eine historische Mission und eine „gute Funktion“, nämlich die 
Funktion einer „immer stärkeren Zentralisierung der Verfügungsgewalt über die 
Chancen. ... Die Tendenz der Monopole, etwa des Gewalt- und Steuermonopols, 

                                                
213   Norbert Elias (1939/1990), S. 344 und 424 (Tendenz zur Abnahme sozialer Gegensätze) sowie 422, 
430 (steigender allgemeiner Lebensstandard, wechselseitige Abhängigkeiten der gesellschaftlichen 
Gruppen) und 442 („Auftriebswellen, in deren Mitte wir leben“). 
214   Norbert Elias (1939/1990), S. 144 (Akkumulation von Boden und Geld, Mechanismus der Monopol-
bildung), 146 (Konzentration von Chancen innerhalb der freien Konkurrenz), 153 (Konkurrenz per se als 
Ausscheidungskampf), 436 und 452 (Monopolbildung). 
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aus ‚privaten‘ zu ‚öffentlichen‘ oder ‚staatlichen‘ Monopolen zu werden, ist nichts 
anderes als eine Funktion der gesellschaftlichen Interdependenz.“ Ohne wie Marx 
& Engels die fortwirkende Macht privater Monopole zu kritisieren, sah Elias das 
„Privatmonopol Einzelner“ gleichwohl ähnlich wie Marx & Engels auf dem Weg zu 
seiner Vergesellschaftung und in Verbindung damit betrachtete er die Herausbil-
dung von staatlichen Zentralgewalten mit ihren „Schlüsselmonopolen“ der Steu-
erhoheit und der Gewaltausübung als Weg, auf dem „Monopolherren zu Zentral-
funktionären eines funktionsteiligen Apparats werden“ und auf dem ein „gebunde-
ner, von einer Zentralstelle, von Menschen her gelenkter oder jedenfalls lenkbarer 
Konkurrenzkampf“ entstand. Im Zuge dieses Zusammenwachsens von privaten 
und staatlichen Monopolen habe der Staat die zuvor von einzelnen Privaten um-
kämpften Chancen „einer Planung unterwerfbar“ machen können. Dabei habe der 
Staat den „Charakter des obersten Koordinations- und Regulationsorgans für das 
Gesamte der funktionsteiligen Prozesse“ angenommen. „Der Kampf um die Mono-
pole richtet sich von einem bestimmten Punkt der Entwicklung ab nicht mehr auf 
ihre Zerstörung, sondern es geht um die Verfügungsgewalt über ihre Erträge ... , 
mit einem Wort um die Verteilungsschlüssel. ... Es bildet sich mit anderen Worten 
das, was wir ein ‚demokratisches Regime‘ zu nennen pflegen.“ Elias sah die Mög-
lichkeit einer Verteilung des Sozialprodukts gemäß einem staatlichen „Plan ... , der 
in keiner Weise am Interesse Einzelner, sondern am Kreislauf der arbeitsteiligen 
Prozesse selbst, am optimalen Ineinanderarbeiten aller funktionsteilig verbunde-
nen Menschen orientiert ist.“ Der Übergang von „monopolfreien Konkurrenzkämp-
fen“ zu „monopolistisch gebundenen Konkurrenzkämpfen“ habe die entscheidende 
„Möglichkeit zur Chancenverteilung ... im Sinne eines störungsloseren Funktionie-
rens der Zusammenarbeit unter den auf Gedeih und Verderb aneinander gebunde-
nen Menschen“ eröffnet.215  - 
   Der ordoliberale und geld- und bodenreformerische Gedanke, sowohl die früh-
kapitalistische ‚freie‘ Konkurrenz als auch die spätere staatlich gelenkte monopol-
kapitalistisch vermachtete Konkurrenz gleichermaßen dadurch zu überwinden, 
dass Rechtsstaaten gerechte Rahmenordnungen für monopolfreie Märkte schaf-
fen, lag Elias fern. Andererseits war der Organisierte Kapitalismus für ihn auch 
kein Vorstadium einer Sozialistischen Produktionsweise, in die der Zivilisations-
prozess gemäß den Hoffnungen von Marx‘ & Engels‘ Epigonen im Zuge eines re-
volutionären Umbruchs übergehen sollte.216 Elias‘ Zivilisationstheorie ist gleich-
sam ein großes Plädoyer für den Verbleib von westlich-abendländischen Gesell-
schaften im Stadium des Organisierten Kapitalismus - und auch für die Integration 
der übrigen Welt in dieses System. 

                                                
215   Norbert Elias (1939/1990), S. 148 (Vergesellschaftung privater Monopole, Zentralfunktionäre), 152 - 
153 (Übergang von privaten zu staatlichen Monopolen, Zentralisierung), 142 - 143 (staatliche Gewalt mit 
ihren Schlüsselmonopolen), 156 - 158 (Planung, Verteilungsschlüssel, Demokratie), 210 (Lenkung der 
Chancenverteilung) und 222. 
216  Norbert Elias (1939/1990), S. 234 (Revolution). 
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   Trotz der inneren „Zwiespältigkeit oder gar einer Vielspältigkeit der Interessen“ 
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen hielt Elias den von staatlichen Zentral-
gewalten organisierten Kapitalismus für die bestmögliche Organisationsform der 
gesellschaftlichen Interdependenzen. „Die Bildung von besonders stabilen und 
spezialisierten Zentralorganen für größere Gebiete ist eine der hervorstechends-
ten Erscheinungen der abendländischen Geschichte. ... Hier sind alle Menschen, 
alle Gruppen, Stände oder Klassen in irgendeiner Form aufeinander angewiesen. 
... Sie sind Gegner und Aktionspartner zugleich“, was den inneren Zusammenhalt 
der Gesellschaft genauso gewährleiste wie der Umstand, dass die verschiedenen 
„sozialen Kräfte ... sich annähernd die Waage halten“.217 
   Elias unterschätzte die innere Instabilität des organisierten Kapitalismus und 
obwohl er erkannte, dass schon die mittelalterlichen Kreuzzüge und die Schaffung 
von außereuropäischen Kolonialreichen dem Drang von Abendländern nach der 
Eroberung neuer Böden entsprungen waren, plädierte er obendrein für eine Über-
tragung dieser Form der Zivilisation auf andere Teile der Welt.218 Hätte er die äuße-
re Expansion Europas nach Übersee nicht als ein Zeichen dafür deuten können, 
dass sich die abendländische Zivilisation in einer inneren Unordnung befand? In 
der staatlichen Regulierung ihrer inneren Widersprüchlichkeit sah Elias jedoch 
einen besonderen Beweis für die „Überlegenheit gebenden Kennzeichen des Okzi-
dentalen. ... Unter dem Druck ihres eigenen Konkurrenzkampfes ... erzeugen und 
erzwingen die Menschen des Abendlandes ... in weiten Teilen der Erde eine Verän-
derung der menschlichen Beziehungen und Funktionen zu ihrem eigenen Standard 
hin. Sie machen weite Teile der Welt von sich abhängig und werden zugleich - ent-
sprechend einer immer wieder beobachtbaren Gesetzlichkeit der fortschreitenden 
Funktionsteilung - von ihnen selbst abhängig.“ Komplexer werdende Interdepen-
denzen zwischen „Kolonisatoren und Kolonisierten“ würden die Gegensätze zwi-
schen ihnen auf der Grundlage abendländischer Funktionssteuerungen verklei-
nern. „In einzelnen Räumen jenseits des Abendlandes ... beginnen sich ... Durch-
dringungs- und Mischungsprozesse zu vollziehen, verwandt jenen anderen, die 
oben am Beispiel des höfischen und des bürgerlichen Verhaltens in verschiedenen 
Ländern des Abendlandes selbst skizziert worden sind. ... Dies, die beginnende 
Umformung orientalischer oder afrikanischer Menschen in die Richtung des 
abendländischen Verhaltensstandards, repräsentiert das bisher letzte Vorfluten 
der Zivilisationsbewegung, das wir sehen können.“ 219 
   Offenbar erwartete Elias von einer weltweiten Ausdehnung des Organisierten 
Kapitalismus eine Fortsetzung der Staatenbildung auf höherer globaler Ebene in 

                                                
217   Norbert Elias (1939/1990), S. 226 (stabile Zentralorgane im Abendland), 231 (Zwie- bzw. Vielspältig-
keit),  233 (alle sind Gegner und Aktionspartner zugleich) und 240 (Gleichgewicht zwischen den sozialen 
Kräften). 
218   Norbert Elias (1939/1990), S. 48 - 50 (abendländische Expansion als „Kampf um neue Böden“), 
Kreuzzüge und Kolonialismus). 
219   Norbert Elias (1939/1990), S. 347 - 348 (Überlegenheit des Okzidentalen, Anpassung der übrigen 
Welt an die abendländische Zivilisation), 351 und 387 (Zivilisation als „recht zweischneidige Waffe“). 
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Form einer Entstehung von „Gewaltmonopolen und Zentralorganisationen für grö-
ßere Herrschaftseinheiten“, die den ‚freien‘ ebenso wie den monopolistischen Ver-
drängungswettbewerb zwischen den Staaten ebenso zügeln könnten wie die Staa-
ten in den fortgeschrittenen Ländern Europas innerstaatliche „Balancesysteme“ 
geschaffen haben. „Vorformen solcher größeren Herrschaftseinheiten, vereinigte 
Staaten, Imperien oder Völkerbünde, finden sich gewiss auch bereits in unserer 
Zeit. ... Wir haben zunächst kaum mehr als eine vage Vorstellung davon, wie der 
Aufbau, wie die Organisation und die Institutionen jener größeren Herrschaftsein-
heiten beschaffen sein mögen. ... Nur eines ist gewiss: Die Richtung, in der die Art 
unserer Verflechtung weitertreibt.“220 
   Der sich aus Elias‘ Zivilisationstheorie ergebende Ausblick auf die Entwicklung 
einer globalen Zivilisation ist zumindest ansatzweise in der Entstehung „größerer 
Herrschaftseinheiten“ wie der Vereinten Nationen als Nachfolgerin des damaligen 
Völkerbundes sowie der Europäischen Union Wirklichkeit geworden. Aber auch 
wenn die EU nach 1945 unzweifelhaft wesentlich zu einem Jahrzehnte langen Frie-
den in Europa beigetragen hat, so lässt sich nicht übersehen, dass UN und EU 
nach wie vor höchst fragile Gebilde sind, deren Zusammenhalt sowohl von privat-
wirtschaftlichen Machtinteressen als auch von nationalen Egoismen einzelner 
Staaten gefährdet wird. Am Ende seiner Zivilisationstheorie ließ Elias offen, wie 
eine zweifellos erstrebenswerte „Pazifizierung“ der Welt ohne Überwindung von 
sozialer Ungleichheit allein durch die „Bildung eines irdischen Gewaltmonopols, 
eines politischen Zentralinstituts der Erde“ gelingen könnte. Zudem war eine Zivi-
lisierung der ganzen Welt nach den Maßstäben des Abendlandes in ökonomischer 
Hinsicht gleichbedeutend mit einer nachholenden Entwicklung des ‚freien‘ und 
staatlich organisierten Monopolkapitalismus. Ist aber die Koordination komplexer 
weltweiter Funktionsketten und Interdependenzen wirklich nur auf der Basis mo-
nopolistischer Strukturen im Organisierten Kapitalismus möglich? Oder müssen 
nicht vielmehr Menschen aus allen Teilen der Welt diese weltwirtschaftlichen 
Strukturen so verändern, dass sie sich auf der Grundlage von persönlicher Freiheit 
und sozialer Gleichheit auf monopolfreien (Welt-)Märkten neu begegnen können? 
 
Exkurs 2 - Karl Poppers „Die offene Gesellschaft und ihre Feinde“ 
 
Entsprechend der inhaltlichen Entkernung des Ordoliberalismus entfalteten auch 
die Werke des österreichisch-britischen Philosophen Karl Raimund Popper (1902-
1994) eine den Kapitalismus restaurierende und konservierende Wirkung. Nach-
dem Popper während seiner Studienzeit dem sozialistischen „Wiener Kreis“ von 
Philosophen, Soziologen und Historikern angehört hatte, hatte er sich von sozialis-
tischen Strömungen wie dem Austromarxismus wieder abgewandt. Zunächst war 
er als Erzieher und Lehrer tätig und verfasste nebenbei sein wissenschaftstheore-

                                                
220   Norbert Elias (1939/1990), S. 436 (Balancesysteme) - 438 (Vorformen und weitere Entwicklungsrich-
tung).  
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tisches Werk „Logik der Forschung“. Nach einem längeren Aufenthalt in England 
emigrierte Popper 1937 nach Neuseeland und lehrte an der University of Christ-
church. Dort entstand auch sein Hauptwerk „Die offene Gesellschaft und ihre 
Feinde“, das 1945 erschien, also in unmittelbarer zeitlicher Nähe zum Ende der 
NS-Barbarei und des Zweiten Weltkriegs. Auf Empfehlung von Friedrich August 
von Hayek, den er 1935 in England kennengelernt hatte, erhielt Popper die Mög-
lichkeit, ab 1946 als Professor für Logik und wissenschaftliche Methodenlehre an 
der London School of Economics zu lehren. Und seine Verbindung mit Hayek führte 
ebenfalls dazu, dass sich Popper der Mont-Pèlerin-Society als Mitglied an-
schloss.221 
   Mit seinem Hauptwerk und weiteren Studien über die Erkenntnistheorie sowie 
die Geschichts- und Sozialphilosophie und politische Philosophie wurde Popper 
zum Begründer des sog. „Kritischen Rationalismus“. Im Gegensatz zu Marx be-
zweifelte Popper besonders die Existenz einer historischen Gesetzmäßigkeit, wo-
nach die kapitalistische zwangsläufig in eine kommunistische Gesellschaft über-
gehen werde, sobald der Kapitalismus die dafür erforderliche Reife erreicht habe. 
Nach den Erfahrungen mit totalitären gesellschaftlichen Großexperimenten be-
stand das Leitbild des „Kritischen Rationalismus“ in der Forderung, die Lösung 
gesellschaftlicher Probleme im Rahmen freiheitlicher Demokratien undogmatisch, 
rational und in kleinen Schritten anzugehen, um die Folgen von Irrtümern zu be-
grenzen. Das Wissen um die menschliche Fehlbarkeit verlange nach der ständigen 
Bereitschaft, einmal erlangte Erkenntnisse jederzeit einer kritischen Überprüfung 
zu unterziehen, sie also zu verifizieren oder zu falsifizieren, und sie, wenn sie sich 
als falsch erweisen, zu korrigieren.  
   Bereits in seinem gegen Marx gerichteten Aufsatz „Stückwerk-Sozialtechnik“ 
(1944) war Popper dem Glauben der „holistischen oder utopischen Sozialtechnik“ 
entgegengetreten, „dass die Gesellschaft als Ganzes neu geplant wird“. Zwar lasse 
sich die politische Macht zentralisieren, aber das für eine „zentrale oder kollekti-
vistische Planung“ erforderliche Wissen sei auf unübersehbar viele Menschen 
verteilt und lasse sich daher nicht zentralisieren. Deshalb seien gesellschaftliche 
Veränderungen nur „schrittweise durch kleine Eingriffe zu erreichen“.222 
   In seiner „Offenen Gesellschaft“ (1945) unterzog Popper die nach seiner Ansicht 
zu totalitären Herrschaftsstrukturen führenden „orakelnden Philosophien“ von 
Platon, Aristoteles, dem „logischen Hexenmeister“ Hegel und Marx einer einge-
henden Kritik. Platons gesellschaftspolitische Utopie würde trotz ihrer „humanitä-
ren Prinzipien“ auf „rein totalitäre und antihumanitäre“ Konsequenzen hinauslau-
fen. Seine „totalitäre Gerechtigkeit“ würde Privilegien der herrschenden Klassen 
festigen, „während wir unter Gerechtigkeit eher die Abwesenheit derartiger Privi-

                                                
221   Bereits in seinem Aufsatz über die „Stückwerk-Sozialtechnik“ hatte Popper auf Hayek Bezug ge-
nommen; vgl. (1944/1995), S. 294. 
222   Karl Raimund Popper (1944/1995), S. 298 - 300 (kleine Schritte anstelle von zentralistischer Pla-
nung) und 306 (Macht und Wissen). 
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legien verstehen“. Außerdem stelle sie in ihrem Kern einen „Angriff auf den Indi-
vidualismus“ dar. „Platons sittlicher Kodex ... ist die kollektivistische, stammes-
verwurzelte, die totalitäre Theorie der Sittlichkeit“. Obendrein bedeute seine Vor-
stellung einer politischen Herrschaft von Weisen letztlich nichts anderes als eine 
Legitimation des „Prinzips des Führertums“. Demgegenüber ging Popper grund-
sätzlich von einer „Verworfenheit der Tyrannei“ aus und die Demokratie „schafft 
den institutionellen Rahmen zur Reform politischer Institutionen. Sie ermöglicht 
die gewaltlose Reform von Institutionen und damit den Gebrauch der Vernunft 
beim Entwurf neuer Institutionen.“223 
   Poppers Sicht auf die totalitären ‚Feinde der offenen Gesellschaft‘ enthielt Inter-
pretationen, die zumindest im Blick auf Aristoteles und Hegel sehr eigenwillig  
waren. Auch der Faschismus gehörte für ihn zu den „Feinden einer offenen Gesell-
schaft“ - aber er behandelte ihn eigenartiger Weise nur ganz am Rande und auch 
das nur verkürzt und verzerrt, denn er hielt den Faschismus lediglich für eine Art 
Abkömmling des Marxismus, der „zum Teil aus dem geistigen und politischen Zu-
sammenbruch des Marxismus hervor“ ging. „Die Formel des faschistischen Ge-
bräus ist in allen Ländern dieselbe: Hegel plus ein Schuss Materialismus des 19. 
Jahrhunderts (insbesondere Darwinismus in der vergröberten Form, die ihm Hae-
ckel gegeben hatte).“ Hegel habe die „historische und totalitäre Theorie des Natio-
nalismus“ entwickelt und infolgedessen hielt Popper „Hegel plus Haeckel“ für die 
„Formel der modernden Rassenlehre“.224  
   Im Vergleich zum Faschismus hielt Popper den Marxismus und Kommunismus 
für den gefährlicheren „Feind der offenen Gesellschaft“. Während der Faschismus 
die Welt gerade mit einem unermesslichen Leid überzog, betrachtete Popper Marx 
und den Kommunismus für den Hauptfeind der ‚offenen‘ bürgerlich-kapitalis-
tischen Gesellschaft. Ebenso verwunderlich ist, dass er nur Marx‘ politische Theo-
rien über den Klassenkampf und eine proletarische Revolution als „verhängnis-
volle Irrtümer“ kritisierte, aber Marx in ökonomischer Hinsicht zugestand, in sei-
nem „großartigen Lebenswerk“ eine „geistreiche und sehr originelle Lehre“ auf-
gestellt zu haben. „Marx entdeckte die Bedeutung der ökonomischen Gewalt.“ 
Aber sogleich relativierte Popper dies: „Es ist verständlich, dass er ihren Rang 
übertrieb. ... Das Dogma, dass ökonomische Gewalt die Wurzel allen Übels ist, 
muss aufgegeben werden. ... Das Geld als solches ist nicht besonders gefähr-
lich.“225  

                                                
223   Karl Popper (1945/1973), Band 1, S. 5 (orakelnde Philosophie), 36 (Hegel), 128 - 129 (totalitäre Ge-
rechtigkeit), 131 (Abwesenheit von Privilegien), 145, 148 und 153 (Kollektivismus) sowie 169, 174 und 
177 (Führertum und Tyrannei vs. Demokratie). 
224   Karl Raimund Popper (1945/1973), Band 2, S. 77 - 79 und 82 (Faschismus und Nationalismus), 203 
(Faschismus als letzte Verteidigungslinie der Bourgeoisie und Zwischenspiel). 
225   Karl Raimund Popper (1945/1973), Band 2, S. 127 (geistreiche und originelle ökonomische Lehre 
von Marx), 131 - 138 und 148 (politische Irrtümer), 157 - 159 (ökonomische Gewalt und Geld), 167 (groß-
artiges Lebenswerk). - Folgenlos blieb Poppers ansonsten bemerkenswerter Hinweis, dass „der Effekt 
des Hamsterns nicht genügend in Betracht gezogen“ worden sei; S. 222. 
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   Abgesehen von dieser Fehleinschätzung des Geldes machte sich Popper nicht die 
Mühe gründlicher nachzuprüfen, ob Marx die Klassenverhältnisse und die Dynamik 
der Kapitalkonzentration überhaupt richtig analysiert hatte. Stattdessen beließ er 
es bei dem Hinweis, dass die „Werttheorie ein völlig überflüssiger Teil der Theorie 
der Ausbeutung“ gewesen sei. Im Übrigen stellte die „Prophezeiung einer mög-
licherweise gewaltsamen Revolution“ für ihn das „bei weitem schädlichste Ele-
ment des Marxismus“ dar, dessen Schädlichkeit durch das katastrophale Schei-
tern der russischen Kommunisten ja auch längst praktisch bewiesen sei. Deshalb 
lautete seine Warnung: „Hütet euch vor diesen falschen Propheten! Sie streben, 
ohne es zu wissen, nach der verlorenen Stammeseinheit.“226     
   Außerdem sah es Popper als erwiesen an, dass die „unbarmherzige Ausbeutung 
... im schrankenlosen Kapitalismus“ mittlerweile längst durch den „demokrati-
schen Interventionismus“ des Staates überwunden worden sei, an den Marx noch 
„nicht einmal im Traum ... gedacht“ habe. „Der schrankenlose Kapitalismus ist 
verschwunden ... und die vermehrte Produktivität der Arbeit - eine Folge der  
Akkumulation des Kapitals - hat es ermöglicht, das Elend fast völlig auszurot- 
ten.“ Und da die parlamentarische Demokratie keine bloß „verhüllte Diktatur der 
Bourgeoisie“ sei - womit Popper zweifellos Recht hatte - , komme anstelle „utopi-
scher oder holistischer Methoden der Sozialtechnik“ in offenen Gesellschaften nur 
noch die „Methode des schrittweisen Umbaus sozialer Institutionen“ in Frage, um 
die verbliebenen Unzulänglichkeiten dieser Gesellschaften in kleinen Schritten mit 
Hilfe der „Stückwerk-Sozialtechnologie“ zu beheben.227  
   Gegenüber der totalitären geschlossenen Gesellschaft der kommunistischen 
Sowjetunion bevorzugte Popper also ganz entschieden die demokratisch-plura-
listische „offene Gesellschaft“ der westlich-kapitalistischen Hemisphäre, die sich 
evolutionär durch Versuche und Irrtümer weiterentwickeln und verbessern ließe. 
Seine Totalitarismuskritik war über weite Strecken der ordoliberalen Kritik an der 
kollektivistischen Zentralverwaltungswirtschaft und der proletarischen Diktatur 
verwandt, besonders in ihrer von Hayek formulierten Form. Während Popper ähn-
lich wie die Ordoliberalen die Gefahren richtig erkannte, denen die „offenen Ge-
sellschaften“ durch ihre äußeren „Feinde“ in Gestalt von totalitären Ideologien 
ausgesetzt waren, unterschätzte er jedoch völlig die Gefahren, die ihnen durch ihre 
‚inneren Feinde‘ in Gestalt des strukturell mächtigen kapitalistischen Geldes und 
der Konzentration von Kapital und Macht in mono- und oligopolistischen Groß-
unternehmen drohten. Seine Vorstellung von dem gegen den Totalitarismus zu 
verteidigenden Kapitalismus war ganz von der ebenso (neo-)klassischen wie mar-

                                                
226   Karl Raimund Popper (1945/1973), Band 2, S. 177 (Scheitern des Kommunismus in Russland), 186 
(gewaltsame Revolution), 209 und 215 (Werttheorie), 227 (Marx‘ falsche Prophezeiungen) und 298 (fal-
sche Propheten). 
227   Karl Raimund Popper (1945/1973), Band 2, S. 151 (Demokratie keine verhüllte Diktatur), 161 (kleine 
realpolitische Schritte anstelle von großen Utopien), 173 (vom schrankenlosen Kapitalismus zum 
Staatsinterventionismus), 223 (Marx‘ Unkenntnis der Möglichkeiten des Staatsinterventionismus) und 
229 (demokratischer Interventionismus). 
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xistischen Gleichsetzung von Marktwirtschaft und Kapitalismus bestimmt. Vor 
ihrem ‚inneren‘ kapitalistischen Feind hätte die offene marktwirtschaftlich-demo-
kratische Gesellschaft jedoch genauso geschützt werden müssen wie vor ihren 
‚äußeren‘ Feinden des Kommunismus und des Faschismus, um ihre Glaubwürdig-
keit und Überlegenheit gegenüber jedweden Formen des Totalitarismus unter 
Beweis stellen zu können. Zwar wäre eine Geld- und Bodenrechtsreform keine 
Revolution, aber doch auch kein kleiner interventionistisch-sozialtechnischer 
Schritt zur geringfügigen Verbesserung der ansonsten positivistisch hingenomme-
nen falschen Verhältnisse. Vielmehr wäre sie eine grundlegende Wirtschaftsord-
nungspolitik, welche eine gewaltfreie und friedliche Transformation der kapitalis-
tischen in eine nachkapitalistische Marktwirtschaft und Demokratie einleitet. 
   Poppers „Offene Gesellschaft und ihre Feinde“ nahm den späteren Kalten Krieg 
zwischen dem kapitalistischen Westen und dem kommunistischen Osten philoso-
phisch vorweg. Während der Nachkriegsjahrzehnte erlangte sein „Kritischer Ra-
tionalismus“ im Westen einen großen Einfluss sowohl in konservativen und libera-
len als auch sozialdemokratischen Parteien, die darin eine Grundlage ihrer jewei-
ligen sozialen Reformpolitik sahen. Neoliberale und demokratische Sozialisten er-
kannten sich darin auf je eigene Weise wieder, während er selbst zwischen ihnen 
stand. Nicht zu Unrecht rief der Kritische Rationalismus auch die Kritik von Philo-
sophen der Frankfurter Schule der Soziologie hervor, dass er eine Methode sei, die 
bestehenden falschen kapitalistischen Verhältnisse nur reformistisch zu modifi-
zieren statt sie grundlegend zu verändern.  
 
Exkurs 3 - Karl Jaspers und Hannah Arendt 
 
Auf eine andere Weise als Popper kam auch der deutsche Psychiater und Philo-
soph Karl Jaspers (1883-1969) zumindest flüchtig mit dem Ordoliberalismus in 
Berührung. Die Wirtschaftspolitik der 1950er und 1960er Jahre charakterisierte er 
gleichsam als Abweichung vom Leitbild einer von privatwirtschaftlicher Macht-
konzentration freien Marktwirtschaft und sah die westliche ‚offene‘ Gesellschaft 
stärker durch den ‚inneren Feind‘ des Missbrauchs der Freiheit zu privatwirt-
schaftlichen Machtzwecken als durch den ‚äußeren Feind‘ des Kommunismus 
gefährdet. 
   Schon während der 1920er Jahre hatte Jaspers in seiner Existenzphilosophie 
Grenzsituationen des Lebens wie das Schuldigwerden, das Leiden und den Tod als 
besonders prägend für die menschliche Existenz herausgestellt. Trotz seiner Her-
kunft aus einer Bankiersfamilie und trotz seines frühzeitigen Interesses an der 
Ökonomie als „Grundwissenschaft“ des modernen Lebens betrachtete sich Jas-
pers selbst Zeit seines Lebens als „einen in der Wirtschaft Sachunkundigen“.228 

                                                
228   Karl Jaspers (1931/1971), S. 33 (Ökonomie als Grundwissenschaft) und ders. (1958), S. 237 (Grenzen 
von Jaspers Kenntnissen der Ökonomie), und (1962/1996), S. 199 (Jaspers Vater über Geldgeschäfte 
und seine Abneigung gegen Spekulationen). 
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Dies traf für seine Diagnose der Jahre unmittelbar vor dem Beginn der NS-
Diktatur auch tatsächlich zu. Nach deren Zusammenbruch äußerten Jaspers und 
auch seine Schülerin Hannah Arendt (1906-1975) Gedanken über die Wirtschaft, 
die zumindest einem Grundverständnis für den Ordoliberalismus und sogar für 
Grundzüge einer Marktwirtschaft ohne Kapitalismus sehr nahe kamen. 
 
Rationalität und Irrationalität der Moderne 
 
Eine „nirgends halt machende Rationalität“ habe - so Jaspers in seinem Buch „Die 
geistige Situation der Zeit“ (1931) - das Leben des modernen Menschen „in die 
Berechenbarkeit und technische Beherrschung“ der Natur hineingezwungen. Sei-
ne Existenz werde durch eine „Massenversorgung in rationaler Produktion auf-
grund technischer Erfindungen“ sichergestellt. Entgegen dem aufgeklärt-huma-
nistischen Ideal einer freiheitlich-republikanischen Bürgergesellschaft habe der 
einzelne Mensch im „riesenhaften Apparat der Massenordnung“ seine Würde als 
Individuum verloren und müsse nur noch als „Rädchen im Getriebe“ funktionieren. 
„In der Masse ist der Mensch nicht mehr er selbst und in seinem Selbstsein ge-
fährdet“. Es befalle ihn ein „unheimliches Grauen der Verlassenheit“, das er viel-
fach mit einer „Trivialität des Genießens“ von Konsumgütern und mit einer Begeis-
terung für den Massensport zu kompensieren versuche.229  
   Als Einzelner sei der Mensch Jaspers zufolge anonymen „ökonomischen Mäch-
ten“ und einer Bürokratie ausgeliefert, die „den ganzen Apparat lenkt. ... Herr-
schaft wird in der Massenorganisation von einer gespenstischen Unsichtbarkeit“, 
weshalb ein diffuses „Gefühl der Ohnmacht“ zum Bestandteil des allgemeinen 
Lebensgefühls wird. „Der Mensch weiß sich gefesselt an den Gang der Dinge, die 
er zu lenken für möglich hielt“ und letztlich doch nicht lenken kann.  Er sei nämlich 
diesem ganzen Apparat nicht nur in solchen Zeiten ausgeliefert, in denen er halb-
wegs funktioniert, sondern auch in Zeiten seiner Krisen und seines Versagens. 
„Die Daseinsordnung zeigt sich stets gestört; sie droht zu zerfallen.“ Deshalb wer-
den die einzelnen Menschen von einem „zunehmenden Gefühl der vitalen Unsi-
cherheit“ und der „Lebensangst“ geplagt. „Kein Dauerzustand ist denkbar, der 
befriedigend wäre“, schrieb Jaspers während der großen Weltwirtschaftskrise und 
verwies auf das „allgemeine Bewusstsein, dass es mit dem, worauf es eigentlich 
ankommt, nicht in Ordnung sei. … Alles schwankt, alles ist erschüttert.“230 – 
   Zwar hat Jaspers wichtige Symptome der gesellschaftlichen Instabilität der mo-
dernen kapitalistischen Gesellschaft mit ihrer Vermassung der Menschen in seiner 
Diagnose der Zeit vor 1933 ähnlich treffend beschrieben wie Eucken, Röpke und 
Rüstow. Nur wurde ihm leider ebenso wenig wie den frühen Ordoliberalen in ihrer 
Kritik an der Massengesellschaft bewusst, dass nach der „Entgötterung der Welt“ 
durch den modernen Glauben an Vernunft und technischen Fortschritt eine neue 

                                                
229   Karl Jaspers (1931/1971), S.  17, 31 - 33, 36 -37, 41, 43, 45 und 57.       
230   Karl Jaspers (1931/1971), S. 7, 31, 47, 51, 55 - 56, 64 - 65, 73 und 152. 
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Gottheit in der anonymen Gestalt des strukturell kapitalistischen Geldes an die 
Stelle des alten Gottes getreten war und dem modernen Kapitalismus als Ersatz- 
bzw. Pseudoreligion zum Aufstieg verholfen hat. Obwohl schon Aristoteles auf die 
Janusköpfigkeit des Geldes als Medium sowohl der „natürlichen Erwerbskunst“ 
als auch als Medium der chrematistischen Kunst der Geldvermehrung hingewie-
sen hatte, zweifelte Jaspers offenbar den Glauben der Moderne an die Unbedenk-
lichkeit des Geldes nicht an. Jedenfalls fiel ihm nicht auf, dass der ‚neue Gott‘ der 
modernen Rationalität in Wirklichkeit gar keine universal verbindende Kraft war. 
Stattdessen war er nämlich eine in sich widersprüchliche Mixtur aus einem ver-
nünftig-rationalen Streben nach Wirtschaftlichkeit und einem oftmals geradezu 
irrationalen Streben nach der maximalen Rentabilität von Kapital. Jaspers be-
merkte auch nicht, dass dieses in sich widersprüchliche kapitalistische Geld  
a)  die Menschen in eine strukturelle ökonomische Ungleichheit hineintreibt und 
sie dadurch beschädigt, so dass ihre Individualität tendenziell in ihrer Vermassung 
aufgeht, und dass es  
b)  als zentrales gesellschaftliches Steuerungsmedium nicht in der Lage ist, die 
Interessen der wenigen selbstständigen und vielen unselbstständig beschäftigten 
Individuen innerhalb der modernen Massengesellschaft zu einem sinnvollen Gan-
zen zu koordinieren, und dass es deshalb  
c)  als Ergänzung einer wachsenden Bürokratie bedarf, um die Nebenwirkungen 
des dysfunktionalen Geldes auf die Menschenmassen zu verwalten. Die zwischen 
ihnen als Anbietern und Nachfragern mit Hilfe des Geldes übermittelten Preisin-
formationen stellen also mit Worten von Jaspers nicht die „Wahrheit (dar), die uns 
verbindet“. Da sie neben Informationen über den menschlichen Bedarf auch 
gleichsam Falschinformationen über die Rentabilitätsinteressen des Geld- und 
Realkapitals enthalten, sagen die Preise weder die volle soziale noch die volle öko-
logische Wahrheit, d.h. in ihnen sind ökonomische Wahrheit und Lüge vermischt.231 
 
Instabilität der modernen Massengesellschaft 
 
Die geldwirtschaftlichen Ursachen für die Entgleisung von Marktwirtschaft und 
Demokratie zur kapitalistisch vermachteten, anonym beherrschten und bürokra-
tisch verwalteten Massengesellschaft hatte Jaspers noch nicht im Blick. Auch die 
Krisenanfälligkeit und das Schwankende der modernen Massengesellschaft 
brachte er 1931 in seinem Buch „Die geistige Situation der Zeit“ noch mit keinem 
einzigen Wort mit der großen Inflation der frühen Nachkriegsjahre und mit der 
weltweiten Deflationskrise nach dem Schwarzen Freitag im Oktober 1929 an der 
New Yorker Börse in Verbindung. Umso bemerkenswerter ist es, dass Jaspers in 
den damaligen Zeiten des sowohl links wie rechts stark anschwellenden Antilibe-

                                                
231   Karl Jaspers (1931/1971), S. 20 (Säkularisierung). Zum Konflikt zwischen Wahrheit und Lüge vgl. 
auch Karl Jaspers (1958), S. 121, und ders. (1962/1996), S. 190 und 194 – 195. - Vgl. hierzu auch Helmut 
Woll (2008). 
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ralismus an der individuellen Freiheit des Menschen als Kern des Liberalismus 
festhielt: „Der Mensch kann sich nicht aufgeben. Er ist als Möglichkeit der Freiheit 
entweder ihre wahre Verwirklichung oder ihre Verkehrung, in der er keine Ruhe 
finden kann. … Alles vernünftige Planen geht auf Besserung dieser Ordnung und 
ihrer Funktionen, auf Ausschaltung von Störungen, auf Gerechtigkeit, Gesetz und 
Frieden.“232  
   Um auch in Krisenzeiten die Möglichkeit einer Verwirklichung der Freiheit zu 
wahren, hielt Jaspers es für unerlässlich, sich von jeglicher Verkehrung der Frei-
heit in den Formen des Kommunismus und des Faschismus fernzuhalten: „Es ist 
begreiflich, dass wir fast alle versagen. Wie Auswege zu leichterer Möglichkeit 
erscheinen Bolschewismus und Faschismus.“ Trotzdem: „Marxismus, Psycho-
analyse und Rassentheorie haben eigentümlich zerstörende Eigenschaften. … Alle 
drei Richtungen sind geeignet zu vernichten, was Menschen Wert zu haben schien. 
… Wird der Ruf nach Bindungen zur Aufforderung zu künstlicher Ordnung in Ge-
horsam unter Autorität und formuliertes Gesetz, so wird die eigentliche Aufgabe 
umgangen.“ Von der Unzerstörbarkeit der menschlichen Freiheit war Jaspers zu-
tiefst überzeugt und gerade deshalb beobachtete er mit Sorge, wie viele von der 
Weltwirtschaftskrise verunsicherte Menschen von einer regelrechten „Angst vor 
der Freiheit des Selbstseins“ gelähmt und bereit waren, Ideologen zu folgen, die 
ihnen ein Aufgehobensein in Volks- oder Klassengemeinschaften versprachen. 
Kurz vor dem Untergang der Weimarer Republik beunruhigte ihn der „Gedanke, 
dass die Geschichte des Menschen ein vergeblicher Versuch ist, frei zu sein.“ Je-
doch gab Jaspers seine Hoffnung auf ein „Aufraffen am Rande des Untergangs“ 
nicht auf.233  
 
Berührung mit dem Ordoliberalismus in den frühen Nachkriegsjahren 
 
Gemäß seiner Grundüberzeugung „Für Völkermord gibt es keine Verjährung“ 
wandte sich Jaspers nach dem Ende von NS-Tyrannei und Weltkrieg (von 1948 bis 
1961 als Professor für Philosophie in Basel) vehement gegen eine Verdrängung  
der nationalsozialistischen Verbrechen. Die Lehren aus der jüngsten deutschen 
Geschichte ließen ihn zu einem Kämpfer für einen demokratischen Rechtsstaat 
ohne eine Parteienoligarchie sowie für Weltfrieden und soziale Gerechtigkeit wer-
den. Aufgrund seiner Ablehnung von jeglichen totalitären Herrschaftsformen und 
zentral verwalteten Wirtschaften wäre Jaspers möglicherweise für das Ziel des 
frühen Ordoliberalismus offen gewesen, eine rechtsstaatlich-gerechte Rahmen-
ordnung zu schaffen, welche wirtschaftliche Machtballungen zugunsten monopol-
freier Märkte auflöst und faire Regeln für den wirtschaftlichen Wettbewerb auf-
stellt. Das jedenfalls hätte die von Jaspers angedeutete „eigentliche Aufgabe“ der 
damaligen Wirtschaftspolitik sein sollen.  Jedoch ist ihm - möglicherweise wegen 

                                                
232   Karl Jaspers (1931/1971), S. 153. 
233   Karl Jaspers (1931/1971), S. 84, 147, 172 und 192 - 193. 
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seiner Konzentration auf die Arbeit an seinem Werk „Vom Ursprung und Ziel der 
Geschichte“ (1949) - der Ordoliberalismus weitgehend unbekannt geblieben. Ken-
nengelernt hat er lediglich Alexander Rüstows „Ortsbestimmung der Gegenwart“, 
dessen Band 1 er, wie er an Rüstow schrieb, „zum größten Teil gelesen (habe) und 
zwar mit großer Belehrung“. Den Band 2 empfand er als „merkwürdig ambivalent“ 
und hinsichtlich der Ausführungen über die antike Philosophie „nicht selten provo-
zierend“. Im Laufe der 1950er Jahre sind sich Jaspers und Rüstow mehrere Male 
in der Universität Heidelberg begegnet. Dass dabei neben hochschulpolitischen 
Themen auch über den Ordoliberalismus und die wirtschaftliche Entwicklung 
Westdeutschlands gesprochen wurde, ist durchaus denkbar, aber nicht belegt.234  
 
Frühe Hinweise auf eine Selbstbeschleunigung der Wirtschaft 
und eine Verschwendung von natürlichen Ressourcen 
 
Gewiss ist jedoch, nebenbei bemerkt, dass Jaspers‘ Schülerin Hannah Arendt, die 
mit ihrem Buch „Elemente und Ursprünge totalitärer Herrschaft“ (1955) einen 
wesentlichen Grundstein für spätere Totalitarismus-Forschungen gelegt hat, in 
ihrem Buch „Vita activa oder: Vom tätigen Leben“ (1958) in direkter Anknüpfung an 
Pierre Proudhon einen Gedanken über das Privateigentum an den Produktions-
mitteln äußerte, der auch mit den Vorstellungen der Geldreformer verwandt war, 
obwohl sie davon keine Kenntnis hatte. Und zwar erinnerte Arendt an die „in dem 
Streit zwischen Kapitalismus und Sozialismus ... meist vergessene“ Tatsache, 
„dass es der Kapitalismus war, der mit Enteignungen angefangen hat, und dass 
der Sozialismus in dieser Hinsicht nur dem Gesetz folgt, nach dem die gesamte 
Wirtschaftsentwicklung der Neuzeit angetreten ist.“ Schon seit dem Beginn der 
Enteignung der unteren und mittleren Bevölkerungsschichten während der ur-
sprünglichen Akkumulation von Kapital „in den Händen der enteignenden Schich-
ten“ sei das private Produktionsmitteleigentum ideologisch gerechtfertigt wor- 
den - und zwar das Eigentum als solches ohne Rücksicht darauf, dass es sich um 
akkumuliertes und konzentriertes, also größtenteils mit struktureller Gewalt an-
geeignetes Eigentum handelte! „Der Akkumulationsprozess des Kapitals in der 
modernen Gesellschaft ist überhaupt nur dadurch in Gang gekommen, dass man 
das Eigentum nicht mehr achtete. ... Auf Privateigentum gerade hat dieser Prozess 
niemals Rücksicht genommen, sondern es immer und überall enteignet, wo es mit 
der Akkumulation des Kapitals in Konflikt geriet. Proudhons Diktum, dass Eigen-
tum Diebstahl sei, enthält eine Wahrheit, die bis in die Ursprünge des Kapitalismus 

                                                
234   Karl Jaspers (1950-1963/2016), S. 510 (Brief von Jaspers an Rüstow vom 3.7.1950), 511 (Äußerung 
zum Band 2 im Brief vom 5.12.1952) und 523 (Jaspers und Rüstow in Heidelberg lt. Kondolenzschreiben 
an Frau Rüstow vom 24.7.1963). - Spätere Briefe von Jaspers an Marion Gräfin Dönhoff (25.7.1961), 
Rudolf Augstein vom 7.9.1965 und 9.6.1966 sowie an Hjalmar Schacht vom 13.6.1966 vermitteln den 
Eindruck, dass er eine sehr reservierte Einstellung zu Ludwig Erhard als damaligem Wirtschaftsminis-
ter und Bundeskanzler hatte; vgl. S. 86 (Dönhoff), 526 (Schacht) sowie 591 und 610 (Augstein). Die Wer-
ke von Walter Eucken befinden sich nicht in Jaspers‘ Bibliothek im Karl-Jaspers-Haus in Oldenburg. 
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reicht. Allerdings ist nicht das Eigentum Diebstahl gewesen, wohl aber ist in der 
modernen Gesellschaft Kapital aus Diebstahl am Eigentum entstanden.“235 
   Im Zuge des westdeutschen ‚Wirtschaftswunders‘ wandelte sich der Ordo- voll-
ends zum Neoliberalismus und verlor seine Glaubwürdigkeit dadurch, dass er 
diese von Hannah Arendt zutreffend kritisierte ‚Kapitalbildung aus Diebstahl am 
Eigentum‘ und die Monopolisierung der Märkte weitertreiben ließ. Da die antikapi-
talistischen Gegenbewegungen jedoch an ihren alten antiliberalen Ressentiments 
festhielten, fand Hannah Arendt für ihre quer zur kapitalistischen Eigentumsideo-
logie stehenden Gedanken kein Gehör. Ihr Hinweis auf die logische Inkonsistenz 
dieser Eigentumsideologie regte niemanden zur nahe liegenden Einsicht an, dass 
eine Dezentralisierung des bislang konzentrierten Eigentums und eine breite 
Streuung des Produktionsmitteleigentums in kleineren und mittleren Größenord-
nungen notwendig sein könnte. Ebenso wenig Gehör fand Hannah Arendt für ihren 
Hinweis auf ein „zutiefst gestörtes Gleichgewicht zwischen Arbeit und Verzehr, 
zwischen Tätigsein und Ruhe“ in der modernen „Massenkultur“. Sie werde über-
dies immer mehr zu einer „auf Vergeudung beruhenden Wirtschaft ... (‚waste  
economy‘) ... , die jeden Gegenstand als Ausschussware behandelt und die Dinge 
fast so schnell, wie sie in der Welt erscheinen, auch wieder aufbraucht und weg-
wirft, weil sonst der ganze komplizierte Prozess mit einer plötzlichen Katastrophe 
enden würde. ... Das Funktionieren der modernen Wirtschaft ... verlangt, dass alle 
weltlichen Dinge in einem immer beschleunigteren Tempo erscheinen und ver-
schwinden.“236 
   Als das konzentrierte Kapital und die gewerkschaftlichen Vertreter der Massen 
von Arbeitern und Angestellten noch ganz darauf bedacht waren, jährliche Pro-
duktionszuwächse sozialpartnerschaftlich untereinander aufzuteilen und beide 
Seiten noch nicht an natürliche Grenzen des Wirtschaftswachstums dachten, be-
klagte auch Jaspers 1960 in einem Vortrag „Wo stehen wir heute?“, dass „als Wirt-
schaftsblüte … das Produzieren unter Vernichtung alles Dauernden gilt. … Das 
Leben ist Produzieren und Verzehren für den Augenblick, ohne Horizont der Ver-
gangenheit und Zukunft. … Wir scheinen ökonomisch in der Erscheinung gewal-
tigen Arbeitens und verschleudernden Konsumierens, in einem leeren Umtrieb 
uns zu bewegen, in dem die Unfähigkeit zum eigentlichen Glück wächst und eine 
verdrängte Angst das Leben beherrscht.“ Damit nahm Jaspers die spätere Diskus-
sion über natürliche „Grenzen des Wachstums“ um mehr als ein Jahrzehnt voraus. 
                                                
235   Hannah Arendt (1958/1998), S. 76 und 80 - 81. - In ihrer Stellungnahme zum Nahost-Konflikt äußer-
te Hannah Arendt große Sympathien für die u.a. von Martin Buber geforderte friedliche Koexistenz von 
Juden und Arabern in Palästina innerhalb einer „Nahost-Föderation“ sowie für die „Nationalisierung 
des Bodens“ und für „kollektive und kooperative Siedlungen“ der Kibbuzim; vgl. Hannah Arendt 
(1948/1991), S. 50 (Siedlungen), 55 (nationalisierter Boden), 60 (Notwendigkeit einer jüdisch-arabischen 
Verständigung), 61 (Martin Buber), 64 - 66 (Siedlungen als Keimzellen einer gerechteren Gesellschaft) 
und 74 (Nahost-Föderation). Jedoch ging sie nicht auf die bodenreformerischen Wurzeln der Kibbuz-
Siedlungen ein. 
236   Hannah Arendt (1958/1998), S. 149 (beschleunigtes Tempo der Wirtschaft) und 156 - 159, und dies. 
(2006), S. 198 - 199.  
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Ähnlich wie Max Weber 1905 hatte er übrigens 1931 in seinem Buch „Die geistige 
Situation der Zeit“ auch schon einmal für einen Augenblick an ein mögliches „Ende 
der Kohlenschätze“ und an die „Begrenzung aller Energien“ gedacht. Neben dem 
Gespür für die Begrenztheit der natürlichen Ressourcen wurde die Bedrohung des 
Weltfriedens durch das atomare Wettrüsten während des Kalten Krieges für Jas-
pers zu einem zentralen Thema seiner Existenzphilosophie. Seine Kritik an den 
Atomwaffen ging allerdings noch nicht mit einer Kritik an der sog. friedlichen Nut-
zung der Atomenergie einher. Er erwartete sogar ausdrücklich ein „neues, wirt-
schaftlich auf die Atomenergie gegründetes Leben“.237  
 
Weltfrieden und „Weltverkehr“ nach Kolonialismus  
und drohendem Atomkrieg 
 
In Erinnerung an die Atombombenabwürfe auf die japanischen Städte Hiroshima 
und Nagasaki unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs und angesichts 
der zunehmenden Gefahr eines Atomkriegs zwischen den Machtblöcken des kapi-
talistischen Westens und des kommunistischen Ostens entwickelte Jaspers in 
seinem Buch „Die Atombombe und die Zukunft des Menschen“ (1958) Gedanken 
über die „Konstituierung eines Weltfriedenszustandes ohne Atombomben“. Sie 
bezogen auch die übrige, von den westlichen und östlichen Machtblöcken um-
kämpfte sog. Dritte Welt mit ein und enthielten Orientierungen für die Neugestal-
tung der gesamten Weltwirtschaft nach dem Ende des „grauenhaften Zeitalters“ 
europäischer Kolonialherrschaften über überseeische Länder. Ausgangspunkt  
von Jaspers Überlegungen war sein Glaube an die „hohe Idee der Gleichheit aller 
Menschen als Menschen, der Einheit ihres Ursprungs und Ziels“ mit anderen Wor-
ten sein Glaube an die Gleichheit aller Menschen trotz ihrer individuellen und kul-
turellen Verschiedenheiten. „Der Weltfriede ist nur in dieser Spannung von Selbst-
behauptung und Menschheitsidee zu gewinnen.“ Trotz der „Verteilung der Rassen, 
Völker, Kulturen, Staaten auf den Kontinenten und Inseln der Erde“ bildet deshalb 
die ganze Menschheit eine „Verkehrseinheit des Erdballs. ... Gemeinsam ist uns, 
dass wir alle Menschen sind.“238 
   Deshalb und auch, weil die herkömmliche sog. Entwicklungshilfe „nirgends den 
Gesamtzustand des Elends ... verändert“, rief Jaspers zu einem „großen Verzicht“ 
der bisherigen Großmächte auf: „Die abendländischen Mächte müssen sich auf 
ihre eigenen Territorien zurückziehen. Den anderen muss ihre volle Unabhängig-
keit gemäß ihrem Willen zugestanden werden. … Der Verzicht muss politisch und 

                                                
237   Karl Jaspers (1931/1971), S. 185 – 188 (begrenzte Kohlenvorräte), und ders. (1958), S. 5 (Atomener-
gie). –  
Zur Entwicklung der Atomenergie vgl. Joachim Radkau (1983) und ders. & Hahn, Lothar (2013). 
238   Karl Jaspers (1958), S. 5 (Welt ohne Atomwaffen), 108 (Gleichheit aller Menschen), 111 (Weltfriede), 
112 (Verkehrseinheit) und 115 (grauenhaftes Kolonialzeitalter), und ders. (1960/1996), S. 191 (Verkehrs-
einheit des Erdballs). 
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ökonomisch zugleich sein, um in freier Gegenseitigkeit auf neuem Grunde politi-
sche und ökonomische Beziehungen zu gewinnen.“239 
   Die Menschheit habe „eine Wurzel und ein Ziel“ sowie eine „die Menschen ver-
bindende Vernunft, in der sich alle treffen können, ohne die Differenz ihrer Le-
bens- und Glaubensweisen preisgeben zu müssen.“ Die Menschen „können eine 
Ordnung nicht vermöge der Gemeinschaft eines einzigen Glaubens erstreben, son-
dern vermöge einer noch zu gewinnenden Gemeinschaft der Vernunft.“240 Das Un-
behagen an der Moderne und ihrer Rationalität der bürokratisch verwalteten Mas-
sengesellschaft, das Jaspers während der großen Weltwirtschaftskrise geäußert 
hatte, war demnach mittlerweile nicht mehr so groß, dass er sich vom Vertrauen 
der Aufklärung in die menschliche Vernunft abgewandt hätte. Doch welche Form 
einer gemeinschaftlichen Vernunft mochte eine tragfähige Grundlage für die welt-
weite Verständigung innerhalb der einen Menschheit mit einer Vielfalt von Glau-
bensformen und kulturellen Prägungen sein?  
   Einerseits blieb Jaspers weiterhin bei seiner Auffassung, dass im westlichen 
Kapitalismus „die Kalkulation bis zum Äußersten getrieben wird“. Andererseits 
war er sich dessen bewusst, dass „Kalkulieren und Bilanzieren ... sich nicht ab-
schaffen ... lässt, wenn ein Unternehmen Erfolg haben soll, gleichgültig ob es im 
totalitären Russland oder im kapitalistischen Amerika stattfindet.“ Gerade Lenins 
Abschaffung der Geldwirtschaft während der Russischen Revolution und der an-
schließende Übergang Russlands zur Neuen Ökonomischen Politik hätten dies 
deutlich gemacht.241 Jedoch fehlte Jaspers nach wie vor eine Vorstellung davon, 
dass die Übertreibung des Kalkulierens „bis zum Äußersten“ im Kapitalismus im 
Interesse der Maximierung von Kapitalrenditen geschah und dass sich das Kal-
kulieren mit Hilfe eines strukturell veränderten Geldes in Bahnen eines maßvolle-
ren Strebens nach einem wirtschaftlichen Einsatz von menschlicher Arbeit und 
natürlichen Ressourcen umleiten ließe. Deshalb hätte sich die Eigendynamik der 
kapitalistischen Wirtschaft auch nicht allein durch ihre „Bindung an ein Überge-
ordnetes“ bändigen lassen, wie Jaspers in Anknüpfung an Max Weber dachte. Es 
hätte außerdem einer Strukturreform des Geldes bedurft, um die Wirtschaft von 
ihrer eindimensionalen Fixierung auf die Renditemaximierung als wirtschaftlichem 
Selbstzweck zu befreien und ihre „Selbstkorrektur durch das übergeordnete 
Ethos“ zu ermöglichen - und zwar sowohl innerhalb einzelner Länder als auch auf 
globaler Ebene.242  
   Die Menschheit müsse Jaspers zufolge neue Formen für den „Weltverkehr“ ent-
wickeln und ihn „unter neuen Voraussetzungen in wechselseitigem, gleichgewich-

                                                
239   Karl Jaspers (1958), S. 124 - 125 (großer Verzicht) und 132 (Entwicklungshilfe). 
240   Karl Jaspers (1958), S. 113 und 122 (Einheit der Menschheit in Vernunft und Glaubensvielfalt). 
241   Karl Jaspers (1958), S. 239 (Unentbehrlichkeit von Kalkulationen und Bilanzen), und ders. 
(1962/1996), S. 205 (übertriebenes Kalkulieren im Kapitalismus und Rückkehr zum Kalkulieren im 
Kommunismus). 
242    Karl Jaspers (1958), S. 202 (Max Weber) sowie 203 und 210 (übergeordnetes Ethos). Zu Max Weber 
vgl. auch Karl Jaspers (1958), S. 126. 



97 
 

tigem Interesse durch Verträge mit Hilfe gemeinsamer Instanzen“ sichern. Eine 
gerechte Geldordnung hätte Teil dieser „neuen Voraussetzungen“ für die Schaf-
fung einer gleichgewichtigen Vertragsfreiheit zwischen gleich starken Vertrags-
partnern sein können. Anstelle einer Zusammenfassung der ganzen Menschheit  
in einem Weltstaat stellte sich Jaspers eine globale Konföderation souverän blei-
bender Rechtsstaaten mit „gemeinsamen Instanzen“ vor. Das damalige Institutio-
nengefüge der Vereinten Nationen empfand er allerdings als noch sehr unvoll-
kommen.243 
   Zur Schaffung von „gemeinsamen Instanzen“ hätte eine Verständigung über die 
Behandlung der globalen Ressourcenvorräte als Menschheitseigentum gehört. 
Tatsächlich betrachtete Jaspers die Aneignung weltweiter Bodenschätze durch 
abendländische Kolonialmächte zum Aufbau ihres technischen Apparats als ein 
großes Unrecht. „Es ist eine Täuschung, die Rohstoffgewinnung in der fremden 
Welt sei eine Lebensbedingung der freien Welt.“ Im Interesse des Weltfriedens 
forderte er einen „Stopp der Expansion“ der großen Industrieländer und ihrer Aus-
beutung der übrigen Welt. Die ökonomische Expansion des kapitalistischen Wes-
tens hielt Jaspers für prinzipiell verfehlt - unabhängig davon, ob „die Begrenzung 
durch den Umfang des Erdballs oder durch den halben Erdball gegeben ist.“ Zu-
gleich hielt er es für „unverständig und unzweckmäßig, unausgenutzte Rohstoffe in 
der Welt liegen zu lassen“. Die Alternative zur Expansion und zum bloßen Verzicht 
blieb bei Jaspers noch unklar. „Was unter den Bedingungen des Weltfriedens und 
des neuen politischen Ethos möglich wird, ist nicht absehbar. ... Wenn die Ge-
schäftsinteressen ... gemäßigt und unter Kontrolle gehalten werden“, dann ließe 
sich der „Zugang zu den Rohstoffen über die Welt in gegenseitigen Beziehungen 
wiederherstellen.“244 
   Ein anderer Teil der „gemeinsamen Instanzen“ eines neuen nachkolonialen 
„Weltverkehrs“ hätte der „Bancor“-Plan für die Gründung einer „International 
Clearing Union“ sein können, mit dem sich John Maynard Keynes auf der Konfe-
renz des Völkerbundes in Bretton Woods (1944) nicht hatte durchsetzen können. 
Die stattdessen gemäß dem US-amerikanischen White-Plan geschaffenen Institu-
tionen des Internationalen Währungsfonds, der Weltbank und des Welthandelssys-
tems GATT/WTO mit dem US-Dollar als internationaler Leitwährung betrachtete 
Jaspers als „Dollarimperialismus“ und als eine falsche Weichenstellung für die 
weitere Entwicklung der Weltwirtschaft, weil sie die früheren Kolonialländer zwar 
in eine politische Unabhängigkeit entließ, ihnen aber keine wirtschaftliche Selbst-
ständigkeit zubilligte und sie in neokolonialen Abhängigkeiten gefangen hielt. In-
folgedessen vertiefte sich die aus Kolonialzeiten stammende Kluft zwischen dem 
Norden und dem Süden weiter.  „Die Völker sind unwillig nicht nur gegen die poli-
tische, sondern auch gegen die Wirtschaftsmacht der Abendländer. Die Weise, wie 

                                                
243   Karl Jaspers (1958), S. 125 (Weltverkehr mit Hilfe gemeinsamer Instanzen), 146 - 148 (Weltstaat vs. 
globale Konföderation) und 201 - 219 (Vereinte Nationen). 
244   Karl Jaspers (1958), S. 114, 118 und 127 - 128 (Ressourcen). 
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sie diese erfahren haben, erscheint ihnen – oft nicht zu Unrecht – als Ausbeutung, 
Überlistung, Vergewaltigung. Zinszahlung erscheint ihnen als Tribut, Gewinnung 
der Rohstoffe auf ihrem Gebiet unter Heranziehung frei geworbener entlohnter 
Arbeitskräfte aus den Eingeborenen als Raub und Versklavung.“ Ein nachkolonia-
ler Weltfriedenszustand erfordert deshalb Jaspers zufolge neben der politischen 
Unabhängigkeit der ehemaligen Kolonialländer auch deren wirtschaftliche Selbst-
ständigkeit und Unabhängigkeit. Im Zeitalter des Kolonialismus „lebte die Industrie 
durch Expansion, durch die Erweiterung der Absatzmärkte, den ständig vermehr-
ten Erwerb von Rohstoffen dort, wo sie durch die abendländische Ausbeutung am 
billigsten zu haben waren, durch den Kapitalexport zur Errichtung von Unterneh-
mungen in fremden Gebieten. … Jetzt dagegen muss an die Stelle der Expansion 
nach außen eine Intensivierung nach innen treten.“245 
   Der Schwierigkeit dieser großen Umstellung der Weltwirtschaft von einer Außen- 
zu einer Innenorientierung der bislang dominierenden Länder war sich Jaspers 
ebenso bewusst wie der Notwendigkeit einer Unterstützung dieses Umdenkens 
durch die Ökonomie. „Das neue Prinzip, das dem ökonomischen und technischen 
Denken absurd erscheint, muss wenigstens durchdacht werden. Das ist Sache der 
analytischen Energie ökonomischen Denkens (die dem Verfasser nicht zur Verfü-
gung steht) in Verbindung mit dem neuen ethischen Willen. … Im Rahmen allein 
des bisherigen wirtschaftlichen Denkens kann es nicht gelingen.“246 
   Jaspers ließ die Frage offen, „wie nun der wirtschaftliche Verkehr stattfinden 
kann …, unter welchen Bedingungen Verträge möglich sind, die ehrlich gemeint, in 
ihrem Sinn beiden Teilen gleich klar bewusst sind, unter gleichen Voraussetzun-
gen der Kenntnisse stattfinden, so dass nicht nur tatsächlich der Nutzen auf bei-
den Seiten gleich, sondern auch frei gewollt ist.“ Noch fehlten Vorstellungen von 
einem globalen Institutionengefüge als Grundlage für einen freien Welthandel im 
„gemeinsamen Geist der Vertragstreue“.247 Gleichwohl suchte Jaspers in einer 
richtigen Richtung nach ihnen. 
 
Wirtschaftliche Macht vs. politische Demokratie 
 
Als „Zustand einer Unwahrhaftigkeit“ der den Welthandel bislang beherrschenden 
Industrieländer Westeuropas und Nordamerikas erschien es Jaspers, dass diese 
Staaten anstelle einer gerechten Ordnungspolitik von Fall zu Fall die Interessen-
gruppen bedienten. Der westdeutsche Staat „befriedigt die Ansprüche der Mana-
ger, Arbeiter, Angestellten, Beamten, Bauern usw. durch finanzielle Zugeständnis-
se, für die das Geld nicht da ist. Motiv ist die Sorge vor Streiks, Revolten, sozialem 
Umsturz und die Rücksicht auf die Stimmen bei der nächsten Wahl. … Indem für 
den Augenblick Probleme gelöst zu sein scheinen, werden für die Zukunft schwe-

                                                
245   Karl Jaspers (1958), S. 125 - 127 (Weltverkehr unter neuen Voraussetzungen). 
246   Karl Jaspers (1958), S. 126 (Aufgabe der Ökonomie). 
247   Karl Jaspers (1958), S. 130 – 131 (neue Grundlage für den Weltverkehr). 
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rere herbeigeführt.“ Dieser „Betrugszustand“ beruhe nicht zuletzt auch auf einer 
„inflatorisch wirkenden Geldschöpfung“ als „Folge des ständigen Ausweichens der 
Staaten und Wirtschaftsmächte vor der wirklichen Lösung von Problemen“.248 
   Auch wenn Jaspers sich weder auf Hannah Arendts Hinweis auf die widersprüch-
liche Eigentumsideologie noch auf die damit verwandten Gedanken der Frühsozia-
listen, der Geld- und Bodenrechtsreformer oder der Ordoliberalen bezog, kritisier-
te er die Restauration der kapitalistisch vermachteten Marktwirtschaft mit ihrer 
Zusammenballung von privatwirtschaftlicher Macht in mono- und oligopolistischen 
Konzernen so, als habe er die Entwicklung der westdeutschen Wirtschaftspolitik 
seit der Währungsreform von 1948 aus der Perspektive des frühen Ordoliberalis-
mus kritisieren wollen. Kurz nach dem Bau der Berliner Mauer (1961) verschärfte 
Jaspers in einem vor Führungskräften aus der Wirtschaft gehaltenen Vortrag 
„Freiheit und Schicksal in der Wirtschaft“ seine Kritik an der Einflussnahme wirt-
schaftlicher Interessengruppen auf die Politik und die Gewinnung wirtschaftswis-
senschaftlicher Erkenntnisse. Vor dem Hintergrund des Kalten Krieges betrachte-
te er es geradezu als existenzielle Selbstgefährdung der Freiheit des Westens, 
dass wirtschaftliche Interessengruppen die zweifelhafte Freiheit für sich in An-
spruch nahmen, nach dem Motto ‚Geschäft ist Geschäft’ ihre Gruppeninteressen zu 
Lasten des Gemeinwohls durchzusetzen. „Das Verhängnis der Wirtschaft liegt in 
ihr selber, wenn sie sich hemmungslos ihren Eigengesetzlichkeiten überlässt.“ 
Viel deutlicher als Popper erkannte Jaspers, dass die ‚freie‘ Wirtschaft des Wes-
tens sich selbst durch den interessenpolitischen „Missbrauch der Freiheit“ diskre-
ditierte und dass sie es selbst war, die ihre Widerstandskraft gegen die äußere 
Gefahr des kommunistischen Totalitarismus aushöhlte. Um die politische und auch 
die wirtschaftliche Freiheit vor dieser Gefahr zu schützen, forderte Jaspers die 
Wiederherstellung des „Primats der Politik vor der Wirtschaft. ... Private Wirt-
schaftsinteressen ohne Rücksicht auf Politik verfolgt, graben der politischen Frei-
heit und damit sich selbst das Grab. … Wir sollen nicht versinken in dem Sumpf, 
der zugleich mit der Freiheit durch ihren Missbrauch gewachsen ist.“ Wenn die 
politische Freiheit und die freie Wirtschaft von Dauer sein sollen, dürfe - so Jas-
pers in völliger Übereinstimmung mit den Grundgedanken des frühen Ordolibera-
lismus und der Geld- und Bodenrechtsreform – die „Konkurrenz der Interessen“ 
nicht länger die zweifelhafte Freiheit haben, die „Konkurrenz der Leistung“ zu 
verfälschen. Für unerlässlich hielt er deshalb eine rechtsstaatliche „Ordnung in 
Freiheit“, welche die Eigengesetzlichkeit der Wirtschaft einhegt und allen wirt-
schaftenden Menschen gerecht verteilte, gleiche Lebenschancen gewährleistet. 
Die freie Wirtschaft „kann sich nur behaupten, wenn die Menschen ihrer eigenen 
Freiheit Grenzen setzen.“249 

                                                
248   Karl Jaspers (1960/1996), S. 187 (unwahrhaftige Interessenpolitik und Inflation). Zur Inflation vgl. 
auch Karl Jaspers (1962/1996), S. 200 - 201. 
249   Karl Jaspers (1962/1996), S. 204 (Missbrauch der Freiheit) und 209 - 211 (Selbstzerstörung der 
Freiheit und Konkurrenz der Interessen vs. Konkurrenz der Leistungen).  
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   Als das westdeutsche Wirtschaftswunder in die erste große Wirtschaftskrise der 
Nachkriegszeit überging, äußerte Jaspers in seinem Buch „Wohin treibt die Bun-
desrepublik?“ (1966) die Sorge, dass die Demokratie unter dem Einfluss von wirt-
schaftlicher Macht zu einer Parteienoligarchie und zu einem „pseudopolitischen 
Betrieb“ werden könne. „In das Fundament unseres gegenwärtigen politischen 
Lebens sind Unwahrheiten eingeschlossen“ - nicht nur die unzureichend aufgear-
beitete NS-Vergangenheit, sondern auch die Restauration einer Wirtschaft, in der 
die wirtschaftliche und politische Freiheit für Machtzwecke missbraucht wurde. 
Angesichts der Konflikte zwischen den Parteien und der Außerparlamentarischen 
Opposition um die Beschränkung bürgerlicher Grundrechte durch Notstandsge-
setze forderte Jaspers eine Ergänzung der repräsentativen Demokratie durch ple-
biszitäre Elemente des Volksbegehrens und der Volksabstimmung. Sonst könne 
den Notstandsgesetzen ein „drohender zweiter Schritt von der Parteienoligarchie 
zur Diktatur“ und zu einem „autoritären Staat“ folgen.250  
   Ohne sich der marxistischen Kapitalismuskritik annähern zu wollen, hielt Jas-
pers seinen Kritikern entgegen, dass die Gesetzgebung seit der Währungsreform 
von 1948 und der Einführung der Sozialen Marktwirtschaft „die Bildung großer 
Konzerne förderte. … Wem aber gehörte das erarbeitete Vermögen? Nicht der 
Gesamtheit derer, die es geschaffen hatten, sondern den alten Aktionären oder 
den Familien, die Besitzer des Unternehmens gewesen waren.“ In dieser Kapital-
konzentration sah Jaspers eine „Ungerechtigkeit“ und ein Anzeichen dafür, dass 
die „freie Marktwirtschaft … langsam zum Schwindel geworden (ist). … Die Erfah-
rung hat gezeigt, dass die Sache nicht das ist, als was sie sich gab und noch 
gibt.“251 
   Das ganze spätere Ausmaß der Dringlichkeit seiner Forderung nach einem Pri-
mat der Politik gegenüber der Wirtschaft konnte Jaspers noch nicht voraussehen. 
Gegen Ende seines Lebens dachte er noch über mögliche Auswege aus diesem 
Dilemma nach, obwohl er bezweifelte, dass es eine „vollkommen befriedigende, 
ideale Wirtschaft“ geben könne. Immerhin stellte er ganz im Sinne des ordolibe-
ralen Ziels „Wohlstand für alle“ die in eine richtige Richtung weisende Frage:  
„Wäre es möglich, die alten Gesetze zu verändern, um die Wohlhabenheit allen 
zugutekommen zu lassen? Wäre eine sinnvolle Gleichheit nicht nur der Staatsbür-
ger, sondern auch der Wirtschaftsbürger möglich, die zwar starke Einkommens-
unterschiede nicht ausschließt, wohl aber dieses stillschweigende unverdiente 
Vermögenswachstum, das auf wenige beschränkt ist und bei einigen gewaltige 
Maße (Millionen, vielleicht Milliarden) angenommen hat?“252 

                                                
250   Karl Jaspers (1966), S. 127 (Parteienoligarchie), 131 – 134 (Wahlen und plebiszitäre Demokratie), 
141 und 151 (von der Demokratie zur Diktatur), 157 (Notstandsgesetze) und 176 – 177 (Demokratiedefi-
zite, Unwahrheiten). 
251   Karl Jaspers (1962/1996), S. 204 (Distanz zum Marxismus), und ders. (1967), S. 131 (zum Schwindel 
gewordene freie Marktwirtschaft), 134 - 135 (Marxismus) und 136 – 138 (Kluft zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit der sog. freien und sozialen Marktwirtschaft, Ungerechtigkeit). 
252   Karl Jaspers (1967), S. 137 – 138 (Gleichheit der Wirtschaftsbürger). 




